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A Vorwort 

Die Bundesregierung ist entschlossen, den Aufwand von 

Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und der Verwal-

tung zur Erfüllung bundesrechtlicher Regelungen umfas-

send und mit einem spürbaren Effekt zu senken. Wenn 

Regelungen unbedingt erforderlich sind, wird die Bundes-

regierung den Aufwand für ihre Erfüllung so gering wie 

möglich halten, auch im Bereich des EU-Rechts.  

Mit dem bisherigen Programm Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung wurde erstmals 

eine sachliche Diskussion über Belastungen und Vereinfachungen ermöglicht. Bürokratieab-

bau ist mess- und kontrollierbar. So hat die Bundesregierung bis Ende 2009 die Bürokratie-

belastung der Wirtschaft aus Informationspflichten von 47,6 Milliarden Euro pro Jahr be-

reits um rund 6,6 Milliarden Euro durch in Kraft getretene Maßnahmen abgebaut. Das Zwi-

schenziel auf dem Weg zur angestrebten Netto-Entlastung der Wirtschaft um 25 Prozent 

bis Ende 2011 im Vergleich zu 2006 ist damit erreicht. Daneben sind Regelungen in Kraft 

getreten, die weitere Änderungen der Be- und Entlastung bewirken können. Aber auch beim 

Formulieren nationaler Vorhaben und Umsetzen von EU-Richtlinien wird auf möglichst ge-

ringe Belastungen durch Informationspflichten geachtet. Das ist gelebte bessere Rechtset-

zung. 

Entlastungsmöglichkeiten liegen nicht nur im Bereich der Informationspflichten. Durch 

eine konsequente Betrachtung des gesamten Aufwandes für die Erfüllung staatlicher 

Pflichten bei Wirtschaft, Bürgern und Verwaltung können zusätzliche spürbare Vereinfa-

chungen erreicht werden. Im Koalitionsvertrag sind beispielhaft Themen benannt, unter 

anderem die Harmonisierung und Verkürzung der Aufbewahrungs- und Prüfungsfristen 

nach Handels-, Steuer- und Sozialrecht oder auch Anträge von Familien auf staatliche Leis-

tungen. Gemeinsam mit dem Nationalen Normenkontrollrat sollen zügig die notwendigen 

Berechnungsmethoden entwickelt werden. Zusätzlich wird das Zusammenwirken mit Län-

dern, Kommunen und Selbstverwaltungsträgern sowie die Betrachtung des EU-verursacht-

en deutschen Rechts verstärkt.  

Die Bundesregierung weitet Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung auf die Betrach-

tung des gesamten Aufwandes zur Erfüllung bundesrechtlicher Vorgaben aus. Dazu wird 

die Zusammenarbeit mit dem Nationalen Normenkontrollrat weiter ausgebaut: Künftig soll 
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der Nationale Normenkontrollrat beispielsweise auch den Aufwand für die Erfüllung staat-

lich verursachter Pflichten und die Möglichkeit der Befristung prüfen können. Das soll der 

Bundesregierung auch helfen, die Qualität ihrer Begründungen weiter zu verbessern. 

Auf europäischer Ebene wird die Bundesregierung im Rat und im Europäischen Parlament 

aktiv dazu beitragen, die Annahme der auf nationaler Ebene tragfähigen Vorschläge der 

Kommission aus dem Aktionsprogramm zum Abbau der Verwaltungslasten zu unterstüt-

zen. Dabei wird nicht nur neues Recht in den Blick genommen, sondern auch bereits beste-

hendes, umgesetztes europäisches Recht. Das Ziel der Europäischen Kommission, 25 Pro-

zent der Verwaltungslasten im EU-Recht bis Ende 2012 abzubauen, wird nur erreicht, 

wenn unter Beachtung sämtlicher Politikziele der Bundesregierung umfassende Vorschläge 

wie die Vereinfachung der Buchführungspflichten für Mikrounternehmen oder Erleichte-

rungen bei der elektronischen Rechnungsstellung realisiert werden.  

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, dass das Mandat der Hochrangigen Gruppe 

unabhängiger Interessenträger im Bereich Verwaltungslasten unter Vorsitz von Minister-

präsident a. D. Dr. Edmund Stoiber ausgeweitet wird.  

Ich bedanke mich bei allen, die zum bisherigen Erfolg beigetragen haben, und freue mich 

auf die weitere Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

Ihr Eckart von Klaeden,  

Staatsminister bei der Bundeskanzlerin, Koordinator der Bundesregierung für Bürokratie-

abbau und bessere Rechtsetzung 
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B Stand des Bürokratieabbaus 

B.1 Veränderung des Messergebnisses zum Stichtag 

B.1.1 Wirtschaft 

Nach Abschluss der Bestandsmessung für die Informationspflichten der Wirtschaft zum 

Stichtag 30. September 2006 haben sich gegenüber dem Bericht der Bundesregierung 2008 

zur Anwendung des Standardkosten-Modells und zum Stand des Bürokratieabbaus kaum 

Veränderungen ergeben. Die Bestandsmessung umfasst insgesamt 9.199 Informations-

pflichten aus nationalen Gesetzen und Verordnungen (einschließlich des national umge-

setzten EU- und internationalen Rechts). Die Summe der Bürokratiekosten der Wirtschaft 

zum Stichtag hat sich nur geringfügig verändert und beträgt nach wie vor rund 47,66 Milli-

arden Euro pro Jahr. 

Von der Gesamtbelastung sind rund 22,5 Milliarden Euro allein vom nationalen Gesetzge-

ber veranlasst (Kategorie „nationales Recht“), 25,1 Milliarden Euro gehen auf Regelungen 

zurück, die durch EU- und internationales Recht veranlasst wurden (Kategorie „EU- und 

internationales Recht“).  

B.1.2 Bürgerinnen und Bürger 

Seit dem 1. Januar 2009 wird das Verfahren zur Schätzung der Bürokratiebelastung von 

neuen Regelungsvorhaben (so genanntes Ex-ante-Verfahren) auch für Informationspflich-

ten der Bürgerinnen und Bürger angewendet. Die Bundesministerien stellen hierbei die 

Bürokratiebelastung im Gesetzesvorblatt dar und übersenden den Entwurf dem Nationalen 

Normenkontrollrat zur Prüfung. Im Unterschied zur Wirtschaft wird die Bürokratiebelas-

tung von Bürgerinnen und Bürgern allerdings ausschließlich in Zeit (Stunden/Minuten) 

angegeben; über eine zusätzliche Darstellung in anderer Weise entscheiden die Ressorts im 

Einzelfall im Rahmen ihrer Prüfung.  

Bislang konnte im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 

Technologie sowie des Bundesministeriums des Innern die Messung der Bürokratiebelas-

tung aus Informationspflichten, die auf bestehendes Bundesrecht zurückgehen (Bestands-

messung) nach dem Standardkosten-Modell (SKM) abgeschlossen werden. Aus anderen 

Ressorts liegen Messergebnisse in Teilbereichen vor. Die Messungen bei weiteren Ressorts 

(zum Beispiel Bundesministerium der Verteidigung, Bundesministerium für Familie, Seni-
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oren, Frauen und Jugend, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-

heit, Bundesministerium für Bildung und Forschung) wurden eingeleitet. 

Die Ergebnisse der bislang durchgeführten ebenenübergreifenden Pilotprojekte haben ge-

zeigt, dass die SKM-gestützte Analyse konkreter Lebenslagen bzw. Rechtsbereiche die 

Identifizierung von Vereinfachungspotenzial im Einzelfall erleichtern kann (vgl. auch Ab-

schnitt B.1.3 und D.1). Die Berücksichtigung qualitativer Aspekte, z.B. Verständlichkeit 

von Vordrucken, kann zusätzliche Hinweise zur Spürbarkeit einzelner Maßnahmen liefern. 

B.1.3 Verwaltung 

Bei der Anwendung des Standardkosten-Modells für die Verwaltung gibt es kaum interna-

tionale Erfahrungen, auf die zurückgegriffen werden kann.  

Im Rahmen der ebenenübergreifenden Pilotprojekte (vgl. Abschnitt D.1) wurde erstmals 

neben der Messung des Aufwandes der Bürgerinnen und Bürger auch der Aufwand unter-

sucht, der bei der Bearbeitung bestimmter Anträge innerhalb der Verwaltung entsteht. Die-

se „parallele“ Betrachtung ermöglicht es festzustellen, ob eine Reduzierung des bürokrati-

schen Aufwandes beim Adressaten zu einem Aufwuchs an bürokratischem Aufwand in der 

Verwaltung führt. 

B.2 Stand der Vereinfachungen 

Für die Vereinfachung von bestehenden rechtlichen Vorgaben haben die Ressorts zahlrei-

che Vereinfachungsmaßnahmen vorgeschlagen beziehungsweise umgesetzt. In der Anlage 

sind die Maßnahmen aufgeführt. 

Insgesamt liegen nun 365 Vereinfachungsmaßnahmen vor.  
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Tabelle 1: Übersicht über die Vereinfachungsmaßnahmen 

 Gesamt davon quantifiziert Entlastungen für die 
Wirtschaft 

  Anzahl in Mio. Euro pro Jahr 
195 

 
Gesamt 365 

 

7.147,8 

Bereits umgesetzte Maßnahmen 
in Bezug auf Informationspflich-
ten 

309 186 6.890,4 

 davon in Kraft 292 179 6.704,5 
Geplante Maßnahmen in Bezug 
auf Informationspflichten 

23 6 176,5 

Sonstige Entlastungsmaßnahmen 
 

33 2 80,9 

 

Aus den bezifferten Maßnahmen im Bereich Wirtschaft ergeben sich bei unverändertem 

Inkrafttreten rund 7,1 Milliarden Euro Entlastungen pro Jahr. Davon entfallen 0,6 Milliar-

den Euro auf Vereinfachungsmaßnahmen, die der EU-Ebene, und 6,5 Milliarden Euro, auf 

solche, die der nationalen Ebene zuzuordnen sind. 

Änderungen im parlamentarischen Verfahren können Auswirkungen auf die geschätzten 

Bürokratieentlastungen haben. Viele dieser Entlastungsmaßnahmen benötigen nach ihrem 

Inkrafttreten umfassende organisatorische und technische Vorbereitungen, so dass sie erst 

nach und nach im Alltag der Unternehmen wirksam werden. Weitere Maßnahmen bieten 

Entlastungspotenzial für Bürger oder streben Effizienzsteigerungen innerhalb der Verwal-

tung an.  

Von den 309 bereits durch Kabinettbeschluss umgesetzten Maßnahmen sind 292 Maßnah-

men (79 Prozent aller Maßnahmen) mit einem Entlastungsvolumen von 6,7 Milliarden 

Euro in Kraft getreten.  

Zusätzlich werden Untersuchungen fortgeführt, um weitere Vereinfachungsmöglichkeiten 

zu ermitteln: 

Das Statistische Bundesamt hat in Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle Bürokratieab-

bau die Ergebnisse der Bestandsmessung mit dem Ziel ausgewertet, den Ressorts eine Teil-

menge an Informationspflichten aus ihrem Zuständigkeitsbereich zur Verfügung zu stellen, 

soweit sie hinsichtlich ihrer Einzelfallbelastung besonders relevant ist. Das Bemühen um 

eine Verringerung der Bürokratiekosten richtet sich neben der gesamtwirtschaftlichen Ent-

lastung auch auf die bürokratische Belastung einzelner Branchen.  
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So wurde im Auftrag des Verbandes der chemischen Industrie eine unabhängige Studie 

(„Bürokratie- und Regulierungskosten in der chemischen Industrie – Potenziale zu Ihrer 

Reduktion“) mit dem Ziel erstellt, die Bürokratiekosten der chemischen Industrie, die sich 

aus dem Umweltrecht ergeben, abzuschätzen und Vorschläge zur Reduktion der Belastun-

gen zu machen. Demnach belaufen sich die Bürokratiekosten für die gesamte chemische 

Industrie nach einer Abschätzung – bezogen auf den Stichtag der Bestandsmessung - auf 

ca. 40 Mio. Euro/Jahr bei einer Bruttowertschöpfung von 46,4 Milliarden Euro pro Jahr. 

Das Kostenabsenkungspotenzial wird demgegenüber im Bereich des Umweltrechts auf 

circa 3,4 Millionen Euro abgeschätzt. Die Studie kommt dabei zu dem Ergebnis, dass das 

Potenzial zur Bürokratiekostensenkung im Bereich des durch das SKM gemessenen Um-

weltrechts begrenzt sei. 

Untersuchungen zu branchenspezifischen Belastungen sind auch für weitere Branchen ge-

startet worden. Unabhängige Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Technologie untersuchen hierzu die Situation in der Automobilwirtschaft, 

der Energiewirtschaft sowie im Bereich Post und Telekommunikation. Die unter Beteili-

gung von Branchenvertretern erarbeiteten Studienergebnisse liegen im Frühjahr 2010 vor 

und werden Vorschläge für konkrete Abbaumaßnahmen enthalten. 

Im Bundesministerium der Finanzen wurden im Mai 2009 im Bereich der Finanzmarktpoli-

tik mit den betreffenden Hauptverbänden (Zentraler Kreditausschuss und Gesamtverband 

der Deutschen Versicherungswirtschaft) Workshops zur Realisierbarkeit branchenspezifi-

scher Vereinfachungsvorschläge durchgeführt. Eine Fortführung dieser Veranstaltung ist 

für Anfang 2010 geplant.  

Im Bereich der Verwaltung sind Vereinfachungen durch Modernisierungen wie etwa Pro-

zessstandardisierungen erreichbar. 
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C Weiterentwicklung des Datenbestands und Auswertun gen  

C.1 Monitoring 

Bereits im Regierungsprogramm von April 2006 hat sich die Bundesregierung zu den 

Grundsätzen eines transparenten und dauerhaften Bürokratieabbaus verpflichtet.  

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, bedarf es einer regelmäßigen Nacherfassung und 

Dokumentation aller gegenüber dem Stichtag für die Bestandsmessung 

(30. September 2006) neuen oder geänderten Regelungen (Monitoring). Übersteigen die 

geschätzten Werte aus dem Ex-ante-Verfahren 100.000 Euro pro Jahr, so misst das Statisti-

sche Bundesamt spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten der Informationspflichten deren 

Belastungen und dokumentiert ggf. die Abweichungen. 

C.2 Internetgestützter Datenzugriff 

Mit der Freischaltung der so genannten webbasierten Nutzerdatenbank (webSKM) konnte 

die Transparenz des Bürokratieabbauprozesses auch gegenüber der Öffentlichkeit deutlich 

verbessert werden. Neben einer Listenansicht der kostenintensivsten Informationspflichten 

kann der Nutzer auch gezielt über eine Freitextsuche oder gestaffelt nach Ressorts und Ge-

setzgebungsbereichen einzelne Informationspflichten aufrufen und sich den maßgeblichen 

Normtext über eine Verknüpfung mit der Juris-Datenbank anzeigen lassen. Ebenfalls hin-

terlegt ist die Liste der Vereinfachungsvorschläge. 
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D Zusammenarbeit mit anderen  

Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen unterscheiden in der Regel nicht, welche 

staatliche Ebene ihnen auf welcher Rechtsgrundlage begegnet. Dabei gibt es neben den im 

engeren Sinne staatlichen Akteuren, wie der Europäischen Union, den Behörden von Bund, 

Ländern und Gemeinden, auch zahlreiche Träger von Selbstverwaltungsaufgaben. 

D.1 Bund/Länder/Kommunen, Pilotprojekte 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit dem NKR im Frühjahr 2009 ebenenübergreifende 

Projekte mit Ländern und Kommunen gestartet: Das Statistische Bundesamt hat nach dem 

Standardkosten-Modell die Belastungen bei Anträgen auf Elterngeld und Wohngeld so-

wohl bei Bürgerinnen und Bürgern als auch bei der jeweiligen Behörde ermittelt. Aus-

gangsbasis waren die im Bundesrecht enthaltenen Informationspflichten.  

Mit mehr als einer Million Anträgen auf Wohngeld und mehr als 750.000 Anträgen auf 

Elterngeld betreffen die Pilotprojekte Rechtsbereiche, die sowohl volkswirtschaftlich als 

auch für den Einzelnen von Bedeutung sind. Die Ergebnisse der Projekte wurden am 16. 

September 2009 im Bundeskanzleramt vorgestellt. 

Die gewonnenen Erkenntnisse haben den Beteiligten wertvolle Hinweise geliefert, wo das 

Serviceangebot verbessert, das zugrunde liegende Recht vereinfacht und die Verfahren 

beschleunigt werden können. Gemeinsam prüfen Bund, Länder und Kommunen nunmehr, 

in welchem Umfang die Vereinfachungsvorschläge zeitnah und wirkungsvoll umgesetzt 

werden können. 

Folgende Kommunen und Länder nahmen an den Projekten teil: 

Wohngeld: 

Brandenburg: Falkensee, Fürstenwalde, Luckenwalde, Potsdam, 

Niedersachsen: Braunschweig, Melle, 

Nordrhein-Westfalen: Düsseldorf, Kleve, 

Schleswig-Holstein: Husum, Niebüll, Kiel, Lübeck; 
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Elterngeld: 

Nordrhein-Westfalen: Heinsberg, Rhein-Sieg-Kreis, Kreis Düren, Münster, 

Brandenburg: Kreis Elbe-Elster, Cottbus, Potsdam, Kreis Dahme-Spreewald, Kreis O-

berhavel. 

Aufgrund der großen Resonanz der beiden Projekte startete im Juli 2009 eine dritte Unter-

suchung beim Antragsverfahren auf BAföG. In Zusammenarbeit mit insgesamt vierzehn 

Ämtern für Ausbildungsförderung in acht Ländern soll auch hier der Aufwand sowohl bei 

Bürgerinnen und Bürgern als auch bei den jeweiligen Ämtern ebenfalls nach dem Stan-

dardkosten-Modell gemessen und Vereinfachungsmöglichkeiten identifiziert werden. Ne-

ben dem Bundesverwaltungsamt sowie dem Deutschen Studentenwerk als Dachverband 

nehmen folgende Länder bzw. Ämter für Ausbildungsförderung an dem Projekt teil: 

Brandenburg: Studentenwerke Frankfurt/Oder, Potsdam, 

Baden-Württemberg: Studentenwerk Karlsruhe, 

Bayern: Studentenwerke Regensburg, Würzburg,  

Hamburg:  Studierendenwerk Hamburg, 

Hessen: Studentenwerke Darmstadt, Frankfurt/Main, Gießen, Kassel, Marburg,  

Rheinland-Pfalz: Universität Trier, 

Sachsen: Studentenwerk Dresden, 

Thüringen:  Studentenwerk Jena. 

D.2 Selbstverwaltungsträger 

Die Träger von Selbstverwaltungsaufgaben (SV-Träger) setzen Bundesrecht um und sind 

in ihren Aufgabenbereichen zum Teil für den Vollzug zuständig. Außerdem schaffen sie im 

Rahmen der ihnen übertragenen Selbstverwaltungsaufgaben zum Beispiel in Satzungen 

und Verwaltungsvorschriften auch eigenes Recht.  

Um einen umfassenden, ebenen- und ressortübergreifenden Abbau von bürokratischen Las-

ten zu erreichen, ist es zweckmäßig, auch die Träger von Selbstverwaltungsaufgaben als 
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selbstständige Partner an der Umsetzung des Regierungsprogramms Bürokratieabbau und 

bessere Rechtsetzung zu beteiligen1. Als solche haben sie das gemeinsame Ziel, die Büro-

kratiekosten von Wirtschaft und Verwaltung sowie die zeitlichen Belastungen der Bürge-

rinnen und Bürger messbar zu senken.  

D.2.1 Sozialversicherungsträger 

Berührungspunkte mit den Sozialversicherungsträgern haben fast alle Bürgerinnen und 

Bürger und nahezu jedes Unternehmen in der Bundesrepublik. In Gesprächen haben sich 

die Spitzenvertreter der Sozialversicherung bereit erklärt, alle Möglichkeiten der Vereinfa-

chungen auszuschöpfen und insbesondere Vereinfachungen der Verwaltungsabläufe durch 

den Einsatz neuer Technik erreichen zu wollen. 

In der Arbeitsgruppe „Gesundheit“ steht ein Projekt der Kassenärztlichen Bundesvereini-

gung (KBV) zur Umsetzung von Vereinfachungsvorschlägen im Bestand im Mittelpunkt. 

Durch eine (Bestands-) Messung mittels SKM wurden die Schwerpunkte der Bürokratie-

kostenbelastung aus Informationspflichten für Vertragsärzte ermittelt. Aus den gewonne-

nen Daten gingen Vereinfachungsvorschläge zu bestimmten Verfahren und Dokumentatio-

nen hervor. Ziel ist es, diese Vorschläge durch Beschlüsse des Gemeinsamen Bundesaus-

schusses (G-BA) bzw. in horizontalen Verhandlungen mit dem GKV-Spitzenverband um-

zusetzen. 

Die KBV hat über das dargestellte Handlungsfeld hinaus die Einführung eines internen Ex-

ante-Verfahrens zur Verhinderung neuer unnötiger Bürokratie angekündigt. Dieses Hand-

lungsfeld stellt für die KBV und den eigens dafür geschaffenen Aufgabenbereich „Bessere 

Regulierung“ den Fokus ihrer Bemühungen dar. 

Der AOK-Bundesverband hat in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt eine 

SKM-Pilotmessung durchgeführt. Mit den Ergebnissen wollen die Krankenkassen die Un-

ternehmen zu einer möglichst zügigen Einführung des elektronischen Informationsaus-

tauschs ermuntern. Im Weiteren sollen die Verfahrensabläufe zur Berechnung von Entgelt-

                                                 

 
1 Vergleiche hierzu Bundesregierung (Jahresbericht 2007, Abschnitt D.1.2) und Normenkontrollrat 

(NKR) 2007. 
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ersatzleistungen gemessen werden, um parallel zur Entlastung der Wirtschaft auch Verwal-

tungshandeln zu vereinfachen. 

Die Arbeitsgruppe „Rente“ beschäftigt sich mit dem Vorhaben der Deutschen Rentenversi-

cherung Bund (RV Bund), eine elektronisch unterstützte Betriebsprüfung einzuführen. Ziel 

des Vereinfachungsvorschlages ist es, mit Hilfe einer Prüfungssoftware Daten, die vom 

Arbeitgeber zur Verfügung gestellt werden, zu analysieren und die daraus gewonnenen 

Ergebnisse als Hinweise für die Prüfung vor Ort zu nutzen. Darüber soll eine Reduzierung 

der Prüfdauer bei der Prüfstelle erreicht werden bzw. eine Vorortprüfung gänzlich entfal-

len. Anfang 2010 soll der entsprechende Wirkbetrieb aufgenommen werden. 

Die Deutsche Rentenversicherung hat darüber hinaus angekündigt, ein Ex-ante-Verfahren 

bei der Verabschiedung bestimmter untergesetzlicher Regelungen innerhalb der gesetzli-

chen Rentenversicherung einzuführen und die Antragsverfahren (z.B. Rentenantrag, Kon-

tenklärungsantrag) auf Vereinfachungspotenzial zu prüfen. 

Die Arbeitsgruppe „Unfall“ unterstützt die Bemühungen der Deutschen Gesetzlichen Un-

fallversicherung (DGUV), in einem länderübergreifenden Projekt für Unternehmensgrün-

dungen die Meldepflichten bei Gewerbeanmeldungen über so genannte One-stop-Shops als 

einheitlichen Ansprechpartner zusammenzufassen und elektronisch abzuwickeln. Dies ge-

schieht im Rahmen der Aktion „Einfach Gründen“ des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Technologie. Ziel ist es, dass die Unternehmen künftig nicht mehr den zuständigen 

Unfallversicherungsträger ermitteln und diesem gesonderte Angaben melden müssen. Für 

die Gewerbemeldebehörden entfiele die hunderttausendfache Übersendung der bislang 

überwiegend in Papierform erstellten Gewerbemeldungen an die gesetzliche Unfallversi-

cherung (und auch an die übrigen Adressaten nach der Gewerbeordnung). Die Träger der 

gesetzlichen Unfallversicherung erhielten für jedes neu gegründete Unternehmen nur noch 

einmalig Daten. 

Als Zwischenergebnis der Arbeitsgruppe „Arbeit“ ist festzuhalten, dass die Bundesagentur 

für Arbeit (BA) bereits interne Bürokratieabbaumaßnahmen auf Grundlage der Daten einer 

Kosten- und Leistungsrechnung eingeleitet bzw. abgeschlossen hat. Die Reform mit dem 

Ziel einer stärkeren Bürgerorientierung (Reduzierung der Bearbeitungs- und Wartezeiten, 

Erhöhung der Beratungszeiten, Einrichtung telefonischer Service-Center, Antragsbearbei-

tung im Beisein des Kunden inklusive Auskunft über Höhe und Dauer des Anspruchs) wird 
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weiter vorangetrieben. Der Vorstand der BA unterstützt darüber hinaus das Projekt der 

Bundesregierung durch ressortübergreifende Vorschläge. 

Allgemein sollen die für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung verantwortlichen Or-

ganisationseinheiten bei den jeweiligen Sozialversicherungsträgern mit entsprechender 

Durchschlagskraft ausgestattet und ihr Stellenwert hervorgehoben werden. Den Sozialver-

sicherungsträgern steht im Bürokratieabbauprozess die Unterstützung der zuständigen 

Bundesministerien, des Nationalen Normenkontrollrates (NKR), der Geschäftsstelle Büro-

kratieabbau im Bundeskanzleramt und des Statistischen Bundesamts zur Verfügung. 

D.2.2 Kammern 

Die als Körperschaften des öffentlichen Rechts eingerichteten Kammern führen als Teil der 

mittelbaren Staatsverwaltung, die ihnen durch Gesetz oder Rechtsverordnung zugewiese-

nen Aufgaben durch. Dazu haben sie die Möglichkeit, in ihren jeweiligen Aufgabenberei-

chen, eigenes, verbindliches Recht zu schaffen. Zu ihnen gehören neben den örtlichen In-

dustrie- und Handelskammern sowie den Handwerkskammern vor allem berufsständische 

Körperschaften mit gesetzlicher Mitgliedschaft wie etwa Ärzte- und Rechtsanwalts- oder 

zum Beispiel auch die Architektenkammern. 

In aller Regel wird das Recht der Kammern in Satzungen und Verfahrensvorschriften fest-

gelegt und bindet jeweils ihre Mitglieder. Die Kammern sind dadurch nicht nur Adressaten 

bundesrechtlicher Regelungen, sondern auch Verursacher eigener Regelungen und der dar-

aus erwachsenden Kosten. 

Aus diesem Grund hat die Bundesregierung zusammen mit dem Normenkontrollrat nun 

auch die Kammern zum Austausch in das Bundeskanzleramt eingeladen. Die Auftaktver-

anstaltung am 28. Mai 2009 diente dazu, die Kammern über das Regierungsprogramm Bü-

rokratieabbau und bessere Rechtsetzung unmittelbar zu informieren, sie am Bürokratieab-

bau im Bundesrecht zu beteiligen und ihnen Unterstützung für den Bürokratieabbau im 

jeweils eigenen Aufgabenbereich anzubieten. 

Wie bei den Sozialversicherungsträgern erfolgt die weitere Zusammenarbeit in vier Ar-

beitsgruppen, die sich zwischen Juli und Oktober 2009 konstituierten. Hierbei handelt es 

sich um folgende Gruppen: Kammern der Wirtschaft, Gesundheitsberufe, Rechts- und 

wirtschaftsberatende Berufe, Technische Berufe. 
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D.3 Europäische Union 

Mit ihrer Mitteilung vom 22. Oktober 20092 zieht die Europäischen Kommission eine erste 

Bilanz ihrer bisherigen Tätigkeit und legt zugleich Entwürfe für branchenspezifische Ab-

baupläne vor. Das EU-Aktionsprogramm zur Verringerung von Verwaltungslasten, das 

ursprünglich aus 42 ausgewählten Rechtsakten aus 13 vorrangigen Bereichen3 bestand, 

wurde seit Jahresbeginn um weitere 30 Rechtsakte erweitert. Deren Messung erfolgte, an-

ders als zuvor, ohne Beteiligung der Mitgliedstaaten. Insgesamt werden die EU-weiten Bü-

rokratielasten aus den 72 Rechtsakten auf knapp 124 Milliarden Euro pro Jahr geschätzt. 

Mit dem Abschluss der Messung befindet sich das Aktionsprogramm nunmehr in der ent-

scheidenden Phase konkreter Vereinfachungen. Bislang wurden 48 Entlastungsvorschläge 

der Europäischen Kommission vom Rat und vom Europäischen Parlament angenommen, 

weitere 18 werden derzeit verhandelt. Hierunter fallen insbesondere die Befreiung so ge-

nannter „Kleinstunternehmen“ von den Vorgaben der EU-Richtlinien zur handelsrechtli-

chen Rechnungslegung sowie die Erleichterung elektronischer Rechnungsstellung im Be-

reich des Mehrwertsteuer-Rechts. Bei dem durch die Europäische Kommission geschätzten 

Entlastungspotenzial dieser Vorschläge ist zu beachten, dass es sich um Maximalwerte 

handelt; hierbei wird unter anderem davon ausgegangen, dass alle Mitgliedstaaten sämtli-

che Regelungen, die über die Vorgaben des zugrunde liegenden EU-Rechtsakts hinausge-

hen, zurücknehmen. 

Um bereits vorliegende sowie weitere Vereinfachungsvorschläge, wie auch die Frage einer 

möglichen Erweiterung des EU-Aktionsprogramms, mit den Betroffenen zu erörtern, fand 

am 30. Juni 2009 – anknüpfend an die Konferenz „Verringerung der Verwaltungslasten in 

Europa“ vom 5. Juni 2008 – eine Folgekonferenz im Bundeskanzleramt in Berlin mit Ver-

tretern von mehr als 100 Unternehmen sowie der EU-Kommission statt. 

Neben Vereinfachungsmaßnahmen auf EU-Ebene plant die Europäische Kommission, mit 

Blick auf umzusetzendes EU-Recht auch den Mitgliedstaaten Vorschläge für die Umset-

zung in Form so genannter „guter Beispiele“ (good practices) zu übermitteln. Aus Sicht 

                                                 

 
2 Verfügbar unter http://ec.europa.eu/enterprise/policies/better-regulation/administrative-
burdens/index_de.htm. 
3 S. hierzu Jahresbericht der Bundesregierung 2008, Abschnitt E.3.  
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der Bundesregierung sollte der Schwerpunkt der Maßnahmen jedoch auf der unmittelbaren 

EU-Ebene als dem eigentlichen Verantwortungsbereich der Europäischen Kommission 

liegen. 

Die „Hochrangige Gruppe unabhängiger Interessenträger“ unter dem Vorsitz von Herrn 

Ministerpräsidenten a. D. Dr. Edmund Stoiber hat sich seit Mitte des vergangenen Jahres 

intensiv mit den Vereinfachungsanregungen des von der Europäischen Kommission beauf-

tragten Beratungskonsortiums beschäftigt und hierzu Stellungnahmen abgegeben. Darüber 

hinaus hat sie weitere Vereinfachungsmaßnahmen vorgeschlagen, die sich insbesondere 

aus den Konsultationsverfahren ergaben. In ihrer Sitzung im September 2009 hat die Grup-

pe einen zusammenfassenden Bericht dieser Arbeit an den Präsidenten der Europäischen 

Kommission überreicht. 
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1. Übersicht über die gemessenen Informationspflichten der Wirtschaft zum 30. September 2006 

 

Ressort 

Erfasste Informati-
onspflichten Wirt-

schaft 
Belastung der Wirt-

schaft 
Davon national 

verursacht 

 Davon durch EU-und 
internationales Recht 

verursacht 
  Anzahl in Mio. Euro in Mio. Euro in Mio. Euro 
Gesamt 9.199 47.661,2 22.544,5 25.116,7 
BMI 514 1.455,9 490,8 965,2 
BMJ 325 13.545,4 5.783,6 7.761,8 
BMF 3.169 21.677,9 9.084,5 12.593,4 
BMWi 1.391 2.657,7 1.345,8 1.311,8 
BMAS 440 2.780,5 2.628,6 151,8 
BMELV 872 419,2 78,8 340,5 
BMVg 9 0,4 0,4  
BMFSFJ 56 81,0 81,0  
BMG 474 3.028,2 1.842,1 1.186,1 
BMVBS 962 451,5 408,6 42,9 
BMU 935 1.515,3 752,2 763,1 
BMBF 30 32,3 32,3  
AA, BK, BKM, BMZ 22 15,9 15,9  
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2. Übersicht über Anzahl und Entlastungswirkungen der Vereinfachungsmaßnahmen je Ressort 

 

 Gesamtergebnis 

Bereits umgesetzte Entlastungs-
maßnahmen in Bezug auf Informa-

tionspflichten 
Geplante Entlastungsmaßnahmen 
in Bezug auf Informationspflichten Sonstige Entlastungsmaßnahmen 

Ressort Anzahl 

davon 
quantifi-
ziert 

Entlastung 
für die Wirt-
schaft  
in Mio. Euro Anzahl 

davon 
quantifi-
ziert 

Entlastung 
für die Wirt-
schaft  
in Mio. Euro Anzahl 

davon 
quantifi-
ziert 

Entlastung 
für die Wirt-
schaft  
in Mio. Euro Anzahl 

davon 
quantifi-
ziert 

Entlastung 
für die Wirt-
schaft  
in Mio. Euro 

Gesamt  365 194 7.147,8 309 186 6.890,4 23 6 176,5 33 2 80,9 
BMI  32 8 137,2 17 8 137,2 3     12     
BMJ 4 3 2.610,0 3 2 2.610,0       1 1   
BMF 63 46 1.488,5 62 45 1.486,3 1 1 2,2       
BMWi 66 40 181,0 63 38 163,7 3 2 17,3       
BMAS 31 25 1.856,1 31 25 1.856,1             
BMELV 92 42 138,2 76 42 138,2 9     7     
BMVg 5 2   3 2         2     
BMFSFJ 1 1 3,5 1 1 3,5             
BMG 28 9 306,8 19 6 69,9 4 2 156,0 5 1 80,9 
BMVBS 25 8 43,0 19 7 42,0 3 1 0,9 3     
BMU 12 10 383,4 12 10 383,4             
BMBF 6     3           3     

 

Verzeichnis 
Ressort Seite Ressort Seite 
BMI  20 BMVg 79 
BMJ 32 BMFSFJ 80 
BMF 36 BMG 81 
BMWi 48 BMVBS 89 
BMAS 59 BMU 93 
BMELV 66 BMBF 97 



  Anlage 

Bundesministerium des Innern 

20 

3. Vereinfachungsmaßnahmen je Ressort 

 
Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-

schaft November 2009 
anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium des Innern   
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
 A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren    

1    Elektronische 
Anzeige bei Ver-
dacht der Geldwä-
sche/ Elektroni-
scher Personal-
ausweis (EPA) 

Zur Bekämpfung der Geldwäsche sollen die 
Verdachtsanzeigen künftig - automatisiert 
aus der Monitoring-Software der Finanz-
dienstleister oder - alternativ mittels elektro-
nischem Formular an das BKA übermittelt 
werden. Das BKA leitet die Verdachtsanzei-
gen dann an die jeweils zuständigen Landes- 
und Strafverfolgungsbehörden weiter. Mittels 
Elektronischen Personalausweis erfolgt die 
Verdachtsanzeige weitestgehend automati-
siert. 

Geldwäschege-
setz 

GWGÄndG führt insgesamt zu einer Belas-
tung der Wirtschaft in Höhe von 0,18 Mio. 
Euro. Allerdings wird in Verbindung mit 
dem elektronischen Personalausweis eine 
Entlastung bei der elektronischen Ver-
dachtsanzeige in Höhe von 123,29 Mio. 
Euro realisiert. 

  umgesetzt ja   

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  

 2     Luftsicherheits-
Zuverlässigkeitsü-
berprüfungs-
verordnung (Luft-
SiZÜV)  

Gemäß § 17 Abs. 1 Luftsicherheitsgesetz 
wurde mit Zustimmung des Bundesrates das 
Verfahren der Zuverlässigkeitsüberprüfung 
konkretisiert. Verlängerung des bisherigen 
Wiederholungsintervalls zunächst von 1 auf 
2 Jahre; ab 2009 auf 5 Jahre. 

Luftsicherheits-
Zuverlässig-
keits-
überprüfungs-
verordnung 

6,9 Mio. Euro   1. Phase: LuftSiZÜV in 
Kraft seit 2. Juni 2007, 
2. Phase in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

 3     Änderung des 
Bundesdaten-
schutzgesetzes 
(BDSG) 

Nach alter Rechtslage waren nicht-öffentliche 
Stellen, die personenbezogene Daten auto-
matisiert verarbeiten, von der Verpflichtung 
zur Bestellung eines betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten sowie zur Meldung der 
Verfahren automatisierter Datenverarbeitun-
gen bei der Aufsichtsbehörde befreit, wenn 
sie höchstens vier Personen mit der automa-
tisierten Verarbeitung personenbezogener 
Daten beschäftigten. Durch die Rechtsände-
rung wurde die maßgebliche Personenzahl 
von "vier" auf "neun" erhöht. 
 
 
 
 

Bundesdaten-
schutzgesetz 

    in Kraft seit 26. August 
2006 

ja MEG I 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  

 4     Wegfall der Be-
scheinigung der 
ordnungsgemäßen 
Teilnahme 

Entlastungen ergeben sich auch durch den 
Wegfall der Bescheinigung über die ord-
nungsgemäße Teilnahme nach jedem abge-
schlossenen Kursmodul. Die Kursträger 
haben nur noch auf Verlangen der zuständi-
gen Stellen bei der Feststellung der ord-
nungsgemäßen Teilnahme von Teilnahme-
verpflichteten mitzuwirken. 

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 

3,25 Mio. Euro   umgesetzt ja   

 5     Wegfall der Be-
scheinigung des 
Abschlusstests  

Entlastungen für die Kursträger ergeben sich 
durch den Wegfall der Bescheinigung des 
Abschlusstests. 

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 

1,3 Mio. Euro   umgesetzt ja   

 6     Wegfall von Mel-
dungen über die 
Teilnahme an 
Kursabschnitten 

Die Übermittlung der Teilnahmedaten und 
des Umfangs der Teilnahme am Ende eines 
jeden Kursabschnitts wird abgeschafft. Statt-
dessen haben die Kursträger nur noch zum 
Zweck der Kursabrechnung die tatsächlichen 
Teilnahmedaten zu erfassen und zu übermit-
teln. 

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 
 
 

0,42 Mio. Euro  umgesetzt ja   

 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  

 7     Gesetz zur Ände-
rung des Waffen-
gesetzes und 
weiterer Vorschrif-
ten 

Wegfall von drei Sollvorschriften (6 Informa-
tionspflichten) zur Beteiligung der kriminalpo-
lizeilichen Beratungsstellen in bestimmten 
Fällen der Aufbewahrung von Waffen 

Allgemeine 
Waffengesetz-
Verordnung 

    Wie geplant zum 1. 
April 2008 in Kraft 
getreten. WaffRÄndG 
führt insgesamt zu 
einer Belastung der 
Wirtschaft in Höhe von 
280.000 Euro 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 8     Abschaffung der 
Eigenbeitragsrück-
erstattung bei 
entschuldigtem 
Fehlen des 
Kursteilnehmers 

Durch die Abschaffung der Eigenbeitrags-
rückerstattung bei entschuldigtem Fehlen 
des Kursteilnehmers ergeben sich für die 
Kursträger, die die Integrationskurse nach 
der IntV durchführen erhebliche finanzielle 
und administrative Entlastungen; im Schnitt 
mindert sich der administrative Aufwand für 
die Kursträger dadurch um 9 Stunden pro 
Kurs.  

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 

1,6 Mio. Euro   umgesetzt ja   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 9    Formulierungshilfe 

für den Entwurf 
eines Gesetzes 
über befriedete 
Bezirke für Verfas-
sungsorgane des 
Bundes der Koali-
tionsfraktionen 

BMI ist bisher verpflichtet, dem BT binnen 
eines Jahres nach der konstituierenden 
Sitzung über seine Erfahrungen mit dem 
Verfahren der Zulassung von Versammlun-
gen im befriedeten Bezirk Bericht zu erstat-
ten. Diese Berichtspflicht entfällt. Ferner 
Wegfall der verpflichtenden Darstellung der 
befriedeten Bezirke in Kartenform. 
 

Gesetz über 
befriedete 
Bezirke für 
Verfassungs-
organe des 
Bundes (Bef-
BezG) 

   umgesetzt ja   

F Andere Maßnahmen  
 10     Zweites Gesetz zur 

Änderung des 
Ersten Gesetzes 
zur Änderung des 
Bundesgrenz-
schutzgesetzes 

Entfristung der lageabhängigen Kontrollbe-
fugnis auf Bahnanlagen und Flughäfen und 
Aufhebung der damit verbundenen gesetzli-
chen Evaluierungspflicht. Wegfall statisti-
scher Anschreibungen, Erhebungen und 
Auswertungen. 

Erstes Gesetz 
zur Änderung 
des BGSG 

    in Kraft seit 30. Juni 
2007 

ja   

 11     Abschaffung des 
Zustimmungsver-
fahrens 

Die Beteiligung der Bundesländer gemäß § 
28 Abs. 2 BVFG a.F. im schriftlichen Auf-
nahme- bzw. Einbeziehungsverfahren wurde 
durch das 7. BVFG ÄndG abgeschafft. Das 
BVA kann künftig ohne Zustimmung eines 
Bundeslandes die entsprechenden Beschei-
de erteilen. Die Doppelprüfung der Ertei-
lungsvoraussetzungen durch das BVA und 
ein Bundesland entfällt. Dadurch wird das 
Verfahren stark verkürzt. 

Gesetz über die 
Angelegenhei-
ten der Vertrie-
benen und 
Flüchtlinge 

    in Kraft seit 24. Mai 
2007 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 12     Zuständigkeits-
übertragung für 
Gewährung pau-
schaler Eingliede-
rungshilfen 

Die Zuständigkeit für die Entscheidung über 
die Gewährung einer pauschalen Eingliede-
rungshilfe nach § 9 Abs. 3 BVFG wurde 
durch das 7. BVFG ÄndG von den Ländern 
auf das Bundesverwaltungsamt übertragen. 
Damit wurden die Entscheidung über die 
Erteilung einer Statusbescheinigung nach § 
15 BVFG und die Entscheidung über die 
pauschale Eingliederungshilfe, die beide auf 
der selben Tatsachengrundlage getroffen 
werden, in einer Hand vereint. Der kostspie-
lige Aktenversand an die Länder und der 
Aufwand für die Verteilung der Bundesmittel 
auf die Länder sind damit entfallen und das 
Verfahren wurde durch Entscheidungsbünde-
lung beim BVA gestrafft. 

Gesetz über die 
Angelegenhei-
ten der Vertrie-
benen und 
Flüchtlinge 

    in Kraft seit 24. Mai 
2007 

ja   

 13     Zentralisierung von 
Behörden der 
Bundespolizei 

Im Rahmen der Neuorganisation der Bun-
despolizei werden die 5 Einstellungsbehör-
den und Prüfungsämter sowie die Ausbil-
dungsstruktur insgesamt zentralisiert. Da-
durch werden Informationsstränge gestrafft 
und die Informationspflichten verringert. 

Verordnung 
über die Ausbil-
dung und Prü-
fung für die 
Laufbahn des 
mittleren Poli-
zeivollzugs-
dienstes in der 
Bundespolizei 
(AP-mDBPOL) - 
Ministerverord-
nung - 

    In Kraft seit Dezember 
2007 

ja Feinkon-
zept zur 
Neuorgani-
sation der 
Bundespo-
lizei 

 14     14. Verordnung zur 
Änderung der 
Bundespolizei-
Laufbahnverord-
nung 

Abschaffung des Praxisaufstieges in den 
höheren Bundespolizeivollzugsdienst und 
Begrenzung der Aufstiegsarten auf den 
qualitativ höheren Ausbildungsaufstieg. 

Bundespolizei-
laufbahnverord-
nung  

    umgesetzt ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 15     Gemeinsames 
Bürger- Service- 
Zentrum im Ge-
schäftsbereich BMI 

Vorteil eines gemeinsamen Bürger Service 
Zentrums im Geschäftsbereich BMI ist die 
qualitativ hochwertige, umfassende Beratung 
und ein kompetenter Bürger-/Kundenservice 
bei gleichzeitiger Entlastung der Fachberei-
che der teilnehmenden Behörden. Das Pro-
jekt steht im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt D115 - Einheitliche Behördenrufnummer. 

untergesetzlich     Durch das BVA wurde 
eine umfassende Vor-
studie erarbeitet, wel-
che als Grundlage zum 
Aufbau eines Projekt-
teams dient. Kommuni-
kationszentrum im 
Pilotbetrieb 2008; bis 
2009 Überleitung in ein 
Bürger-Service-
Zentrum 

ja   

 16     D115 - Einheitliche 
Behördenrufnum-
mer  

Die Rufnummer 115 soll die bundesweit 
einheitliche Servicenummer für den Kontakt 
von Bürgern zur Verwaltung werden. Verwal-
tungsdienstleistungen sollen in ebenenüber-
greifenden, dezentralen Servicecentern 
transparent und rasch abrufbar sein. Ein 
gleiches Leistungsversprechen und Quali-
tätsmanagement garantiert, dass die Leis-
tungen auf einem einheitlichen hohen Niveau 
zur Verfügung gestellt werden. D11 befindet 
sich in ersten Modellregionen im Pilotbetrieb. 
Über 10 Millionen Bürger können den D115-
Service bereits nutzen.  

untergesetzlich     Derzeit befindet sich 
das Projekt D115 im 
Pilotbetrieb in den 
beteiligten Modellregio-
nen.  

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 

 Geplante Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten  
 A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren    
 17     Elektronische 

Führung der Per-
sonenstandsre-
gister 

Durch das Personenstandsrechtsreformge-
setz vom 19. Februar 2007 wird die elektro-
nische Registerführung im Personenstands-
wesen zum 1. Januar 2009 eingeführt und 
zum 1. Januar 2014 obligatorisch. Damit 
einhergehend werden die Mitteilungs- und 
Anzeigepflichten der Standesämter unterein-
ander und mit Dritten ebenfalls sukzessive 
auf elektronische Datenaustauschverfahren 
umgestellt. 
 
 
 
 
 
 
 

Personen-
standsrechts-
reformgesetz 

  5 min Zeiter-
sparnis pro 
Anfrage 

in Kraft seit 19. Februar 
2007; Einführung zum 
1. Januar 2009, obliga-
torisch ab 1. Januar 
2014 

ja Aktionsplan 
Deutsch-
land Online 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 18     Abschaffung der 

vierteljährlichen 
Meldepflichten an 
das BAMF 

Erhebliche Entlastungen ergeben sich durch 
die Abschaffung der vierteljährlichen Melde-
pflichten der Kursträger an das BAMF. Die 
Evaluation der Integrationskurse hat erge-
ben, dass die vierteljährlichen Meldungen für 
eine effektive Prozesskontrolle nicht erforder-
lich sind, stattdessen wird stärker auf die 
Mitwirkungspflichten der Teilnahmeberechtig-
ten selbst abgestellt. 

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 
 
 

0,64 Mio. Euro   mit Inkrafttreten IntV 
umgesetzt 

ja   

F Andere Maßnahmen  
 19     Unterstützung des 

Katastrophen-
schutzes der Län-
der durch Ausstat-
tung: Hier Verwal-
tungsvereinfa-
chung für Abrech-
nung 

Im Zuge des neuen, von IMK jetzt gebilligtes 
Ausstattungskonzeptes soll das bisherige 
Abrechnungsverfahren deutlich vereinfacht 
werden. 

untergesetzlich     IMK-Beschluss vom 31. 
Mai 2007/1. Juni 2007 

nein   

 20     Ausstieg aus dem 
öffentlichen 
Schutzraumbau 

Bisherige (gesetzlich vorgesehene) Unterhal-
tung von öffentlichen Schutzräumen für den 
V-Fall soll aufgegeben werden. Damit entfällt 
- mittelbar - viel Verwaltungsaufwand vor 
allem auch bei Ländern bei Abrechnung. 

untergesetzlich     Der Ausstieg aus dem 
öffentlichen Schutz-
raumbau wurde fallen 
gelassen. Derzeit 
verhandelt BMI und 
Länder mit BImA und 
BMF über eine Über-
nahme/ Nachnutzung 
der Objekte. Ein evtl. 
Rückbau würde dann 
von BImA und BMF 
betrieben werden. Je 
nach Finanzlage ist 
eine Dauer des Projek-
tes von 6 bis 8 Jahren 
anvisiert. 
 
 
 
 
 
 

nein   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
 A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren    
 21     Ausbau der 

Auschrei-
bungsplattform des 
Bundes (e-
Vergabe) 

Mit der elektronischen Vergabeplattform „e-
Vergabe“ stellt das Beschaffungsamt des 
BMI ein onlinebasiertes Portal zur Durchfüh-
rung von Vergabeverfahren bereit. Die hoch-
verfügbare Vergabeplattform ist in Sachen 
Sicherheit, Bedienerfreundlichkeit und Pro-
zesseffektivität stets auf dem neuesten 
Stand. Seit ihrem Start steigt sowohl die Zahl 
der elektronisch abgewickelten Ausschrei-
bungen als auch die Anzahl der teilnehmen-
den Unternehmen beständig. 

      Die „e-Vergabe“ ermög-
licht es, Ausschreibun-
gen elektronisch durch-
zuführen. Die Prozess-
abwicklung via Internet 
und der freie, zeitnahe 
Zugang zu Informatio-
nen und Dokumenten 
erhöht für Unternehmen 
die Chance, sich um 
Aufträge des Bundes 
zu bewerben. Das 
vollelektronische Ver-
gabeverfahren stärkt 
den Wettbewerb und 
bietet hohe Einsparpo-
tentiale für Wirtschaft 
und öffentliche Hand. 

nein Umset-
zungsplan 
2007 zum 
Regie-
rungsprogr
amm 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 22     Elektronische 
Vorgangsbearbei-
tung / Dokumen-
tenmanagement 

Mit Dokumentenmanagement / elektroni-
scher Vorgangsbearbeitung werden auf der 
Basis bereinigter Geschäftsprozesse die 
Voraussetzungen geschaffen, sowohl behör-
denübergreifende Verfahren als auch Pro-
zesse unter Einbeziehung der Bürger und 
der Wirtschaft informationstechnisch zu 
unterstützen. Durch die Beschleunigung der 
Verfahren und den Wegfall von Doppelarbei-
ten können Dienstleistungen darüber hinaus 
wirtschaftlicher erbracht werden. 

      Überarbeitung des 
DOMEA-Konzepts: 
Entwicklung eines 
einfacheren Organisati-
onskonzepts unter 
Berücksichtigung des 
Aufbaus der elektroni-
schen Akte und der 
Problemstellung der 
Archivierung sowie 
Entwicklung eines 
übergreifenden Leitfa-
dens unter Einbezie-
hung der Erweite-
rungsmodule (Pub-
likation) Berücksichti-
gung der / rechtlichen 
Aspekte der elektroni-
schen Aktenführung (z. 
B. Regelungen zur 
Papieraufbewahrung 
von Dokumenten mit 
vorgeschriebener 
Schriftform; elektroni-
sche Signatur) (Publi-
kation) 

nein Umset-
zungsplan 
2007 zum 
Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 

 23     Integration der 
Statistik in eBusi-
ness und XÖV-
Prozesse (eSta-
tistik.Integration) 

Die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der 
Online-Verfahren für die Datenerhebung der 
Statistikmelder umfasst die Automatisierung 
der Datenübertragung zu den Statistischen 
Ämter und die Schaffung eines modernen 
"ErhebungsPortals" insbesondere für die 
meldepflichtigen Wirtschaftsunternehmen mit 
dem Ziel auch hier die Teilnahme durch 
höheren Nutzen deutlich zu verbessern. 

      Beginn der Program-
mierung erfolgt ab 
2009. 

nein Umset-
zungsplan 
2007 zum 
Regie-
rungsprogr
amm "E-
Govern-
ment 2.0" 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 36) 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 24     Straffung der 

Meldeverfahren 
Durch eine Straffung der Verfahren kann der 
administrative Aufwand für die Umsetzung 
der Integrationskurse bei den Beteiligten auf 
ein notwendiges Maß begrenzt werden. Der 
Verordnungsentwurf sieht vor, dass die 
Meldewege zentral über das BAMF laufen.  

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 

    Die Änderung der 
Integrations-
kursverordnung ist im 
Dezember 2007 in Kraft 
getreten. Die ange-
sprochenen Punkte 
wurden umgesetzt. Die 
Korrektur der SKM-
Bestandsmessung 
durch StBA erfolgt 
derzeit. Ergebnisse 
werden erwartet. 

nein   

F Andere Maßnahmen  
 25     Flexibilisierung der 

Stundenkontingen-
te 

Verzicht auf enge staatliche Vorgaben hin-
sichtlich des Stundenumfangs pro Woche. 
Dadurch erhalten die Kursträger neue Frei-
räume bei der Ausgestaltung ihres Kursan-
gebots. 

Verordnung 
über die Durch-
führung von 
Integrationskur-
sen für Auslän-
der und Spät-
aussiedler 
(Integrations-
kursverordnung) 

    Die Änderung der 
Integrationskursverord-
nung ist im Dezember 
2007 in Kraft getreten. 
Die angesprochenen 
Punkte wurden umge-
setzt. Die Korrektur der 
SKM-Bestands-
messung durch StBA 
erfolgt derzeit. Ergeb-
nisse werden erwartet. 

nein   

 26     Aufbau und Aus-
bau von Kompe-
tenz- und Dienst-
leistungszentren 

Alle Bundesministerien und deren Ge-
schäftsbereiche sollen bis spätestens 31. 
Dezember 2009 für ihre Querschnittsfunktio-
nen (insb. Personalwesen, Haushaltswesen, 
Beschaffungswesen, IT, Organisation, Innere 
Dienste) soweit diese unterstützende Tätig-
keiten und nicht Entscheidungskompetenzen 
umfassen - kostengünstige, wettbewerbsfä-
hige, kunden- und qualitätsorientierte Leis-
tungen von Dienstleistungszentren beziehen 
können. BMF, BMI federführend; beteiligt 
BMVBS, BMVg und BMWi 

untergesetzlich     Die Erhebung des Ist-
Zustandes und die 
Erarbeitung des Soll-
Konzepts sind abge-
schlossen. Eine Mach-
barkeitsstudie wurde 
erstellt. Bis 1. Juli 2009 
werden alle Pilotprojek-
te gestartet sein. 

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 



  Anlage 

Bundesministerium des Innern 

29 

Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 27     Systematische 
betriebliche Ge-
sundheitsförderung 
im unmittelbaren 
Bundesdienst 

Mit dem Projekt zur systematischen betrieb-
lichen Gesundheitsförderung sollen die 
Leistungs- und Beschäftigungsfähigkeit der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Bun-
desverwaltung gesichert und zugleich die 
Attraktivität der Bundesverwaltung als Ar-
beitgeber erhalten werden. Angesichts eines 
vergleichsweise hohen Krankenstandes 
gegenüber der Erwerbsbevölkerung insge-
samt soll die Gesundheitsförderung auch zu 
Kosteneinsparungen führen. Als wichtiger 
Bestandteil der Personal- und Organisati-
onsentwicklung intensiviert das Bundesmi-
nisterium des Innern im Rahmen dieses 
Projekts seine Initiativen zur ressortweiten 
Einführung einer systematischen, längerfris-
tig angelegten und evaluierbaren betriebli-
chen Gesundheitsförderung. 

untergesetzlich     Die Gesundheitsförde-
rung hat in den Res-
sorts an Bedeutung 
gewonnen und ist 
zunehmend Chefsache 
geworden. Im Intranet 
des Bundes gibt eine 
neue Informationsplatt-
form Auskunft über die 
Vielzahl der ressortin-
ternen Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung, 
zum Krankenstandsbe-
richt der unmittelbaren 
Bundesverwaltung 
sowie zu Handlungshil-
fen und Leitfäden 

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 

 28     Strategische Steu-
erung 

Ziel des Projektes ist die Optimierung der 
strategisch-politischen Steuerung in der 
Bundesverwaltung mit transparenten Zielen 
für die Organisationseinheiten sowie die 
Mitarbeiter der Verwaltung. Zwischen politi-
scher Führung und Verwaltung soll die Kom-
munikation verbessert und bedarfsgerechte, 
strategische Informationen für die politische 
Führung optimiert werden. Bisherige Erfah-
rungen mit strategischer Steuerung sollen 
dabei aufgearbeitet, praxisorientierte Kon-
zepte modifiziert oder neu entwickelt und 
erprobt werden. 

untergesetzlich     Durch einen Ressort-
austausch erfolgte eine 
Bestandaufnahme und 
Analyse strategischer 
Steuerung in der Bun-
desverwaltung. Zwei 
Unterarbeitsgruppen 
wurden eingerichtet, die 
sich mit der horizonta-
len ressortübergreifen-
den Steuerung und mit 
der vertikalen ressortin-
ternen Steuerung 
auseinandersetzen. 
Hieraus resultierend 
wurde ein Orientie-
rungsrahmen für die 
strategische Steuerung 
erarbeitet. Dieser wird 
derzeit in der Bundes-
regierung abgestimmt.  

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 29     Weiterentwicklung 
des Intranets des 
Bundes 

Weiterentwicklung des Intranet des Bundes 
zum Informationsportal für die Beschäftigten 
der Bundesverwaltung. Mit dem Portal soll 
ein zentraler Einstiegspunkt zu behörden-
übergreifenden Informationen, Kommunikati-
onsangeboten und Diensten geschaffen 
werden. Inhaltsangebote werden bedarfsge-
recht ausgebaut. Synergien mit bestehenden 
Internet- und Intranetangeboten der Bundes-
verwaltung werden hergestellt. 

untergesetzlich     Evaluation des Intra-
netportals des Bundes: 
Aufgrund der Ergebnis-
se der Evaluation 
wurden Handlungsemp-
fehlungen zur Verbes-
serung der zentralen 
Informationsplattform 
der Bundesverwaltung 
erarbeitet. Das in den 
einzelnen Behörden 
vorhandene Wissen 
soll stärker gebündelt 
und nutzerfreundlich für 
alle Beschäftigten der 
Bundesverwaltung auf 
einer Plattform zur 
Verfügung stehen. 

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 

 30     Ideenmanagement 
des Bundes 

Mit dem Ideenmanagement wird das kreative 
Potenzial der Beschäftigten des Bundes zur 
Verbesserung der Verfahren und der Leis-
tungen in der Bundesverwaltung verstärkt 
genutzt. Richtig eingesetzt, ist es ein Mittel, 
um Innovationen zu fördern, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu motivieren und Kosten zu 
senken. In dem Projekt sollen die Erfahrun-
gen der Ressorts zum Ideenmanangement 
ausgetauscht, Verfahrensbürokratie abge-
baut und ein möglichst breiter Einsatz des 
Instruments erreicht werden. 

untergesetzlich     Der Evaluationsbericht 
zum Ideenmanagement 
2008 wird Ende 4. 
Quartal 2008 veröffent-
licht. Danacht erfolgt 
die Überarbeitung der 
Rahmenrichtlinie für ein 
modernes Ideenmana-
gement in der Bundes-
verwaltung vom 1. 
Januar 2002 sowie die 
Entwicklung von Stan-
dards für Verfahren im 
Ideenmanagement 
sowie Fortbildungen 
und die Fortführung des 
ressortübergreifenden 
Erfahrungsaustauschs. 

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

31      Arbeitshilfe Geset-
zesfolgenabschät-
zung 

Die Arbeitshilfe Gesetzesfolgenabschätzung 
soll die gesetzgebenden Referate unterstüt-
zen. Die Anforderungen und Vorgaben der 
GGO werden anschaulich und anwender-
freundlich dargestellt und mit Beispielen 
unterlegt. 

untergesetzlich     Eine Veröffentlichung 
ist bis zum Ende des 2. 
Quartals 2009 geplant. 

nein   

32   Bürgerfreundliche 
Verwaltungsspra-
che 

Eine allgemein verständliche Verwaltungs-
sprache gehört zu einem modernen Dienst-
leistungsverständnis von Behörden. Die 
Bundesverwaltung arbeitet daher 2008 mit 
„IDEMA“, dem Internetdienst für eine moder-
ne Amtssprache der Ruhr-Universität Bo-
chum, zusammen und fördert einfache, 
verständliche Sprache im Verwaltungsalltag. 
Die überarbeiteten Texte und Textbausteine 
der Verwaltung, z. B. von Bescheiden oder 
anderen Bürgerschreiben, stehen anschlie-
ßend allen Beschäftigten der Bundesverwal-
tung in einer Datenbank zur Verfügung. 

untergesetzlich   Abschluss der Koope-
rationsvereinbarung mit 
der Ruhr-Universität 
Bochum; Überarbeitung 
von Verwaltungstexten; 
Evaluation und Ent-
scheidung über Fortfüh-
rung der Kooperation 
erfolgt in 2010 

ja Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium der Justiz 
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
 A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren    
 33     Vereinfachungen 

bei der Register-
anmeldung 

Einführung eines elektronischen Registerver-
fahrens und Modernisierung der Publizitäts-
vorschriften für Unternehmen Allein die 
Umstellung der Handelsregister auf den 
vollelektronischen Betrieb verursacht eine 
massive Beschleunigung der Verfahren 
sowie Kostenreduzierungen für die Unter-
nehmen in Millionenhöhe. Die Eintragungs-
verfahren sind durch elektronische Einrei-
chung und Verkürzung der Bearbeitungszei-
ten im Interesse der Unternehmen beschleu-
nigt worden. Aber auch für den Bürger bringt 
die elektronische Registerführung Vorteile: 
Der Abruf von Informationen ist online jeder-
zeit möglich.  

Gesetz 
über elekt-
ronische 
Handelsre-
gister und 
Genossen-
schaftsre-
gister sowie 
das Unter-
nehmens-
register 

Die genaue Entlastung der Wirtschaft durch das EHUG 
wird derzeit quantifiziert. Nach bisherigem Erkenntnis-
stand ist von einer jährlichen Gesamtentlastung von 
mindestens 110 Mio. Euro auszugehen, die sich aus 
Einsparungen in den Bereichen Handelsregisterverfah-
ren und Jahresabschlusspublizität wie folgt zusammen-
setzt: Im Bereich des Handelsregisterverfahrens wurden 
aufgrund des EHUG im Zeitraum vom 1. Januar 2007 
bis zum 31. Dezember 2008 insgesamt auf Seiten der 
Unternehmen Kosten in Höhe von 51,1 Mio. Euro ein-
gespart. Daraus folgt ein durchschnittlicher Jahresbe-
trag von 25,55 Mio. Euro. Hierbei handelt es sich bereits 
um Nettobeträge, d.h. die Kosten für die elektronische 
Veröffentlichung wurden bereits gegengerechnet.  

 in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja Eckpunkte-
papier zum 
MEG (ent-
halten in 
Maßnahme 
Nr. 1) 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

    Vor allem aber sind die Veröffentlichungs-
kosten für die Unternehmen massiv gesun-
ken, da eine Veröffentlichung von Handels-
registereintragungen in Tageszeitungen nicht 
mehr stattfindet. Dafür wurden mitunter 
mehrere hundert Euro fällig; für die elektroni-
sche Veröffentlichung fällt dagegen gerade 1 
Euro an. 

 Berücksichtigt wurde die Ersparnis der Gerichtskosten 
einschließlich der vom Gericht verauslagten Kosten für 
die Veröffentlichung in den Printmedien. Für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2009 bis zum 31. Mai 2009 betru-
gen die Einsparungen insgesamt 15,5 Mio. Euro. Dar-
aus folgt für das Jahr 2009 ein geschätzter Einspa-
rungsbetrag von 37,2 Mio. Euro. Die Erhöhung gegen-
über den Jahren 2007 und 2008 beruht auf dem voll-
ständigen Wegfall der Print-Veröffentlichungen aufgrund 
des Auslaufens der Übergangsregelung in Art. 61 
EGHGB. Dass sich die Einsparungen insoweit nur 
verhältnismäßig moderat erhöht haben, ist darauf zu-
rückzuführen, dass vermutlich wegen der Finanzmarkt-
krise erheblich weniger Unternehmen als in den Vorjah-
ren gegründet wurden. Nach derzeitiger Rechtslage 
kann daher nach vorsichtiger Schätzung von einer 
jährlichen Entlastung der Wirtschaft im Bereich des 
Handelsregisterverfahrens in Höhe von mindestens 
etwa 37,2 Mio. Euro ausgegangen werden. Im Bereich 
der Jahresabschlusspublizität hat das EHUG bei den 
internen Kosten jährliche Entlastungen von etwa 12 Mio. 
Euro und bei den externen Kosten jährliche Entlastun-
gen von etwa 61 Mio. Euro (auf Basis der derzeitigen 
Einreichungsentgelte beim elektronischen Bundesan-
zeiger) für die Unternehmen bewirkt, insgesamt also 
jährliche Entlastungen von etwa 73 Mio. Euro. 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 34     Modernisierung 

des Bilanzrechts 
Im Handelsbilanzrecht sieht das Ende März 
2009 vom Bundestag beschlossene Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) 
wesentliche Kosteneinsparungen und Entlas-
tungen für mittelständische Unternehmen 
vor. Mittelständische Einzelkaufleute werden 
in Höhe von rund 2,25 Milliarden Euro entlas-
tet. Diese Bürokratiekostenersparnis beruht 
auf der Befreiung von der Verpflichtung zur 
Buchführung, Stichtagsinventur und Bilanzie-
rung nach Handelsrecht. Befreit werden 
Einzelkaufleute, die bestimmte Schwellen-
werte (500.000 Euro Umsatz oder 50.000 
Euro Gewinn pro Geschäftsjahr) nicht über-
schreiten. Weiterhin werden Kapitalgesell-
schaften (insbesondere GmbH und GmbH & 
Co KG) von Bürokratiekosten in Höhe von 
rund 300 Millionen Euro entlastet. Die 
Schwellenwerte in § 267 HGB zu Bilanz-
summe und Umsatzerlösen werden um rund 
20 Prozent erhöht. Damit kommen entspre-
chend mehr Unternehmen in den Genuss der 
mit der Einstufung als „kleine Unternehmen“ 
verbundenen Befreiungen und Erleichterun-
gen (zum Beispiel Befreiung von der Ver-
pflichtung, den Jahresabschluss von einem 
Abschlussprüfer prüfen zu lassen; bei der 
Offenlegung des Jahresabschlusses kann 
auf die Veröffentlichung der Gewinn- und 
Verlustrechnung verzichtet werden). Diesem 
Gesamteinsparpotenzial von 2,55 Milliarden 
Euro stehen zusätzliche Kosten in Höhe von 
60 Millionen Euro gegenüber, da das BilMoG 
an anderer Stelle im Interesse notwendiger 
Information und Transparenz einige zusätzli-
che bilanzielle Angabepflichten vorsieht. 
Insgesamt ergibt sich bei den Bürokratiekos-
ten somit eine Einsparung von etwa 2,5 
Milliarden Euro durch das BilMoG.  
 
 
 

Bilanz-
rechtsmo-
dernisie-
rungsge-
setz 

2.500 Mio. Euro   In Kraft getre-
ten am 29. Mai 
2009 

ja   



  Anlage 

Bundesministerium der Justiz 

35 

Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
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anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

F Andere Maßnahmen  
 35     Vereinfachung des 

Insolvenzrechts 
Präzisierung der Bemessungsgrundlage für 
Berechnung der Vergütung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters (Vereinfachung der 
Stellung von Vergütungsanträgen und ande-
ren Entscheidungen) 

Insolvenz-
rechtliche 
Vergü-
tungsve-
rordnung 

    in Kraft seit 2006 ja   

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
F Andere Maßnahmen  
 36     Vereinfachung des 

Insolvenzrechts (7 
Informationspflich-
ten) 

Eine wesentliche Vereinfachung und Verbilli-
gung des Insolvenzverfahrens wurde erreicht 
durch schriftliche Durchführung des Verfah-
rens, Veröffentlichung im Internet, Präzisie-
rung der Angaben im Eröffnungsbeschluss, 
Erklärungen des Insolvenzverwalters bei 
Freigabe einer selbständigen Tätigkeit des 
Schuldners, Präzisierung des Verfahrens bei 
Bestellung von Insolvenzverwaltern, Verein-
fachung bei der Zustellung und Vereinfa-
chung bei der Zustimmung der Gläubigerver-
sammlung. Durch den Wegfall der Verfah-
renseröffnung und der Bestellung von Gut-
achtern ist eine erhebliche Reduzierung des 
Bürokratieaufwandes für Schuldner, Insol-
venzverwalter und Treuhänder zu erwarten. 
Gleichzeitig werden bei geschätzten 
96.000 Verbraucherinsolvenzverfahren und 
32.000 Insolvenzverfahren anderer natürli-
cher Personen insgesamt ca. 168 Mio. Euro 
eingespart. 

Insolvenz-
ordnung 

   168 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 2007 ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium der Finanzen  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 37     Elektronischer Zollta-

rif online (EZT-online) 
Umstellung von Papier mit aufwändigem 
Korrekturverfahren auf online-Anwendung 
(Subsystem von ATLAS) 

untergesetzlich     im Echtbetrieb 
seit 2006 

ja   

 38     Wegfall der 
Lohnsteuerkarten, 
Einführung eines 
elektronischen Abruf-
verfahrens für 
Lohnsteuer-
Abzugsmerkmale 

ELSTERLohn II Einkommensteuerge-
setz 

262,08 Mio. Euro   In Kraft seit 29. 
Dezember 
2007; Wirkung 
ab 1. Januar 
2011 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2008 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 30) 

 39     Übergang zur aus-
schließlich elektroni-
schen Anmeldung 
der Kapitaler-
tragsteuer 

Umstellung auf elektronische Übermittlung Einkommensteuerge-
setz 

3,72 Mio. Euro   In Kraft seit 29. 
Dezember 
2007; Wirkung 
ab 1. Januar 
2009 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2008 

 40     Abschaffung unre-
gistrierter Langzeit-
herstellererklärungen 
für Nicht-Anhang I-
Waren 

Wegfall der Unterscheidung zwischen regist-
rierten und unregistrierten Langzeitherstel-
lererklärungen. Wirtschaft muss in Ausfuhr-
anmeldungen nur noch auf den Registrie-
rungscode verweisen. Automatische Berech-
nung der Ausfuhrerstattung erfolgt beim 
Hauptzollamt Hamburg-Jonas. 

Verordnung (EG) Nr. 
1043/2005 der Kom-
mission vom 30. Juni 
2005 zur Durchfüh-
rung der Verordnung 
(EG) Nr. 3448/93 des 
Rates  

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 16. 
Oktober 2006 

ja   

     im Hinblick auf die 
Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen 
und die Kriterien zur 
Festsetzung des 
Erstattungsbetrags für 
bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeug-
nisse, die in Form von 
nicht unter Anhang I 
des Vertrages fallen-
den Waren ausge-
führt werden 
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anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 41     Überarbeitung von 
Vordrucken im Rah-
men der Gemeinsa-
men Marktorganisati-
on für Zucker 

Umstellung von Papiervordrucken auf elekt-
ronische Bearbeitung und Berechnung 

Zucker-
Produktionsabgaben-
Verordnung 

   in Kraft seit 15. 
März 2007 

ja   

 42     Vereinfachungen von 
Vordrucken im Rah-
men von Zoll-Online 
(Formularcenter) (16 
Informationspflichten) 

Beschaffung und Ausfüllen der Vordrucke, 
manuelle Berechnung (betrifft Vordrucke Nr. 
0900, 0901, 0902, 0917, 0918, 0922, 0923, 
0924, 0926, 0932, 0933, 0937, 0938, 0941, 
0942 und 0943) 

VO (EG) Nr. 
1973/2004 VO (EG) 
Nr. 796/2004 VO (EG) 
Nr. 1782/2003 VO 
(EG) Nr. 2201/96 
AusfuhrerstattungsVO 
Milchfettverbilli-
gungsDV PE Stär-
ke/Zucker-DV 

0,02 Mio. Euro   in Kraft seit 
2006 

ja   

 43     Projekt "Neuordnung 
des Beschaffungs-
wesens im Ge-
schäftsbereich des 
BMF", 1. Stufe Zoll-
verwaltung 

Im Geschäftsbereich des BMF soll das Be-
schaffungswesen mittels Zentralisierung der 
Durchführung von förmlichen Vergabeverfah-
ren an einer Stelle unter Nutzung medien-
bruchfreier IT-Unterstützung optimiert wer-
den. Im Hinblick auf einen ganzheitlichen 
Ansatz der IT-Lösung sollen künftig alle 
einen Beschaffungsvorgang berührenden 
Bereiche (u. a. Bedarfsprognose, Bedarfs-
anmeldung, Materialwirtschaft, Einkaufsab-
wicklung, Haushalt, KLR, Anlagenbuchhal-
tung) integriert werden. 

WTO/GPA; EU-
Richtlinien; GWB; 
VgV; HGrG; HG; 
BHO; VOL/A; VOB; 
VOF u. a. 

    Abschluss der 
Arbeiten vor-
aussichtlich bis 
Dezember 
2009 

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 

 44     Online-
Kindergeldverfahren 

Umstellung von Papierform auf elektronische 
Form; automatisiertes Verfahren zur Festset-
zung und Zahlbarmachung von Kindergeld; 
Prozessoptimierung bei den Familienkassen 
(zunächst verwaltungsintern für Bund, Län-
der, Gemeinden) 

untergesetzlich     geplante Fer-
tigstellung: 
2009 

nein   

 45     Elektronische Beihil-
febearbeitung in der 
Verwaltung 

Anbindung des Kernsystems ABBA an ein 
Dokumenten-Management-System; gleich-
zeitig wird die vollelektronische Beihilfeakte 
verbunden mit der durchgehend digitalen, 
medienbruchfreien und workflowgesteuerten 
Bearbeitung vom Posteingang bis zur Archi-
vierung 

Bundesbeamtenge-
setz; Beihilfevorschrif-
ten 

    Fertigstellung 
voraussichtlich 
in 2009 

nein Regie-
rungsprogr
amm "Zu-
kunftsorien-
tierte Ver-
waltung 
durch 
Innovatio-
nen" 
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(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 46     Vordruck 0853 (Zu-
stimmungserklärung 
im Anschreibeverfah-
ren bei der Waren-
ausfuhr) 

elektronische Ausfüllbarkeit / Erlass VSF N 
52 2007 Nr. 260 

VO(EWG) Nr. 
2913/92 und 
VO(EWG) Nr. 
2454/93 

0,02 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Juli 2007 

ja   

 47     Erleichterungen bei 
Einfuhrgenehmigun-
gen und Überwa-
chungsdokumenten 
(Vordruck E4) 

IT-unterstützte Abschreibung von Einfuhrge-
nehmigungen und Überwachungsdokumen-
ten 

Verordnung zur 
Durchführung des 
Außenwirtschaftsge-
setzes (Außenwirt-
schaftsverordnung) 

0,12 Mio. Euro  in Kraft seit 1. 
Juli 2007 

ja   

 48     IT-Antrag ZA (Vor-
druck 0850 IT) + 
Zusatzvordruck 
(0501 IT) 

Umstellung auf das elektronische Ausfuhr-
verfahren AES 

VO(EWG) Nr. 
2454/93 

0,1 Mio. Euro  in Kraft seit 1. 
August 2006 
(Start); voll-
ständig wirk-
sam bis 1. Juli 
2009 

ja   

 49     Elektronische Abga-
be der Steueranmel-
dung 

Elektronische Abgabe der Steueranmeldung Investmentsteuerge-
setz § 7 Abs. 4 Satz 5 

geringfügige Entlastungen  in Kraft seit 25. 
Dezember 
2008 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2009 

 50     Elektronische Über-
mittlung der von den 
Kreditinstituten mit-
zuteilenden Daten 

Elektronische Übermittlung der nach § 8 Abs. 
1 Satz 5 ZerlG von den Kreditinstituten den 
Finanzbehörden mitzuteilenden Daten 

Zerlegungsgesetz 0,74 Mio. Euro 0,1 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 51     Abschaffung der 
Pflicht zur Erstellung 
von Zuwendungsbes-
tätigungen in Papier-
form durch den 
Zuwendungsempfän-
ger (z.B. gemeinnüt-
zige Vereine) 

Abschaffung der Pflicht zur Erstellung von 
Zuwendungsbestätigungen in Papierform 
durch den Zuwendungsempfänger (z.B. 
gemeinnützige Vereine) 

EStDV 3,9 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 52     Ausnahme von der 
Erhebung der ID-Nr 
(§ 139b AO) 

Ausnahme von der Erhebung der ID-Nr (§ 
139b AO) 

Einkommenssteuer-
gesetz 

7,15 Mio. Euro 5,44 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 53     Pflicht zur elektroni-
schen Abgabe der 
Erklärung zur geson-
derten und einheitli-
chen Feststellung 
nach § 180 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst. a und b 
AO 

Pflicht zur elektronischen Abgabe der Erklä-
rung zur gesonderten und einheitlichen 
Feststellung nach § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. 
a und b AO 

Abgabenordnung 11,25 Mio. Euro 5,6 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009, 
Wirkung für 
nach 31. De-
zember 2010 
beginnende 
Besteuerungs-
zeiträume 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 
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 54     Direkte elektronische 
Übermittlung der im 
jeweiligen Beitrags-
jahr geleisteten 
Altersvorsorgebeiträ-
ge an die zentrale 
Stelle durch den 
Anbieter 

Direkte elektronische Übermittlung der im 
jeweiligen Beitragsjahr geleisteten Altersvor-
sorgebeiträge an die zentrale Stelle durch 
den Anbieter 

Einkommenssteuer-
gesetz 

12,8 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 55     Pflicht zur elektroni-
schen Übermittlung 

Pflicht zur elektronischen Übermittlung von 
Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechungen und 
Einnahmenüberschussrechnungen 

Einkommenssteuer-
gesetz 

15,4 Mio. Euro 17,2 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009, 
Wirkung für 
nach 31. De-
zember 2010 
beginnende 
Wirtschaftsjah-
re 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 56     Pflicht zur elektroni-
schen Abgabe der 
KSt-Erklärung 

Pflicht zur elektronischen Abgabe der KSt-
Erklärung 

Körperschaftsteuer-
gesetz 

16,87 Mio. Euro 7,55 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009, 
Wirkung ab 
Veranlagungs-
zeitraum 2011 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 57     Pflicht zur elektroni-
schen Abgabe der 
GewSt-Erklärung und 
GewSt-Zerlegungs-
erklärung 

Pflicht zur elektronischen Abgabe der 
GewSt-Erklärung und GewSt-
Zerlegungserklärung 

Gewerbesteuergesetz 39,07 Mio. Euro 24,95 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009, 
Wirkung ab 
Erhebungszeit-
raum 2011 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 58     Anhebung der Um-

satzgrenze für die 
Buchführungspflicht 

Anhebung von bisher 350.000 Euro auf 
500.000 Euro 

Abgabenordnung 306,8 Mio. Euro   in Kraft seit 26. 
August 2006 

ja MEG I 

 59     Vereinfachungen bei 
der Berücksichtigung 
des Vorsteuerabzugs 

Ermöglichung zusammengefasster Buchun-
gen 

Umsatzsteuergesetz     in Kraft seit 23. 
August 2006 

ja MEG I 

 60     Anhebung der Gren-
ze für vereinfachte 
Rechnungsangaben 

Anhebung der Grenze von bisher 100 Euro 
auf 150 Euro 

Umsatzsteuer-
Durchführungsverord-
nung 

    in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja MEG I 

 61     Anhebung der Ge-
winn-Grenze für die 
Buchführungspflicht 

Anhebung von bisher 30.000 Euro auf 
50.000 Euro 

Abgabenordnung 113,1 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
September 
2007 

ja MEG II 
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Umsetzung in 
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 62     Ausdehnung der IST-
Versteuerung 

Ausdehnung der IST-Versteuerung in den 
alten Bundesländern auf 250.000 Euro Jah-
resumsatz und Verlängerung der Sonderre-
gelung in den neuen Bundesländern 
(500.000 Euro Jahresumsatz) über den 31. 
Dezember 2006 hinaus bis Ende 2009 

Umsatzsteuergesetz   in Kraft seit 1. 
Juli 2006 

ja Gesetz zur 
steuerli-
chen För-
derung von 
Wachstum 
und Be-
schäftigung 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 2 + 3) 

 63     Verzicht auf ein EDV-
Research-System bei 
kleineren Instituten 

BAFin verzichtet bei kleineren Instituten mit 
einer Bilanzsumme von unter 250 Mio. Euro 
bei der Durchführung von aktiven Research-
maßnahmen unter bestimmten Vorausset-
zungen auf die Installierung eines EDV-
Research-Systems 

Schreiben GW 1-B 
590 vom 8. November 
2005 "Implementie-
rung von Geldwä-
schepräventions-
maßnahmen im Sinne 
des § 25a Abs. 1 Nr. 
6 Kreditwesengesetz 

   in Kraft seit 
November 
2005, soll 
übergehen auf 
BMI 

ja   

 64     Anhebung von Frei-
beträgen bei der 
Abgabe der KSt-
Jahreserklärung 

Anhebung des Freibetrags nach § 24 KStG 
auf 5.000 Euro und des Freibetrags nach 
§ 25 KStG auf 15.000 Euro 

Körperschaftsteuer-
gesetz  

0  In Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja MEG III 

 65     Anhebung der Be-
tragsgrenzen ab der 
Unternehmer monat-
liche USt-
Voranmeldungen 
abgeben kann 

Anhebung der Betragsgrenzen ab der Unter-
nehmer monatliche USt-Voranmeldungen 
abgeben kann 

Umsatzsteuergesetz 
UStG 

0,29 Mio. Euro 0,2 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 66     Anhebung der Gren-
zen für vierteljährli-
che und jährliche 
Abgabe der LSt-
Anmeldung 

Anhebung der Grenzen von 800 Euro / 3.000 
Euro auf 1.000 Euro / 4.000 Euro 

Einkommenssteuer-
gesetz 

1,79 Mio. Euro 0,1 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 67     Anhebung der Be-
tragsgrenzen für die 
vierteljährliche Abga-
be von USt-
Voranmeldungen auf 
1.000 Euro 

Anhebung der Betragsgrenzen für die viertel-
jährliche Abgabe von USt-Voranmeldungen 
auf 1.000 Euro 

Umsatzsteuergesetz  1,82 Mio. Euro 0,7 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 



  Anlage 

Bundesministerium der Finanzen 

41 

Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 
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 68     Anhebung der Be-
tragsgrenzen für die 
monatliche Abgabe 
von USt-
Voranmeldungen auf 
7.500 Euro 

Anhebung der Betragsgrenzen für die monat-
liche Abgabe von USt-Voranmeldungen auf 
7.500 Euro 

Umsatzsteuergesetz  7,06 Mio. Euro 2,7 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 69     Ersatz der Vorlage-

pflicht eines Auszugs 
aus dem Gewerbe-
zentralregister für 
den Bewerber um 
einen Bauauftrag 
durch Eigenerklärung 
des Bewerbers 

Bei Bewerbungen um öffentliche Bauaufträge 
müssen von den Bewerbern keine Auskünfte 
aus dem Gewerbezentralregister mehr beige-
fügt werden. Stattdessen geben die Bewer-
ber lediglich eine Eigenerklärung ab, in der 
zu versichern ist, dass die nach § 21 Abs. 1 
Satz 1 und 2 SchwarzArbG zum Ausschluss 
vom Vergabeverfahren führende Umstände 
nicht vorliegen. Die öffentlichen Auftraggeber 
müssen jedoch obligatorisch für den Bewer-
ber, der den Zuschlag erhalten soll, ab einem 
Auftragswert von 30.000 Euro eine Auskunft 
aus dem Gewerbezentralregister einholen. 
Weiterhin ist es den öffentlichen Auftragge-
bern unbenommen, auch in Verfahren mit 
einem Auftragswert unter 30.000 Euro jeder-
zeit Auskünfte aus dem Gewerbezentralre-
gister für einen oder mehrere Bewerber 
einzuholen und damit die Eigenerklärung zu 
überprüfen. 

Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetz 

0,08 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
September 
2007 

ja MEG II 

 70     Jahresbescheinigun-
gen bei Kapitalerträ-
gen 

Wegfall der Verpflichtung der Ban-
ken/Versicherungen zur Ausstellung von 
Jahresbescheinigungen 

Einkommensteuerge-
setz 

150 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
August 2007; 
Wirkung ab 1. 
Januar 2009, 
unmittelbares 
Ergebnis Ab-
geltungssteuer 

ja Unterneh-
menssteu-
erreform-
gesetz 
2008 

 71     Straffung in der 
Berichterstattung der 
Versicherungsunter-
nehmen 

Verschlankung des Meldewesens, d.h. Be-
richte nur noch über komplexe und/oder 
intransparente Anlagen, Anlagen mit hohem 
Risiko, Einzelanlagen mit hohem Anteil an 
den gesamten Vermögensanlagen. Straffung 
und Wegfall von Nachweisungen. 
 
 
 

Versicherungsberich-
terstattungs-
Verordnung und 
BaFin Rundschreiben 
R11/2005 (VA) 

vor Stichtag in Kraft getreten - daher keine 
Quantifizierung 

  in Kraft seit 29. 
März 2006 

ja   



  Anlage 

Bundesministerium der Finanzen 

42 

Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 72     Erleichterungen bei 

Betreibern von Her-
stellungsbetrieben 
und Lagern sowie bei 
berechtigten Emp-
fängern oder Bezie-
hern von Branntwein, 
Alkopos, Wein, 
Kaffee, Bier, 
Schaumwein und 
Zwischenerzeugnis-
sen 

Vereinheitlichung und Vereinfachung des 
Antragsverfahrens, Abschaffung des Erlaub-
nisscheins, Wegfall von Anzeige- und An-
tragspflichten 

diverse Verbrauch-
steuer-verordnungen 

0,064 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2007 
bzw. 20. März 
2008 

ja   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
73      Änderung des Prü-

fungsverfahrens bei 
Herstellererklärungen 
für Nicht-Anhang I-
Waren 

Einführung einer Risikoanalyse bei der Aus-
wahl der zu prüfenden Herstellererklärungen. 
Ab 1. Januar 2007 werden nur noch Unter-
nehmen geprüft, die mehr als 10.000 Euro 
an Ausfuhrerstattung pro Jahr erhalten ha-
ben. 

Verordnung (EG) Nr. 
1043/2005 der Kom-
mission vom 30. Juni 
2005 zur Durchfüh-
rung der Verordnung 
(EG) Nr. 3448/93 des 
Rates  

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 1. 
Januar 2007, 

ja   

     im Hinblick auf die 
Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen 
und die Kriterien zur 
Festsetzung des 
Erstattungsbetrags für 
bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeug-
nisse, die in Form von 
nicht unter Anhang I 
des Vertrages fallen-
den Waren ausge-
führt werden 

     

 74     Befreiung von der 
mehrfachen Vorlage 
des Beförderungsdo-
kuments beim HZA 
Hamburg-Jonas und 
bei den anderen am 
Ausfuhrverfahren 
beteiligten Dienststel-
len 

Abschaffung der mehrmaligen Vorlage von 
Kopien der gleichen Dokumente bei ver-
schiedenen Zollstellen. Ab Anfang April 2007 
genügt eine Kopie des Beförderungsdoku-
mentes, die bei der Ausgangszollstelle vor-
gelegt wird. Diese sendet das Papier an das 
Hauptzollamt Hamburg-Jonas. 

VO (EG) Nr. 800/1999 geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 
April 2007 

ja   
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 75     Minimalisierung des 
Bürokratieaufwandes 
für die Zulassung von 
Unternehmen zu 
Vereinfachungen für 
Nicht-Anhang I-
Waren bei differen-
zierter Ausfuhrerstat-
tung 

Nach Einführung der differenzierten Ausfuhr-
erstattung Umsetzung der EU-Vorgaben mit 
möglichst geringem zusätzlichen Bürokratie-
aufwand für die Wirtschaft (Inanspruchnah-
me von Vereinfachungen zur Erbringung des 
Ankunftsnachweises) 

VO (EG) Nr. 
1043/2005, VO (EG) 
Nr. 800/1999 

0,33 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja   

 76     Änderung des In-
vestmentgesetzes 

Änderung einer Vielzahl von Vorschriften des 
Gesetzes 

Investmentgesetz 8 Mio. Euro   In Kraft seit 28. 
Dezember 
2007 

ja   

 77     Deutliche Vereinfa-
chung bei den Rege-
lungen zu den Inves-
titionsabzugsbeträ-
gen (bisher: Anspar-
abschreibungen), die 
dazu führen, dass 
Kleine Unternehmen 
künftig höhere Inves-
titionsabzugsbeträge 
nutzen können. Eine 
Bezifferung ist wegen 
fehlender statisti-
scher Informationen 
nicht möglich. 

  Einkommenssteuer-
gesetz 

nicht quantifizierbar   In Kraft seit 18. 
August 2008 

ja   

 78     Ausnahme von Erhe-
bung bei mitteilungs-
pflichtigen Bürgern 

 Ausnahme von der Erhebung der ID-Nr. (§ 
139b AO) bei den Bürgern; künftig für Be-
standsrentner erstmalige Erhebung direkt 
beim BZSt möglich (u. a. private Rentenver-
sicherungen) 

Abgabenordnung 1 Mio. Euro   in Kraft seit 29. 
Dezember 
2007 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2008 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 79     Abschaffung der 
Abzugsfähigkeit der 
Gewerbesteuer als 
Betriebsausgabe 
sowie vereinfachte 
Ermittlung mit Hilfe 
einer einheitlichen 
Steuermesszahl 
(Wegfall der bisher 
notwendigen kompli-
zierten Berechnun-
gen) 

  Einkommenssteuer-
gesetz 

4,02 Mio. Euro   in Kraft seit 18. 
August 2007 

ja   

 80     Vereinfachter Nach-
weis des Vorliegens 
der Voraussetzungen 
für eine Steuerbefrei-
ung nach § 4 Nr. 14 
und 16 UStG 

Vereinfachter Nachweis des Vorliegens der 
Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung 
nach § 4 Nr. 14 und 16 UStG 

Umsatzsteuergesetz  0,22 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2009 

 81     Wegfall der Notwen-
digkeit, die Steuer-
freiheit für Aufwen-
dungen im Rahmen 
der betrieblichen 
Gesundheitsvorsorge 
im Rahmen von 
Einzelentscheidun-
gen durch die Fi-
nanzbehörden zu 
erlangen 

Wegfall der Notwendigkeit, die Steuerfreiheit 
für Aufwendungen im Rahmen der betriebli-
chen Gesundheitsvorsorge im Rahmen von 
Einzelentscheidungen durch die Finanzbe-
hörden zu erlangen 

Einkommenssteuer-
gesetz 

0,59 Mio. Euro   in Kraft seit 25. 
Dezember 
2008, Wirkung 
für Leistungen 
des Arbeitge-
bers im Kalen-
derjahr 2008 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2009 

 82     Befreiung von Unter-
nehmen von der 
Pflicht zur Führung 
eines Umsatzsteuer-
heftes 

Unternehmer, die verpflichtet sind, nach 
gesetzlichen Vorschriften Bücher zu führen 
oder diese den gesetzlichen Anforderungen 
entsprechend freiwillig führen, sind nach der 
Änderung in bestimmten Fällen, von der 
Führung eines Umsatzsteuerhefts befreit. 

Umsatzsteuer-
Durchführungsverord-
nung 

0,76 Mio. Euro   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 83     Durchführung der 
LSt-Außenprüfung 
und der Prüfung 
durch den Träger der 
Rentenversicherung 
zur gleichen Zeit auf 
Verlangen des Ar-
beitgebers 

Durchführung der LSt-Außenprüfung und der 
Prüfung durch den Träger der Rentenversi-
cherung zur gleichen Zeit auf Verlangen des 
Arbeitgebers 

Einkommenssteuer-
gesetz 

3,43 Mio. Euro.   in Kraft ab 1. 
Januar 2010, 
Änderung 
bereits verkün-
det 

nein Steuerbü-
rokratieab-
bauG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

F Andere Maßnahmen  
 84     Einführung einer 

Pool-Lösung für 
geringwertige Wirt-
schaftsgüter 

Abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter, 
deren Anschaffungskosten 150, aber nicht 
1.000 Euro übersteigen, sind künftig in einem 
Sammelposten zu führen und über 5 Jahre 
hinweg linear abgeschrieben. 

Einkommensteuerge-
setz 

65 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
August 2007 

ja Unterneh-
menssteu-
erreform-
gesetz 
2008 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 8) 

 85     Aufhebung von BMF-
Schreiben 

Aufhebung von rd. 2.500 BMF-Schreiben mit 
Wirkung für die Zukunft 

  421 Mio. Euro   BMF-Schreiben 
vom 29. März 
2007 

ja   

 86     Erhöhung und Ver-
einheitlichung von 
Spendenhöchstbe-
trägen (2 Informati-
onspflichten) 

einheitlicher Höchstbetrag von 20% des 
Gesamtbetrags der Einkünfte, alternativ 
einheitlich 4 Promille der Summe aus Um-
satz und Löhnen + Gehältern, Erhöhung des 
Spendenhöchstbetrages in den Vermögens-
stock einer Stiftung auf 1 Mio. Euro 

Einkommensteuerge-
setz Körperschafts-
teuergesetz Gewer-
besteuergesetz 

    In Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja Gesetz zur 
weiteren 
Förderung 
des bürger-
schaftli-
chen En-
gagements 

 87     Reorganisation der 
Lastenausgleichs-
verwaltung 

Wegfall der doppelten Federführung 
BMI/BMF bei der Ausübung der Dienstauf-
sicht über BAA; Wegfall Abstimmungspro-
zesse und Informationspflichten zwischen 
Ressorts 

Lastenausgleichsge-
setz 

    Umsetzung bis 
Ende 2007 

ja   

 88     Aufhebung des 
Besatzungsschäde-
nabgeltungsgesetzes 

Das Gesetz bestimmt im wesentlichen, unter 
welchen Voraussetzungen der Bund Ent-
schädigungen für Besatzungsschäden an 
Bürger leistet 

Besatzungsschäden-
Abgeltungsgesetz 

    Gesetzge-
bungsverfahren 
soll bis Ende 
2008 abge-
schlossen sein 

nein   

 89     Aufhebung der Funk-
tion des Vertreters 
des Finanzinteresses 

Im Bereich der Verteidigungslastenverwal-
tung und deren weiterem Umfeld war der 
VdF gehalten, in bestimmten Schadensfällen 
gehört bzw. beteiligt zu werden 

untergesetzlich     erledigt ja   

 90     Steuerliches Infocen-
ter beim Bundeszent-
ralamt für Steuern 

Hotline für Bürger und Unternehmen zu 
steuerlichen Fragen 

untergesetzlich     in Betrieb seit 
2006 

ja   
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anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 91     Wegfall der Einbehal-
tung der Kapitaler-
tragsteuer auf Ge-
winne bei Anteils-
tausch zwischen 
verschiedenen In-
vestmentvermögen 
innerhalb fortlaufen-
der Verträge, die 
weder zu einem 
Betriebsvermögen 
noch zu den Einkünf-
ten nach § 22 Nr. 1 
oder 5 EStG gehören 

Wegfall der Einbehaltung der Kapitaler-
tragsteuer auf Gewinne bei Anteilstausch 
zwischen verschiedenen Investmentvermö-
gen innerhalb fortlaufender Verträge, die 
weder zu einem Betriebsvermögen noch zu 
den Einkünften nach § 22 Nr. 1 oder 5 EStG 
gehören 

Investmentsteuerge-
setz § 8 Abs. 5 Satz 1 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 25. 
Dezember 
2008 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2009 

 92     Wegfall der Besteue-
rung zum Zeitpunkt 
des Anteilstausches 
von Beteiligungen an 
Körperschaften, die 
ihren Sitz oder ihre 
Geschäftsleitung 
außerhalb des 
EU/EWR-Raumes 
haben 

Wegfall der Besteuerung zum Zeitpunkt des 
Anteilstausches von Beteiligungen an Kör-
perschaften, die ihren Sitz oder ihre Ge-
schäftsleitung außerhalb des EU/EWR-
Raumes haben 

Einkommenssteuer-
gesetz 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 25. 
Dezember 
2008 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2009 

 93     Wegfall der Pflicht 
zur Erteilung einer 
Sammelrechnung in 
Papierform bei elekt-
ronischer Übermitt-
lung im EDI-
Verfahren 

Wegfall der Pflicht zur Erteilung einer Sam-
melrechnung in Papierform bei elektroni-
scher Übermittlung im EDI-Verfahren 

Umsatzsteuergesetz  0,11 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 94     Einführung einer 
Bagatellgrenze für 
die Auszahlung von 
KSt-Guthaben 

Einführung einer Bagatellgrenze für die 
Auszahlung von KSt-Guthaben 

Körperschaftssteuer-
gesetz 

1,37 Mio. Euro. 1,48 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 

 95     Abschaffung der 
Bescheinigung nach 
§ 68 Abs. 2 EStG 

Abschaffung der Bescheinigung nach § 68 
Abs. 2 EStG 

Einkommenssteuer-
gesetz 

3,88 Mio. Euro. 0,4 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Jahres-
steuerge-
setz 2009 

 96     Wegfall der Pflicht 
zur Rechnungsertei-
lung bei steuerfreien 
Umsätzen 

Wegfall der Pflicht zur Rechnungserteilung 
bei steuerfreien Umsätzen 

Umsatzsteuergesetz 14,09 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Steuerbü-
rokratieab-
bauG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 97     Wegfall der Beschei-
nigung des Buchsta-
bens B bei gekürzter 
Vorsorgepauschale 

Wegfall der Bescheinigung des Buchstabens 
B bei gekürzter Vorsorgepauschale 

Einkommensteuerge-
setz 

3,86 Mio. Euro   In Kraft seit 17. 
Juli 2009; 
Anwendung für 
nach dem 31. 
Dezember 
endende Lohn-
zahlungszeit-
räume 

ja Bürgerent-
lastungs-
gesetz 
Kranken-
versiche-
rung 

 98     Erhebung der ID-
Nummer beim BZSt 
durch die Arbeitgeber 

Erhebung der ID-Nummer beim BZSt durch 
die Arbeitgeber 

Einkommensteuerge-
setz 

3,63 Mio. Euro   In Kraft seit 17. 
Juli 2009; 
Anwendung für 
nach dem 31. 
Dezember 
2009 endende 
Lohnzahlungs-
zeiträume 

ja Bürgerent-
lastungs-
gesetz 
Kranken-
versiche-
rung 

 Geplante Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten  
E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 99     Umstellung von 

Gutscheinverfahren 
auf das Tankkarten-
system 

Ersatz der manuell entgegenzunehmenden, 
auszufüllenden und weiterzuleitenden Pa-
piercoupons durch Tankkarten (vergleichbar 
mit Scheckkarten) 

Truppenzollgesetz; 
Verordnung zur Ände-
rung truppenzollrecht-
licher Vorschriften 
und anderer Vor-
schriften 

2,246 Mio Euro   Inkrafttreten 1. 
November 
2009 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 100     Vereinfachungen 

im Berufsregister 
Führen des Berufsregisters Wirtschaftsprüferordnung Nicht bezifferbar    in Kraft seit 

 6. September 
2007 

ja BARefG 

 101     Vereinfachungen 
im Berufsregister 

Änderung des Berufsregisters Wirtschaftsprüferordnung Nicht bezifferbar    in Kraft seit  
6. September 
2007 

ja BARefG 

 102     Gewerbeordnung Abfrage aus Gewerberegister: Vereinfa-
chung des automatisierten Abrufverfahrens 

Gewerbeordnung 42,1 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
September 
2007 

ja MEG II 

 103     Erleichterungen im 
gewerblichen 
Güterverkehr 

Antrag auf Gestellung an einem anderen 
Ort als am Ort der Ausfuhrzollstelle 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

0,3 Mio. Euro   in Kraft seit 26. 

April 2007 

ja   

 104     Antragsverfahren 
auf Übernahme 
von Investitionsga-
rantien 

Informationsportal im Internet; Mandatar-
entscheidungen bei Standardanträgen, 
Standardisierung von Informationspflichten 

Haushaltsgesetz 2007  Geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 26. 

April 2007 

ja   

B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 105     Verdiensterhebung 

in der Landwirt-
schaft 

Reduzierung der Periodizität von jährlich 
auf alle vier Jahre 

Lohnstatistikgesetz  
(Seit 31. Dezember 2006 außer 
Kraft. Änderung Periodizität im 
VerdStatG (Nachfolgegesetz) 
geregelt. 

0,01 Mio. Euro   in Kraft seit  
1. Januar 2007 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
me Nr. 11) 

 106     Verdiensterhebung 
im Handwerk 

Wegfall Lohnstatistikgesetz 
(s. 31. Dezember 2006 außer 
Kraft) 

0,78 Mio. Euro   in Kraft seit  
1. Januar 2007 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
me Nr. 11) 

 107     Laufende Ver-
diensterhebung 
(Jahresmeldung) 

Wegfall Lohnstatistikgesetz 
(s. 31. Dezember 2006 außer 
Kraft) 

1,91 Mio. Euro   in Kraft seit  
1. Januar 2007 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
me Nr. 11) 

 108     Wirtschaftsprüfer-
ordnung 

Änderung des Turnus der Qualitätskontrolle Gesetz über eine Berufsordnung 
der Wirtschaftsprüfer (Wirt-
schaftsprüferordnung) 

0,9 Mio. Euro   in Kraft seit  
6. September 
2007 

ja BARefG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 109     Erhebungen für 
Bundesstatistiken 

Freistellung von Existenzgründern von 
Statistikpflichten in den ersten drei Jahren 

Gesetze über Kostenstruktursta-
tistik, Dienst-
leistungskonjunkturstatistik, 
Statistik im Produzierenden 
Gewerbe, RohStoffStatG, 
HwStatG, HdlStatG, Be-
herbStatG, PreisStatG, 
VerdStatG            

1,2 Mio. Euro   in Kraft seit  
14. September 
2007 

ja MEG II 

 110     Erhebungen für 
Bundesstatistiken 

Begrenzung der Stichproben auf höchsten 
3 im Kalenderjahr bei Unternehmen mit 
weniger als 50 Beschäftigten 

Bundesstatistikgesetz 0,14 Mio. Euro   in Kraft seit  
14. September 
2007 

ja MEG II 

 111     Vierteljährliche 
Befragung des 
Handwerks für 
konjunkturstatisti-
sche Zwecke  

Abschaffung Handwerksstatistikgesetz 3,34 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
April 2008 
(Gesetz zur 
Vereinfachung 
und Anpassung 
statistischer 
Rechtsvor-
schriften) 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 11) 

 112     Konjunkturerhe-
bungen im Verar-
beitenden Gewer-
be 

Anhebung der Abschneidegrenze für den 
Berichtskreis auf 50 Beschäftigte 

Gesetz über die Statistik im 
Produzierenden Gewerbe 

9,5 Mio. Euro   in Kraft seit  
1. Januar 2007 

ja MEG I 

 113     Einführung einer 
zweiten Inlands-
umsatzschwelle in 
§ 35 Abs. 1 Nr. 2 
GWB 

  Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen 

0,63 Mio. Euro   In Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 114     15. Verordnung zur 
Änderung der 
Außenhandelssta-
tistik-Durchführ-
ungsverordnung 

Heraufsetzung des Schwellenwertes von 
300.000 Euro auf 400.000 Euro pro Jahr 
und Lieferrichtung 

Außenhandelsstatistikgesetz 11 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 115     Wirtschaftsprüfer-

prüfungsverord-
nung 

Wegfall von beizubringenden Unterlagen Prüfungsverordnung für Wirt-
schaftsprüfer nach §§ 14 und 
131l der Wirtschaftsprüferord-
nung (Wirtschaftsprüferprüfungs-
verordnung) 

 Einsparungen noch nicht berechnet   in Kraft seit  
6. September 
2007 

ja BARefG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 116     Lizenzabgaben für 
ausländische Filme 

Aufhebung der Meldepflicht über Lizenzab-
gaben für ausländische Spiel-, Kinder- und 
Jugendfilme und über Einnahmen aus 
Lizenzen an ausländische Lizenznehmer für 
Spiel-, Kinder- und Jugendfilme 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit  
4. Februar 
2007 

ja   

 117     Vereinfachungen 
im Verkehr mit 
ausländischem 
Bier 

Aufhebung der Meldepflicht für Vertragsab-
schluss bei Rechtseinräumung für Gebiets-
fremde, ausländisches Bier mit Bezeich-
nung oder Ausstattung zu vertreiben, die 
mit von deutschen Brauern benutzter Be-
zeichnung oder Ausstattung übereinstimmt 
oder verwechselt werden kann 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

Derzeit nicht abschätzbar (Fallzahl 0= Entlas-
tung 0) 

  in Kraft seit  
4. Februar 
2007 

ja   

 118     Vereinfachungen 
im Verkehr mit 
ausländischem 
Bier 

Aufhebung der Meldepflicht für Einbringung 
des Vertriebsrechts in ein ausländisches 
Unternehmen für ein im Ausland hergestell-
tes Bier mit Bezeichnung oder Ausstattung, 
die mit hiesigem Bier übereinstimmt oder 
verwechselt werden kann 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

Derzeit nicht abschätzbar (Fallzahl 0= Entlas-
tung 0) 

  in Kraft seit  
4. Februar 
2007 

ja   

 119     Qualitätsberichter-
stattung 

Abschaffung der Pflicht für Betreiber und 
Anbieter, Qualitätskennwerte nach § 32 zu 
erheben. 

Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung 

2 Mio. Euro   Abgeschafft 
seit  
24. Februar 
2007 

ja Art. 2 des 
Gesetzes 
zur Ände-
rung tele-
kommuni-
kations-
rechtlicher 
Vorschrif-
ten 

 120     Qualitätsberichter-
stattung 

Abschaffung der Statistiken auf Anforde-
rung der BNetzA 

Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung 

  Abgeschafft 
seit  
24. Februar 
2007 

ja Art. 2 des 
Gesetzes 
zur Ände-
rung tele-
kommuni-
kations-
rechtlicher 
Vorschrif-
ten 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 121     Zugangsbeschrän-
kung 

BNetzA veröffentlicht einmal jährl. Über-
sicht über Verfahren: Abschaffung 

Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung 

  Abgeschafft 
seit  
24. Februar 
2007 

ja Art. 2 des 
Gesetzes 
zur Ände-
rung tele-
kommuni-
kations-
rechtlicher 
Vorschrif-
ten 

 122     Meldung von wirt-
schaftlichen Anga-
ben zum Unter-
nehmen 

Verwendung von Verwaltungsdaten Dienstleis-
tungskonjunkturstatistikgesetz 

3,5 Mio. Euro   in Kraft seit  
14. September 
2007 

ja MEG II 

 123     Aufhebung Pflicht zur Anfertigung eines Versteige-
rungsverzeichnisses für öffentliche Verstei-
gerungen und bundesrechtliches Versteige-
rungsverbot an Sonntagen 

Verordnung über gewerbsmäßige 
Versteigerungen (Versteigerer-
verordnung) 

0,03 Mio. Euro   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 124     Aufhebung Aus-
kunftspflichtve-
rordnung 

  Auskunftspflichtverordnung Nullmessung   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 125     Rückführung der 
Anzeigepflicht bei 
der Aufstellung von 
Waren-, Leistungs- 
und Unterhal-
tungsautomaten; 
Streichung der 
Namensangabe an 
offenen Verkaufs-
stellen und im im 
Schriftverkehr 

  Gewerbeordnung entlastet die Wirtschaft insgesamt um 67 
Mio. Euro (in jährlich etwa 2.000 Fällen um 
insgesamt rd. 0,117 Mio. Euro; in etwa 
175.000 Fällen p.a. entsteht ein Entlastungs-
volumen von insgesamt rd. 66, 25 Mio. Euro; 
in etwa 1.5 Mio. Fällen p.a. werden den 
Unternehmen insgesamt 0,695 Mio. Euro 
erspart.) 

  in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 126     Aufhebung Hand-
werksähnliches 
Gewerbe-
Zählungs-
Verordnung 

  Handwerksähnliches Gewerbe-
Zählungs-Verordnung 

0   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 127     Wegfall Primärerhebungen für die Handwerkszäh-
lung 

HwStatG entlastet rd. 460.000 Unternehmen des zu-
lassungspflichtigen Gewerbes durch Verwen-
dung vorhandener Verwaltungsdaten von 
einer alle 8-10 Jahre stattfindenden Vor-Ort-
Befragung; Entlastungsvolumen in 2009 ca. 
24 Mio. Euro, im langjährigen Mittel etwa 2,7 
Mio. Euro p.a. 

  in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 128     Aufhebung Ver-
ordnung zur Ver-
längerung der 
Periodizität der 
Zählung im Hand-
werk 

  Verordnung zur Verlängerung der 
Periodizität der Zählung im Hand-
werk 

0   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 129     Vereinfachung im 
Zahlungsverkehr 

Vereinfachung der Meldepflichten im Zah-
lungsverkehr 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

Einsparung bei den Banken durch Entlassung 
aus Funktion einer Meldestelle nicht quantifi-
zierbar 

  in Kraft seit  
31. Dezember 
2007 

ja   

 130     Aufhebung Dokumentationspflichten von Unternehmen Anreizregulierungsverordnung 2,26 Mio. Euro   in Kraft seit 6. 
November 
2007 

ja   

 131     Aufhebung Meldepflichten von Unternehmen Anreizregulierungsverordnung 1,85 Mio. Euro   in Kraft seit 6. 
November 
2007 

ja   

 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 132     Gewerbeordnung Reisegewerbekartenpflicht: Wegfall für 

abhängig Beschäftigte sowie in den Fällen, 
in denen Erlaubnis für stehendes Gewerbe 
vorhanden 

Gewerbeordnung 1 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
September 
2007 

ja MEG II 

 133     Gaststättengesetz Eröffnung des Anwendungsbereichs der 
Reisegewerbekartenpflicht für das Reise-
gaststättengewerbe (statt Gestattungs-
pflicht) 

Gaststättengesetz Länder können von der Regelung abweichen 
- keine Abschätzung der Entlastungen mög-
lich 

  in Kraft seit 14. 
September 
2007 

ja MEG II 

 134     Vereinfachungen 
im See- und Bin-
nenschiffsverkehr 
(7 Informations-
pflichten) 

Wegfall der Genehmigungspflichten bei 
Mitwirkung an Fracht-, Miet- u. a. Verträgen 
unter Beteiligung ausl. Seeschifffahrtsun-
ternehmen bzw. See- oder Binnenschiffen 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

derzeit nicht abschätzbar   in Kraft seit  
4. Februar 
2007 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 135     Versicherungsleis-
tungen bei Beteili-
gung von Drittstaa-
ten 

Aufhebung der Genehmigungspflicht für 
Schiffskasko und Schiffshaftpflicht- sowie 
Luftfahrtversicherungsgeschäfte mit Versi-
cherungsunternehmen aus Drittstaaten 

Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

(Fallzahl 0= Entlastung 0)   in Kraft seit  
22. Dezember 
2006 

ja   

 136     Internationale 
Einfuhrbescheini-
gung 

Einführung der Online-Beantragung Verordnung zur Durchführung 
des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Außenwirtschaftsverordnung) 

geringfügige Entlastungen    in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja   

 137     Aufhebung   Zollkontingentscheingesetz 3 IPs,  
jeweils Nullmessung 

  in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 138     Änderung der 
Heizkostenverord-
nung (gemeinsame 
Federführung mit 
BMVBS) 

Wegfall des Genehmigungserfordernis 
durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde in § 11 Abs. 1 Nr. 3 HeizkV  

Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über Heizkosten 
(Heizkostenverordnung) 

geringfügige Entlastung   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 139     Grundstückseigen-

tümererklärung 
Gegenerklärung des Netzbetreibers an 
Bürger  
 Abgeschafft  

Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung 

0,84 Mio. Euro   Abgeschafft 
seit  
24. Februar 
2007 

ja   

 140     Aufhebung von 
Angeboten 

Pflicht der Anbieter BNetzA bei Leistungs-
einstellung zu unterrichten  
 Abgeschafft! 

Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung 

    Abgeschafft 
seit  
24. Februar 
2007 

ja   

 141     Veröffentlichung 
von Kundeninfor-
mationen 

BNetzA veröffentlicht abweichende Fund-
stelle im Amtsblatt  
Abgeschafft 

Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung 

geringfügige Entlastungen   Abgeschafft 
seit  
24. Februar 
2007 

ja   

 142     Streichung Pflicht zur Anlegung einer Inseratensamm-
lung 

Verordnung über die Pflichten der 
Makler, Darlehens- und Anlagen-
vermittler, Anlagenberater, Bau-
betreuer und Bauberater  

erspart in rd. 50.000 Fällen rd. 1,625 Mio. 
Euro. 

 in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

143   Aufhebung Meldepflichten von Unternehmen Messzugangsverordnung 3,8 Mio. Euro  in Kraft seit 23. 
Oktober 2008 

ja  
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

144     Einführung eines 
elektronischen 
Entgeltnachweises 
(ELENA) 

Ersatz der Verpflichtung des Arbeitgebers 
zur schriftlichen Ausstellung von Bescheini-
gungen durch die Verpflichtung zur monatli-
chen Meldung von Einkommensdaten an 
eine zentrale Datenbank (Ersetzen papier-
gebundener Entgeltnachweise bei der 
Beantragung von Sozialleistungen im Zu-
ständigkeitsbereich des BMAS (Nr. 184), 
BMFSFJ (Nr. 294) und BMVBS (Nr. 341)) 

Gesetz über das Verfahren des 
elektronischen Entgeltnachwei-
ses 

Entlastet die Wirtschaft um 122 Mio. Euro pro 
Jahr und enthält neue Informationspflichten in 
Höhe von rd. 36,4 Mio. Euro. Die Nettoentlas-
tung von 85,6 Mio. Euro wird den Fachres-
sorts gutgeschrieben. 

  

in Kraft seit 2. 
April 2009 

ja   

145     Verzicht auf die 
Angabe von Name 
und Firma im 
Wanderlager und 
auf Messen und 
Märkten 

  Gesetz zur Umsetzung der Richt-
linie 2006/123/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates 
über Dienstleistungen im Bin-
nenmarkt im Gewerberecht und 
in weiteren Rechtsvorschriften 
 

0,5 Mio. Euro   in Kraft ab 
28. Dezember 
2009 

ja   

F Andere Maßnahmen  
 146     Vereinfachungen 

für Blindenwaren 
Aufhebung Gesetz zum Inverkehrbringen von 

Blindenwaren sowie Durchfüh-
rungsverordnung hierzu 

0,2 Mio. Euro   außer Kraft seit 
14. September 
2007 

ja MEG II 

 147     Preisklauselver-
ordnung 

Aufhebung Preisklauselverordnung 0,64 Mio. Euro   außer Kraft seit 
14. September 
2007 

ja MEG II 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 148     Verordnung zur 
Durchführung von 
Art. 6 des Bilanz-
richtlinien-
Gesetzes 

Aufhebung der Prüfungsordnung für verei-
digte Buchprüfer 

Verordnung zur Durchführung 
von Art. 6 des Bilanzrichtlinien-
Gesetzes 

 1,8 Mio. 
Euro 
bundes-
seitige 
Einspa-
rung. 
Wegen 
über-
gangs-
weiser 
Fortgel-
tung bis 
Inkrafttre-
ten der 
Berufs-
satzung 
sind 
Einspa-
rung bei 
WPK/Bet
roffenen 
noch 
nicht 
beziffer-
bar. 

in Kraft seit  
1. Januar 2007 

ja   

 149     Wirtschaftsprüfer-
Berufshaftpflicht-
versicherung 

Aufhebung der Berufshaftpflichtversiche-
rung für den Berufsstand 

Verordnung über die Berufshaft-
pflichtversicherung der Wirt-
schaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer (Wirtschaftsprüfer-
Berufshaftpflichtversicherungs-
verordnung) 

Wegen übergangsweiser Fortgeltung bis 
Inkrafttreten der Berufssatzung sind Einspa-
rung noch nicht bezifferbar. 

  außer Kraft seit  
6. September 
2007 

ja   

150   Siegelverordnung Aufhebung Siegelverordnung Derzeit nicht abschätzbar  außer Kraft seit  
6. September 
2007 

ja BARefG 

 151     Aufhebung   2 Verordnungen über die Zustän-
digkeit für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten nach dem Postgesetz und 
dem Fernmeldeanlagengesetz 

0   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 152     Aufhebung   6 gewerberechtliche Änderungs-
gesetze 

0   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 153     Richtigstellung 
eines Ordnungs-
widrigkeitstatbe-
standes; Einfüh-
rung einer Be-
standsschutzrege-
lung für Anlagebe-
rater  

  Gewerbeordnung erbringt bei rd. 30.000 Erlaubnissen eine 
Entlastung von rd. 3,5 Mio. Euro 

  in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 154     Deregulierung der 
Pfandleiherverord-
nung  

  Pfandleiherverordnung erspart in ca. 55.000 Fällen rd. 0,04 Mio. 
Euro p.a. 

  in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 155     Streichung der 
Ermächtigungs-
grundlage zum 
Erlass einer 
Rechtsverordnung 
und Streichung 
eines Gebühren-
tatbestandes 

  Telekommunikationsgesetz 0   in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 156     Ermöglichung der 
Nachmeldung von 
Gegenständen zur 
Versteigerung 

Ermöglichung der Nachmeldung von Ge-
genständen zur Versteigerung 

Verordnung über gewerbsmäßige 
Versteigerungen (Versteigerer-
verordnung) 

Kostenentlastung im mehrstelligen Bereich; 
konkrete Bezifferung nicht möglich 

  in Kraft seit 25. 
März 2009 

ja MEG III 

 157     Aufhebung der 
Ausbildungsver-
ordnung 

Erstellen eines Ausbildungsplanes; 
Vorlage von Unterlagen an Prüfungsaus-
schuss; 
Führung eines Berichtsheftes durch den 
Auszubildenden; 
Weisung des Gesellenprüfungsausschus-
ses 

Ausbildungsverordnung Schirm-
macher  

0   in Kraft seit 14. 
Mai 2009 

ja   

 158     Aufhebung der 
Ausbildungsver-
ordnung 

Erstellen eines Ausbildungsplanes; 
Vorlage von Unterlagen an Prüfungsaus-
schuss; 
Führung eines Berichtsheftes durch den 
Auszubildenden; 
Weisung des Gesellenprüfungsausschus-
ses 

Ausbildungsverordnung Wagner  0   in Kraft seit 14. 
Mai 2009 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 159     Neufassung PTSG Bereinigung und Vereinfachung der Verfah-
rensregelungen für die Sicherstellung der 
Versorgung mit Post- und Telekommunika-
tionsdiensten in Fällen von Katastrophen, 
schweren Unglücken u. ä.  

Gesetz zur Sicherstellung des 
Postwesens und der Telekom-
munikation und zugehörige Ver-
ordnungen 

geringfügige Entlastungen   In Kraft seit 1. 
April 2009 

ja   

 160     Errichtung einer 
nationalen Akkredi-
tierungsstelle 

Eine Akkreditierungsstelle anstelle von fünf 
privaten, neun Bundes- und vier Länderstel-
len 

Gesetz über die Errichtung einer 
nationalen Akkreditierungsstelle 

entlastet die Wirtschaft insgesamt um 0,28 
Mio. Euro jährlich (Entlastung von 0,29 Mio. 
Euro steht Belastung von 0,015 Mio. Euro 
gegenüber) 

  in Kraft seit 7. 
August 2009 

ja   

161     Anerkennung von 
Berufsqualifikatio-
nen im Handwerk 
für EU/EWR-
Staatsangehörige 

Voraussetzungen für die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen für die Ausbildung im 
Handwerk  

VO über die für Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaates der EU oder 
eines Vertragsstaates des Ab-
kommens über den EWR oder 
der Schweiz geltenden Voraus-
setzungen der Anerkennung von 
Berufsqualifikationen für die 
Ausbildung eines zulassungspfl. 
Handwerks 

entlastet die Wirtschaft insgesamt um 0,07 
Mio. Euro jährlich  

  

In Kraft seit 23. 
Dezember 
2007 

ja   

162   Erleichterung im 
Vergaberecht: 

Eigenerklärung; Anhebung der Schwellen-
werte für beschränkte Ausschreibung und 
freihändige Vergabe 

 Entlastung noch nicht quantifiziert 

 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Konjunk-
turpaket II 

 Geplante Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten  
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 163     Verpflichtung zur 

elektronischen 
Ausfuhranmeldung 

elektronischer Abruf von Ausfuhrgenehmi-
gungsdaten; Onlineabschreibung von Aus-
fuhrgenehmigungen 

85. VO zur Änderung der Au-
ßenwirtschaftsverordnung 

entlastet die Wirtschaft insgesamt um 3,32 
Mio. Euro jährlich 
(Entlastung von 3,71 Mio. Euro steht Belas-
tung von 0,386 Mio. Euro gegenüber)  

  Kabinett am 
24. Juni 2009 

nein   

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 164     16. Verordnung zur 

Änderung der 
Außen-
handelsstatistik-
Durchführungs-
verordnung 
 
 
 
 
 

Heraufsetzung des Schwellenwertes von 
400.000 Euro auf 600.000 Euro pro Jahr 
und Lieferrichtung 

Außenhandelsstatistikgesetz 14 Mio. Euro   Referentenent-
wurf 

nein   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

F Andere Maßnahmen  
 165     Novellierung der 

Verdingungsord-
nungen für Leis-
tungen und freibe-
rufliche Leistungen 

Reduzierung der Kosten bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge; u. a. Reduzierung der 
bei Ausschreibungen vorzulegenden Eig-
nungsnachweise der Unternehmen. Mög-
lichkeit von Eigenerklärungen. Ein von 
BMWi-IB3 initiiertes Gutachten "Kosten-
messung Vergabeprozess" schlägt weitere 
Novellierungen zur Kosteneinsparung vor. 
Diese werden im zuständigen Deutschen 
Verdingungsausschuss für Leistungen 
(DVAL) diskutiert.  

Verdingungsordnungen für Leis-
tungen und freiberufliche Leis-
tungen (VOL und VOF) 

Lt. Gutachten "Kostenmessung Vergabepro-
zess" sind bis zu 20% Kostenreduzierung im 
Vergabeprozess (Maximalszenario) möglich 

  

Der zuständige 
DVAL wird 
noch in 2009 
Neufassung 
der VOF veröf-
fentlichen, VOL 
spätestens 
Januar 2010. 
Vergabe-
rechtsänderung 
wird in 2010 
umgesetzt. 

nein Eckpunk-
tepapier 
zur Verga-
berechtsre-
form 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Arbeit und Soziales  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 166     Verpflichtung zur au-

tomatisierten Meldung 
in der Sozialversiche-
rung 

Ab 1. Januar 2006 sind Meldungen zur Sozial-
versicherung nur noch durch Datenübertragung 
zulässig (Umstellung von Papier- auf Onlinever-
fahren). 

Sozialgesetzbuch 
IV 

404,9 Mio. Euro geschätzte Ent-
lastung der Ver-
waltung ebenfalls 
rd. 400 Mio. Euro 
p.a. 

in Kraft seit 1. 
Januar 2006; 
Übergangsfrist 
bis 30. Mai 
2006 

ja Verwal-
tungsverein-
fachungs-
gesetz 

 167     Verpflichtung zum 
automatisierten Bei-
tragsnachweis in der 
Sozialversicherung 

Ab 1. Januar 2006 ist die Übermittlung von 
Beitragsnachweisen nur noch durch Datenüber-
tragung zulässig (Umstellung von Papier- auf 
Onlineverfahren). 

Sozialgesetzbuch 
IV 

407,1 Mio. Euro geschätzte Ent-
lastung der Ver-
waltung ebenfalls 
rd. 400 Mio. Euro 
p.a 

in Kraft seit 1. 
Januar 2006; 
Übergangsfrist 
bis 30. Mai 
2006 

ja Verwal-
tungsve-
reinfa-
chungsge-
setz 

 168     Option einer elektroni-
schen Bescheinigung 
für Entgeltersatzleis-
tungen 

Ab 1. Januar 2008 können für Entgeltersatzleis-
tungen nach § 23c SGB IV elektronische Be-
scheinigung in einem einheitlichen Datensatz 
übermittelt werden; die Rückantworten an die 
Arbeitgeber erfolgen elektronisch. 

Sozialgesetzbuch 
IV 

9 Mio. Euro Entlastung der 
betroffenen SV-
Träger 
(KV,RV,UV) 
durch automati-
sierte fehlerfreie 
Verarbeitung z.Zt. 
noch nicht quanti-
fizierbar 

in Kraft seit 1. 
Januar 2008 

ja MEG II 

 169     Einführung eines au-
tomatisierten Verfah-
rens für Zahlstellen der 
Versorgungsbezüge 

Option für die Arbeitgeber, ein automatisiertes 
Zahlstellenverfahren für Versorgungsbezüge 
einzuführen 

Sozialgesetzbuch 
V 

7 Mio. Euro Entlastung der 
betroffenen KV-
Träger durch 
automatisierte 
fehlerfreie Verar-
beitung z. Zt. 
noch nicht quanti-
fizierbar 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des SGB IV 
und ande-
rer Gesetze 
vom 19. 
Dezember 
2007 

 170     Einführung eines au-
tomatisierten Melde- 
und Beitragsverfahrens 
für Mitglieder berufs-
ständischer Versor-
gungswerke 

Umstellung auf automatisiertes Verfahren Sozialgesetzbuch 
IV 

45,36 Mio. Euro Entlastung der 
betroffenen 
Berufsständi-
schen Versor-
gungswerke 
durch automati-
sierte fehlerfreie 
Verarbeitung z. 
Zt. noch nicht 
quantifizierbar 

in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des SGB IV 
und ande-
rer Gesetze 
vom 19. 
Dezember 
2007 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 171     Verzicht auf Papierbe-
scheinigungen des 
Arbeitgebers im Melde-
verfahren 

Einführung der Option für eine elektronische 
Übermittlung der Meldekopie vom Arbeitgeber 
an den Beschäftigten 

Sozialgesetzbuch 
IV 

31,13 Mio. Euro (ab 2009)   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja 2. Gesetz 
zur Ände-
rung des 
SGB IV u. 
a. Gesetze 

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 172     Einführung einer Baga-

tellgrenze bei der 
Nettoberechnung nach 
§ 23c SGB IV 

Vermeidung von Bagatellfällen bei der Netto-
entgeltberechnung des Arbeitgebers für Zeiten 
des Bezugs von Entgeltersatzleistungen in 
einem Beschäftigungsverhältnis. 

Sozialgesetzbuch 
IV 

32,4 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des SGB IV 
und ande-
rer Gesetze 
vom 19. 
Dezember 
2007 

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 173     Anpassung der Melde-

pflichten des Arbeit-
nehmer-
Entsendegesetzes an 
das neu einbezogene 
Gebäudereinigerhand-
werk und Vereinfa-
chung 

Einführung einer objektbezogenen Einsatzpla-
nung sowie Modifizierung der Änderungsmittei-
lung 

Gesetz über 
zwingende Ar-
beitsbedingungen 
bei grenzüber-
schreitenden 
Dienstleistungen 
(Arbeitnehmer-
Entsendegesetz) 

Quantifizierung nicht angezeigt   in Kraft seit 20. 
Juli 2007 

ja Arbeitneh-
mer-
Entsende-
gesetz-
Meldever-
ordnung 
(AEntG-
MeldV) 

 174     Einheitliche Meldefrist 
mit der Lohnabrech-
nung für alle Sozialver-
sicherungsmeldungen 

Ab 1. Januar 2006 wird die Übermittlung der 
Meldedaten mit dem Lauf der nächsten Ent-
geltabrechnung gekoppelt (Harmonisierung von 
Fristen). 

Verordnung über 
die Erfassung 
und Übermittlung 
von Daten für die 
Träger der Sozi-
alversicherung 

ist in Gesamteinsparsumme Umstel-
lung auf vollautomatisiertes Meldever-
fahren eingeflossen 

  in Kraft seit 1. 
Januar 2006 

ja   

 175     Vereinfachungsrege-
lung zur Berechnung 
der vorläufigen Bei-
tragsschuld 

Einführung einer Vereinfachungsregelung bei 
monatlich stark abweichenden Entgelten.  

Sozialgesetzbuch 
IV 

650 Mio. Euro   in Kraft seit 23. 
August 2006 

ja MEG I 

 176     Ersatz von Gewerbe-
zentralregisterauszü-
gen bei Vergabe öffent-
licher Aufträge durch 
Eigenerklärung des 
Bewerbers 

Bei Bewerbungen um öffentliche Aufträge 
müssen von den Bewerbern bis zu einer Auf-
tragshöhe von bis zu 30.000 Euro keine Aus-
künfte aus dem Gewerbezentralregister mehr 
beigefügt werden. Nur der Bewerber, der den 
Zuschlag erhält, muss ab einer Auftragshöhe 
von 30.000 Euro weiterhin einen solchen Aus-
zug vorlegen. 

Gesetz über 
zwingende Ar-
beitsbedingungen 
bei grenzüber-
schreitenden 
Dienstleistungen 
(Arbeitnehmer-
Entsendegesetz) 

keine verwertbare Fallzahl   in Kraft seit 14. 
September 
2007 

ja MEG II 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 177     Einheitlicher Zeitpunkt 
der Abgabe des Bei-
tragsnachweises 

Die Vereinheitlichung des Abgabezeitpunktes 
der Beitragsmeldungen auf einen Zeitpunkt 
führt zu Einsparungen bei den Arbeitgebern 
wegen der Reduzierung von Fehlläufen und 
Rückfragen. 

Sozialgesetzbuch 
IV 

96 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2008 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des SGB IV 
und ande-
rer Gesetze 
vom 19. 
Dezember 
2007 

 178     Wegfall des Lohn-
nachweises 

Ab 1. Januar 2009 melden die Arbeitgeber in 
der Jahresmeldung nach § 28a SGB IV der 
Einzugsstelle auch die Daten zur Unfallversi-
cherung. Nach einer Übergangszeit entfällt zum 
1. Januar 2012 der Lohnnachweis zur Unfall-
versicherung 

Sozialgesetzbuch 
VII 

50 Mio. Euro   tritt am 1. 
Januar 2012 in 
Kraft 

nein Unfallversi-
cherungs-
modernisie-
rungsge-
setz 
(UVMG) 

 179     Verzicht auf Ände-
rungsmeldungen 

Wegfall der Verpflichtung des Arbeitgebers 
Änderungen bei Anschrift u. a. Personendaten 
gesondert zu melden. 

Sozialgesetzbuch 
IV 

16,14 Mio. Euro (ab 2010)   Kabinettbe-
schluss 30. Juli 
2008; Inkrafttre-
ten geplant 1. 
November 2009 

nein 2. Gesetz 
zur Ände-
rung des 
SGB IV u. 
a. Gesetze 

 180     Vereinfachung der 
Übermittlung von Per-
sonendaten an die 
Sozialversicherung 

Direkte Datenübermittlung von Personenmel-
dedaten von den Kommunen an die Deutsche 
Rentenversicherung 

Sozialgesetzbuch 
VI 

  181 Mio. Euro (ab 
2011); 165 Mio. 
Euro (für 2010 
wg. einmal. 
Investition) [Tarif 
Wirtschaft (Sach-
bearbeiter) unter-
stellt] 

Kabinettbe-
schluss 30. Juli 
2008; Inkrafttre-
ten geplant 1. 
November 2009 

nein 2. Gesetz 
zur Ände-
rung des 
SGB IV u. 
a. Gesetze 

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 181     Vereinfachung der 

Berichte über die prak-
tische Durchführung 
von EU-Arbeitsschutz-
Richtlinien 

unmittelbares Anwenden der Richtlinie zur 
Vereinheitlichung und Vereinfachung der Be-
richtspflichten aus Gemeinschaftsrichtlinien 
zum Gesundheitsschutz und zur Sicherheit der 
Beschäftigten. 

EU-Richtlinie 
"Vereinfachung 
der Berichte über 
die praktische 
Durchführung von 
EU-
Arbeitsschutz-
Richtlinien" 

nicht möglich   In Kraft seit 28. 
Juni 2007 (EU-
Richtlinie) 

ja   

 182     Änderung der statisti-
schen Auskunftspflicht 
bei Kurzarbeitergeldbe-
zug 

Arbeitgeber, in deren Betrieben Kurzarbeiter-
geld geleistet wird, haben der Agentur für Arbeit 
statistische Auskünfte zum Kurzarbeitergeldbe-
zug zu erteilen. Umstellung von monatlich auf 
quartalsweise. 

Sozialgesetzbuch 
III 

0,29 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
November 2006 

ja Gesetz zur 
Förderung 
ganzjähri-
ger Be-
schäftigung 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 183     Vereinfachung Haus-
haltsscheckverfahren 

Einführung eines halbjährlichen Beitragsnach-
weises für geringfügig Beschäftigte im privaten 
Haushalt mit schwankendem Arbeitsentgelt 

Gemeinsame 
Grundsätze der 
Sozialversiche-
rungsträger 

pro Haushalt ca. 20 Euro plus 6 einge-
sparte Arbeitsstunden im Jahr 

  in Kraft seit 1. 
Januar 2008 

ja - 

 184     Einführung eines elekt-
ronischen Entgelt-
nachweises (ELENA) 

Ersatz der Verpflichtung des Arbeitgebers zur 
schriftlichen Ausstellung von Bescheinigungen 
durch die Verpflichtung zur monatlichen Mel-
dung von Einkommensdaten an eine zentrale 
Datenbank (Ersetzen papiergebundener Ent-
geltnachweise bei der Beantragung von Sozial-
leistungen); im Zuständigkeitsbereich des 
BMAS: Bescheinigungen nach §§ 312 Abs. 1, 
313, 315 Abs. 3 SGB III 

Sozialgesetzbuch 
III 

75,1 Mio. Euro (Entlastung durch 
ELENA insgesamt: 82 Mio. Euro; Die 
75 Mio. Euro entsprechen dem Anteil 
der durch die benannten Arbeitsbe-
scheinigungen entstehenden Belastun-
gen an der durch alle in das ELENA-
Verfahrensgesetz einbezogenen Be-
scheinigungen entstehenden Gesamt-
belastung.) 

  Kabinettbe-
schluss 25. 
Juni 2008; in 
Kraft seit 2. 
April 2009; 
Umsetzung 
abgeschlossen 
2012 

ja Gesetz 
über die 
Einrichtung 
des Verfah-
rens des 
elektroni-
schen 
Entgelt-
nachweises 
(ELENA-
Verfah-
rensgesetz) 

 185     Aufhebung der Mel-
dung des Zeitpunktes 
der Aufnahme einer 
selbständigen Tätigkeit 

Zur Prüfung der Voraussetzungen für einen 
Einstellungszuschuss bei Neugründungen 
musste der Arbeitgerber den Zeitpunkt der 
Aufnahme seiner selbstständigen Tätigkeit 
melden. Durch die Neuausrichtung der arbeits-
marktpolitischen Instrumente ist diese Pflicht 
zum 1. Januar 2009 außer Kraft getreten. 

Sozialgesetzbuch 
III 

0,01 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neuaus-
richtung der 
arbeits-
marktpoliti-
schen 
Instrumente 
v. 21. 
Dezember 
2008 

 186     Aufhebung der Mel-
dung der Anzahl be-
schäftigter Arbeitneh-
mer 

Zur Prüfung der Voraussetzungen für einen 
Einstellungszuschuss bei Neugründungen 
musste der Arbeitgerber die Anzahl der be-
schäftigten Arbeitnehmer melden. Durch die 
Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente ist diese Pflicht zum 1. Januar 
2009 außer Kraft getreten. 

Sozialgesetzbuch 
III 

0,01 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neuaus-
richtung der 
arbeits-
marktpoliti-
schen 
Instrumente 
v. 21. 
Dezember 
2008 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 187     Aufhebung der Mel-
dung des berücksichti-
gungsfähigen Arbeits-
entgeltes 

Zur Prüfung der Voraussetzungen für einen 
Einstellungszuschuss bei Neugründungen 
musste der Arbeitgeber das berücksichtigungs-
fähige Entgelt melden. Durch die Neuausrich-
tung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente ist 
diese Pflicht zum 1. Januar 2009 außer Kraft 
getreten. 

Sozialgesetzbuch 
III 

0,078 Mio. Euro Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neuaus-
richtung der 
arbeits-
marktpoliti-
schen 
Instrumente 
v. 21. 
Dezember 
2008 

 188     Aufhebung einer Vor-
schrift 

Wegfall des Eingliederungszuschusses bei 
Neugründungen für SGB II-
Leistungsberechtigte 

Sozialgesetzbuch 
III 

0,175 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neuaus-
richtung der 
arbeits-
marktpoliti-
schen 
Instrumente 
v. 21. 
Dezember 
2008 

 189     Aufhebung einer Vor-
schrift 

Wegfall des Einstellungszuschusses bei Förde-
rung der beruflichen Weiterbildung durch Ver-
tretung für SGB II-Leistungsberechtigte 

Sozialgesetzbuch 
III 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neuaus-
richtung der 
arbeits-
marktpoliti-
schen 
Instrumente 
vom 21. 
Dezember 
2008 

 190     Aufhebung einer Vor-
schrift 

Tragen der Beiträge zur Arbeitsförderung bei 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer für SGB II-
Leistungsberechtigte 

Sozialgesetzbuch 
III 

0,035 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neuaus-
richtung der 
arbeits-
marktpoliti-
schen 
Instrumente 
vom 21. 
Dezember 
2008 



  Anlage 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

64 

Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

191   Die Abschaffung der 
Informationspflicht zur 
Folgeanzeige gem § 
175 Abs. 7 SGB III 

Auf Grundlage einer Evaluation hat sich die 
Folgeanzeige beim Saison-Kurzarbeitergeld als 
Instrument zur Missbrauchsbekämpfung nicht 
bewährt und wird daher aufgehoben 

Gesetz zur Siche-
rung von Be-
schäftigung und 
Stabilität in 
Deutschland 

0,55 Mio. Euro Entlastung der 
Verwaltung zur 
Zeit noch nicht 
quantifizierbar 

in Kraft seit 1. 
Februar 2009 

ja Gesetz zur 
Sicherung 
von Be-
schäftigung 
und Stabili-
tät in 
Deutsch-
land vom 2. 
März 2009 

F Andere Maßnahmen  
 192     Anpassung der Sach-

bezugswerte Ost/West 
Ab 1. Januar 2008 einheitliche Werte in 
Deutschland (Harmonisierung der Werte).  

Verordnung über 
die sozialversi-
cherungsrechtli-
che Beurteilung 
von Zuwendun-
gen des Arbeit-
gebers als Ar-
beitsentgelt 

keine Fallzahl   in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja Eckpunkte-
papier zum 
MEG (Maß-
nahmenka-
talog Nr. 
23) 

 193     Ersatz der Bescheini-
gung nach § 194 SGB 
VI 

Ab 1. Januar 2008 erfolgt statt einer Bescheini-
gung auf Verlangen des Arbeitnehmers eine 
Sondermeldung mit der folgenden Entgeltab-
rechnung (Übertragung der Berechnungspflich-
ten auf den Leistungsträger; Aufhebung einer 
Bescheinigung). 

Sozialgesetzbuch 
IV + VI 

8 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Januar 2008 

ja MEG II 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 19) 

 194     Übertragung der Lohn-
summenprüfung für die 
Unfallversicherung auf 
die Betriebsprüfung der 
Rentenversicherung 

Ab 1. Januar 2010 erfolgt nur noch eine Be-
triebsprüfung für die gesamte Sozialversiche-
rung (§ 28p SGB IV und § 166 SGB VII).  

Sozialgesetzbuch 
IV + VII 

22,78 Mio. Euro   tritt am 1. 
Januar 2010 in 
Kraft 

nein MEG II 

 195     Unfallverhütungsvor-
schriften zum Arbeits-
sicherheitsgesetz 
(ASiG) 

Reformierung der Unfallverhütungsvorschriften 
zum Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG), d. h. 
Vereinfachung und Flexibilisierung der be-
triebsärztlichen und sicherheitstechnischen 
Betreuung. 

Unfallverhü-
tungsvorschrift 
Betriebsärzte und 
Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit 
(BGV A 2) 

nicht möglich   Verlängerung 
der Umsetzung 
der Gesamtre-
form bis Ende 
2010 (fusions-
bedingt; Über-
arbeitung der 
heterogenen 
Entwürfe durch 
die Unfallversi-
cherungsträger) 

nein Eckpunkte-
papier zum 
MEG (Maß-
nahmenka-
talog Nr. 
22) 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 196     Vereinheitlichung und 
Vereinfachung der 
Generalunternehmer-
haftung in der Bauwirt-
schaft 

Die Entlastung für den Generalunternehmer von 
der Haftung für Beitragsschulden des Nachun-
ternehmers erfolgt vorrangig nur noch im Wege 
der Präqualifikation (§ 28e Abs. 3a bis 3f SGB 
IV, § 150 Abs. 3 SGB VII). 

Sozialgesetzbuch 
IV + VII 

Quantifizierung der Gesamtentlastung 
nicht möglich, da die Inanspruchnahme 
des vereinfachten Verfahrens nicht 
bekannt ist; Reduzierung des Aufwan-
des des Generalunternehmers für 
Prüfung der Eignungsnachweise pro 
Fall um rd. 80 Prozent  

  in Kraft seit 1. 
Oktober 2009 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des Vierten 
Buches 
Sozialge-
setzbuch, 
zur Errich-
tung einer 
Versorgung
sausgleichs
kasse und 
anderer 
Gesetze 
vom 15. 
Juli 2009 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren 
 197     Erklärungsverfahren 

bei der Prüfung von 
Pflanzenschutzgeräten 

Online-Antragsverfahren über Portal Pflanzenschutzgesetz; Pflan-
zenschutzmittelverordnung 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 
Herbst 2005 

ja   

 198     Zulassung von Pflan-
zenschutzmitteln 

Online Antrag und elektronische Antrags-
bearbeitung 

Pflanzenschutzgesetz   Dezember 2005 
(Pilot eAntrag) 
Juli 2007 (Wirk-
betrieb eAntrag) 
Dezember 2010 
(Abschluss 
eAntrag) 

ja   

199     Elektronische Sorten-
akte 

Online Antrag und elektronische Antrags-
bearbeitung 

Saatgutverkehrsgesetz, 
Verordnung über Verfahren 
vor dem Bundessortenamt 

    Januar 2006 
(Pilot Antrag 
Mais) Januar 
2007 (eAntrag 
Wirkbetrieb) 
Januar 2009 
(eAkte Wirkbe-
trieb) 

ja   

 200     Ernährungswirt-
schaftsmeldeverord-
nung (14 Informations-
pflichten) 

Möglichkeit zur Online-Meldung Ernährungswirtschaftsmelde-
verordnung 

0,01 Mio. Euro   in Kraft seit 16. 
Oktober 2006 

ja   

 201     Nachweispflichten für 
Halter Lebensmittel 
liefernder Tiere über 
Bezug von Arzneimit-
teln 

Ermöglichung der elektronischen Nachweis-
führung 

Tierhalter-Arzneimittel-
Nachweisverordnung 

Entlastung bereits berücksichtigt   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   

 202     Betriebsprämie: elekt-
ronische Antragstel-
lung/Datenübermittlung 
durch Landwirte 
(grundlegende Antrags-
inhalte) 

flächendeckende elektronische Antragstel-
lung/Datenübermittlung; bei dessen An-
wendung auf die Forderung nach paralleler 
Zuleitung der Antragsangaben in Papier-
form verzichtet werden kann 

Betriebsprämienverordnung 
(EG) Nr. 1782/2003; Verord-
nung über die Durchführung 
von Stützungsregelungen und 
gemeinsamen Regeln für 
Direktzahlungen nach der VO 
(EG) Nr. 1782/2003 im Rah-
men des Integrierten Verwal-
tungs- und Kontrollsystems  
(InVeKoS-Verordnung) 

    Inkrafttreten 
nationale Ände-
rungsVO am 14. 
Mai 2008; elekt-
ronische An-
tragstellung 
2008 in einigen 
Ländern bereits 
umgesetzt 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 203     Genehmigung der 
Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln 

Online-Antrag und elektronische Antrags-
bearbeitung 

Pflanzenschutzgesetz      1. April 2009 ja   

 204     Durchführung Fleisch-
gesetz 

Einführung von online-Verfahren Verordnung über die Preis-
meldung bei Schlachtkörpern 
und deren Kennzeichnung (1. 
Fleischgesetz-
Durchführungsverordnung) 

  durch Verord-
nung vom 12. 
November 2008 

ja   

 205     Konformitätskontrolle 
von verschiedenen 
landwirtschaftlichen 
Produkten 

Einführung der Online-Anmeldung zur 
Konformitätskontrolle (Umstellung des 
bisherigen, auf Papier und Fax gestützte 
Genehmigungsverfahren, auf ein modernes 
E-Government-Verfahren) 

      in Betrieb seit 1. 
Juli 2009 

ja   

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 206     Ernährungswirt-

schaftsmeldeverord-
nung (3 Informations-
pflichten) 

Anhebung von 6 auf 8 Beschäftigte (2 
Informationspflichten) und Einführung einer 
unteren Erfassungsgrenze (1 Informations-
pflicht) 

Ernährungswirtschaftsmelde-
verordnung 

0,02 Mio. Euro   in Kraft seit 16. 
Oktober 2006 

ja   

 207     Vereinfachungen der 
Agrarstatistik bei der - 
Viehbestandserhebung 
(10 Informationspflich-
ten) - Bodennutzungs-
haupterhebung (4 
Informationspflichten) - 
Agrarstrukturerhebung 
(8 Informationspflich-
ten) - Haupterhebung 
der Landwirtschafts-
zählung (3 Informati-
onspflichten) - Wein-
bauerhebung (1 Infor-
mationspflicht) 

 - Reduzierung der Zahl der Agrarstruktur-
erhebungen - Verringerung des Stichpro-
benumfangs der Repräsentativerhebungen 
- Anhebung der unteren Erfassungsgrenzen 

Gesetz über Agrarstatistiken 
(Agrarstatistikgesetz)  

1,3 Mio. Euro   durch Gesetz 
vom 6. März 
2009; Inkrafttre-
ten teils am 12. 
März 2009, teils 
am 1. Januar 
2010 

ja   

 208     Agrarstatistikgesetz: 
Haupterhebung der 
Landwirtschaftszählung 
(3 Informationspflich-
ten) 

Aufhebung Gesetz über Agrarstatistiken 
(Agrarstatistikgesetz)  

0,03 Mio. Euro   durch Gesetz 
vom 6. März 
2009 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 209     Agrarstatistikgesetz Vereinfachungen/Aufhebungen von Statis-
tik-Informationspflichten der Verwaltung, u. 
a. bei der Schlachtgewichtsstatistik und der 
MIlchstatistik  

      durch Gesetz 
vom 6. März 
2009 

ja   

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 210     Mitführen des Rinder-

passes 
Aufhebung der Pflicht zur Mitführung des 
Rinderpasses beim innerstaatlichen 
Verbringen eines Rindes 

Verordnung zum Schutz 
gegen die Verschleppung von 
Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) 

16,03 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
Juli 2007 

ja   

 211     Übergabe des Rinder-
passes 

Aufhebung der Pflicht zur Übergabe des 
Rinderpasses an den Beseitigungspflichti-
gen nach der Verendung oder Tötung des 
Rindes 

Verordnung zum Schutz 
gegen die Verschleppung von 
Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) 

1,09 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
Juli 2007 

ja   

 212     Übersendung des 
Rinderpasses an Be-
hörde 

Aufhebung der Pflicht Übersendung des 
Rinderpasses an die Behörde nach der 
Verendung oder Tötung eines Rindes 

Verordnung zum Schutz 
gegen die Verschleppung von 
Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) 

0,87 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
Juli 2007 

ja   

 213     Ernährungswirt-
schaftsmeldeverord-
nung 

Aufhebung der Meldepflicht für Süßwaren-
hersteller 

Ernährungswirtschaftsmelde-
verordnung 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 16. 
Oktober 2006 

ja   

 214     Abgabe von Tierimpf-
stoffen an Landwirte 

Ersetzung der Genehmigungspflicht für die 
Abgabe von Tierimpfstoffen an Landwirte 
durch eine Anzeigepflicht 

Tierimpfstoff-Verordnung 0,01 Mio. Euro   in Kraft seit 31. 
Oktober 2006 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 33) 

 215     Nachweispflichten für 
Halter Lebensmittel 
liefernder Tiere über 
Anwendung von Arz-
neimitteln 

Wegfall der Formvorgaben, Reduzierung 
der Angaben, Wegfall des monatlichen 
Ausdrucks bei elektronischer Nachweisfüh-
rung 

Tierhalter-Arzneimittel-
Nachweisverordnung 

23,1 Mio. Euro   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   

 216     Aufbewahrung von 
Nachweisen über 
Arzneimittelanwendun-
gen durch Halter Le-
bensmittel liefernder 
Tiere; Vorlage bei 
Behörde auf Verlangen 

Nur noch Vorlage bei der Behörde, nicht 
mehr beim Tierarzt; Ermöglichung der 
elektronischen Nachweisführung 

Tierhalter-Arzneimittel-
Nachweisverordnung 

3,4 Mio. Euro   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 217     Kenntlichmachung der 
Betriebsräume der 
tierärztlichen Hausapo-
theke 

Aufhebung Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

0,01 Mio. Euro   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   

 218     Änderung der BSE-
Untersuchungsverord-
nung 

Umstellung des BSE-Tests auf Tiere ab 30 
Monate 

BSE-
Untersuchungsverordnung 

5 Mio. Euro   in Kraft seit 27. 
Juni 2006 

ja   

 219     Wegfall des Herstel-
lungsauftragsverfah-
rens für Fütterungsarz-
neimittel (6 Informati-
onspflichten) 

Wegfall von: - Mitteilung des Tierarztes an 
Behörde über Übernahme der Verantwor-
tung über örtlich getrennten Betriebsraum 
zur Aufbewahrung von Arzneimittel-
Vormischungen - Erlaubnis/Anerkennung 
für die Herstellung von Fütterungsarzneimit-
teln - Herstellungsauftrag durch den Tier-
arzt - Ergänzung Herstellungsauftrag (Füt-
terungsarzneimittel) durch Hersteller + 
Übermittlung Kopie an Tier-
arzt/Tierhalter/Behörde - ergänzender 
Verschreibung (Fütterungsarzneimittel) 
durch Hersteller + Übermittlung an Tier-
arzt/Tierhalter/Behörde - Aufbewahrung des 
ergänzten Herstellungsauftrages (Fütte-
rungsarzneimittel) durch Hersteller; Vorlage 
auf Verlangen der Behörde 

Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 10. 
November 2006 

ja   

 220     Kennzeichnung von 
Vorratsbehältnissen in 
der tierärztlichen Haus-
apotheke 

teilweiser Wegfall von Vorgaben zur Be-
schriftung 

Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

geringfügige Entlastung   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   

 221     Nachweis des Tierarz-
tes bei Erwerb, Prüfung 
und Herstellung frei-
verkäuflicher Arzneimit-
tel (3 Informations-
pflichten) 

Aufhebung Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

geringfügige Entlastung   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   

 222     Nachweis des Tierarz-
tes über den Verbleib 
von Arzneimitteln 

Wegfall der Formvorgabe bei der Anwen-
dung und Abgabe für Lebensmittel liefernde 
Tiere; Wegfall des tierärztlichen Doppels; 
Ermöglichung der elektronischen Nachweis-
führung 

Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

35,3 Mio. Euro   in Kraft seit 31. 
Dezember 2006 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 223     Einbeziehung von 
Landschaftselementen 
in die beihilfeberechtig-
te Gesamtparzelle 
einer landwirtschaftli-
chen Fläche 

Wegfall der getrennten Flächendeklaration 
zu ent- und gekoppelten Beihilfen im Sam-
melantrag 

Verordnung über die Durch-
führung von Stützungsrege-
lungen und gemeinsamen 
Regelungen für Direktzahlun-
gen nach der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 im Rah-
men des Integrierten Verwal-
tungs- und Kontrollsystems 

    in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja   

 224     Kennzeichnung von 
lose abgegebenem 
Speiseeis 

Aufhebung Verordnung über Speiseeis 0,04 Mio. Euro   in Kraft seit 15. 
August 2007 

ja   

 225     Handelsklassen für 
Obst und Gemüse 

Aufhebung der nationalen Handelsklassen-
verordnung für Obst und Gemüse 

Verordnung über gesetzliche 
Handelsklassen für frisches 
Obst und Gemüse 

    in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja   

 226     Aufhebung der Verord-
nung über das Verbot 
der Verwendung von 
Erzeugnissen von 
Rindern bei der Her-
stellung von Lebens-
mitteln oder kosmeti-
schen Mitteln 

Aufhebung von Pflichten zur Vorlage von 
Bescheinigungen durch Einführer bei der 
zuständigen Behörde 

Verordnung über das Verbot 
der Verwendung von Erzeug-
nissen von Rindern bei der 
Herstellung von Lebensmit-
teln oder kosmetischen Mit-
teln 

    in Kraft seit 11. 
Oktober 2006 

ja   

 227     Tierkennzeichnung Flexibilisierung der Nachkennzeichnung von 
Schweinen 

Verordnung zum Schutz 
gegen die Verschleppung von 
Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) 

1,8 Mio. Euro   in Kraft seit 14. 
Juli 2007 

ja   

 228     Handel von Schlacht-
vieh auf Lebendvieh-
märkten  

Aufhebung aller im Vieh- und Fleischgesetz 
enthaltenen Bestimmungen (z.B. Erstellung 
von Marktschluss-Scheinen; amtliche Notie-
rung von Schlachtviehpreisen) 

Vieh- und Fleischgesetz Entlastungen bereits berücksichtigt   Inkrafttreten am 
1. November 
2008 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 32) 

 229     Handel auf Fleisch-
großmärkten und 
Fleischmärkten 

Aufhebung der amtlichen Notierung von 
Fleischpreisen 

Vieh- und Fleischgesetz Entlastungen bereits berücksichtigt   Inkrafttreten am 
1. November 
2008 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 32) 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 230     gesetzliche Vorgaben 
zum Inhalt der 
Schlachtabrechnung 
für außerhalb von 
Märkten gehandeltes 
Schlachtvieh 

Aufhebung Vieh- und Fleischgesetz 16,2 Mio. Euro   Inkrafttreten am 
1. November 
2008 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 32) 

 231     Pflicht zur Anzeige der 
im Bestand vorhande-
nen Schweine zum 
Stichtag 

Abschaffung der Doppelmeldung an Veteri-
näramt und Tierseuchenkasse 

Verordnung zum Schutz 
gegen die Verschleppung von 
Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) 

    in Kraft seit 14. 
Juli 2007 

ja   

 232     Tierzuchtrecht: Doku-
mentationspflichten 
über Gewinnung, Ab-
gabe und Verwendung 
von Samen (3 Informa-
tionspflichten) 

bundesweite Vereinheitlichung der Anforde-
rungen, Aufzeichnungen im automatisierten 
Verfahren oder in Informationssystemen 
erstellte Unterlagen stehen den o.g. Auf-
zeichnungen gleich 

Tierzuchtgesetz 4,72 Mio. Euro   SamEnV vom 
14. Oktober 
2008, BGBl. I S. 
2053; Inkrafttre-
ten November 
2008 

ja   

 233     Meldung Marktord-
nungswaren 

Zentralisierung der Datenerfassung/ Verein-
fachung für Landwirte mit Meldepflichten in 
mehreren Bundesländern 

Gesetz über Meldungen über 
Marktordnungswesen 

0,03 Mio. Euro   durch Gesetz 
vom 26. No-
vember 2008 

ja   

 234     Handelsklassenrege-
lung Rohholz 

Aufhebung  HdlKlHolz-Gesetz und VO     durch Verord-
nung vom 15. 
Dezember 2008 

ja   

 235     Durchführung Fleisch-
gesetz 

Befreiung kleinerer Betriebe von der Pflicht 
zur Klassifizierung von Schlachtkörpern 

HdlKlV Rind/Schwein     durch Verord-
nung vom 12. 
November 2008 

ja   

 236     Kennzeichnung der 
Abgabearzneimittel 
durch den Tierarzt 

Vereinfachung durch Reduzierung der zu 
machenden Angaben 

Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

9,5 Mio. Euro   durch Verord-
nung vom 16. 
März 2009 

ja   

 237     1. Fleischgesetz-
Durchführungsverord-
nung 

Freistellung kleinerer Schlachtbetriebe von 
der Pflicht zur Meldung der für Schlachtkör-
per gezahlten Preise 

Verordnung über die Preis-
meldung bei Schlachtkörpern 
und deren Kennzeichnung (1. 
Fleischgesetz-
Durchführungsverordnung) 

0,03 Mio. Euro   durch Verord-
nung vom 12. 
November 2008 

ja   

 238     Anweisung des Tierarz-
tes über Arzneimittel-
anwendung 

Aufhebung Verordnung über tierärztliche 
Hausapotheken 

14,4 Mio. Euro   durch Verord-
nung vom 16. 
März 2009 

ja   

 239     Vereinfachung der 
Kennzeichnung bei 
Düngemitteln 

Vereinfachung der Kennzeichnung Düngemittelverordnung 1,414 Mio. Euro   durch Verord-
nung vom 16. 
Dezember 2008 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 240     Vermarktungsnormen 
Obst und Gemüse 

Vereinfachung und Reduzierung der Ver-
marktungsnormen für Obst und Gemüse 

      In Kraft seit 1. 
Juli 2009 

ja   

 241     Kennzeichnung/ Kennt-
lichmachung von 
Schwefeldioxid oder 
Sulfiten  

Vermeidung der Doppelkennzeichnung vor 
dem Hintergrund zusatzstoffrechtlicher 
Kenntlichmachung und Allergenkennzeich-
nung 

Zusatzstoff-
Zulassungsverordnung; 
Lebensmittelkennzeich-
nungsverordnung 

  umgesetzt 
durch VO vom 
30. September 
2008; in Kraft 
seit 11. Oktober 
2008 

ja   

 242     Verordnung über ge-
setzliche Handelsklas-
sen für Speisekartof-
feln 

Aufhebung Verordnung über EG-Normen 
für Obst und Gemüse und zur 
Aufhebung von Vorschriften 
im Bereich Obst und Gemüse 

  Inkrafttreten 1. 
Juli 2011 

nein   

 243     Qualitätsnormenver-
ordnung Blumen 

Aufhebung Verordnung über EG-Normen 
für Obst und Gemüse und zur 
Aufhebung von Vorschriften 
im Bereich Obst und Gemüse 

  In Kraft seit 1. 
Juli 2009 

ja   

 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 244     Antrag auf Erlaubnis 

für den Betrieb einer 
Embryotransfereinrich-
tung 

Zusammenfassung der Erlaubnis für Be-
trieb und innergemeinschaftlichen Handel 

Tierzuchtgesetz geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 28. 
Dezember 2006 

ja   

 245     Antrag auf Erlaubnis 
für den Betrieb einer 
Besamungsstation 

Zusammenfassung der Erlaubnis für Be-
trieb und innergemeinschaftlichen Handel 

Tierzuchtgesetz geringfügige Entlastungen   in Kraft seit 28. 
Dezember 2006 

ja   

 246     Erfordernis eines An-
trags auf Besamungs-
erlaubnis 

Aufhebung Tierzuchtgesetz 0,11 Mio. Euro   in Kraft seit 28. 
Dezember 2006 

ja   

 247     Antrag des Ausführers 
auf Nutzung des Zoll-
Lagerverfahrens 

Aufhebung VO (EWG) Nr. 800/1999 der 
Kommission vom 15. April 
1999 über gemeinsame 
Durchführungsvorschriften für 
Ausfuhrerstattungen bei 
landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen 

    in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja   

 248     Milch- und Margarine-
gesetz 

Aufhebung des Erlaubnisvorbehalts zum 
Betrieb eines milchwirtschaftlichen Unter-
nehmens 

Milch- und Margarinegesetz     durch Gesetz 
vom 17. März 
2009 

ja MEG III 

 249     Vereinfachungen bei 
cross-compliance 

- Einführung einer Bagatellregelung bei 
Sanktionen '- verbessertes Risiko- und 
Kontrollmanagement 

      In Kraft seit 14. 
Mai 2008 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 250     Vereinfachungen bei 
cross-compliance 

Voreintragung von cross-compliance-
Landschaftselementen durch die zuständi-
gen Behörden 

      In Kraft seit 14. 
Mai 2008 

ja   

 251     Gentechnikgesetz: 
Einführung eines An-
zeige- statt eines An-
meldeverfahrens 

Reduzierung der Antragsunterlagen       In Kraft seit 5. 
April 2008 

ja   

 252     Energiepflanzenprämie Wegfall bzw. erhebliche Vereinfachung des 
Nachweis- und Kautionsverfahrens beim 
Anbau nachwachsender Rohstoffe 

      auf EU-Ebene 
verabschiedet 

ja   

 253     Betriebsprämie - Einführung einer Bagatellregelung bei 
Neuberechnung und Wiedereinziehung zu 
Unrecht zugewiesener Zahlungsansprüche 
'- Einführung einer Bagatellgrenze für Rück-
forderungen betrifft maximal 0,1 Hektar 

    gültig ab 2008 ja   

 254     Gentechnikverfahrens-
ordnung 

Vereinfachtes Verfahren bei Freisetzung   0,1 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Mai 2008 

ja   

 255     Lizenzregelung für 
landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 

Vereinfachung des Lizenzsystems durch 
teilweise Abschaffung der Lizenzpflicht 

VO (EG) Nr. 1291/2000     in Kraft seit 1. 
Juli 2008 

ja   

 256     Antrag auf Auszahlung 
von Ausfuhrerstattun-
gen 

Abschaffung der über das EG-Recht hi-
nausgehenden Antragsinhalte 

  0,8 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Juli 2008 

ja   

 257     Betriebsprämie - Nichtanwendung der Obst-Gemüse-
Speisekartoffelgenehmigungen - Ersatz des 
10-Monatszeitraumes durch eine Stichtags-
regelung 
- Aufhebung der Genehmigung zum Tausch 
stilllegungsfähiger Flächen - einfachere 
Regelungen bei der Übertragung von Zah-
lungsansprüchen 

      auf EU-Ebene 
verabschiedet; 
Inkrafttreten der 
nationalen 
ÄnderungsVO 
am 14. Mai 
2008 

ja   

 258     Lebensmittelrecht: 
Zulassung der Ver-
wendung bestimmter 
Trägerstoffe für Farb-
stoffe zur Verzierung 
der Schalen von Eiern 

Zulassung durch Rechtsverordnung und 
dadurch Wegfall von Anträ-
gen/Einzelzulassungen nach § 68 LFGB 

Zusatzstoff-
Zulassungsverordnung; 
Lebensmittelkennzeich-
nungsverordnung 

    umgesetzt 
durch VO vom 
30. September 
2008; in Kraft 
seit 11. Oktober 
2008 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 259     Tierzuchtrecht: Antrag 
auf Beteiligung an 
Zuchtprogrammen 

Aufhebung Verordnung über die Beteili-
gung von Besamungsstatio-
nen an Zuchtprogrammen 

    aufgehoben 
durch VO vom 
14. Oktober 
2008 

ja   

 260     Tierzuchtrecht: Antrag 
auf Ausnahme von der 
Beteiligungspflicht 

Aufhebung Verordnung über die Beteili-
gung von Besamungsstatio-
nen an Zuchtprogrammen 

    aufgehoben 
durch VO vom 
14. Oktober 
2008 

ja   

 261     Tierzuchtrecht: zusätz-
liche Anerkennungsan-
forderungen an Pferde- 
und Rinderzuchtorga-
nisationen (2 Informati-
onspflichten) 

Aufhebung Verordnung über Zuchtorga-
nisationen 

geringfügige Entlastungen   aufgehoben 
durch VO vom 
14. Oktober 
2008 

ja   

 262     Aufhebung marktord-
nungsrechtlicher Vor-
schriften im Sektor 
Olivenöl 

Abschaffung eines Zulassungsverfahrens OlivVermDV geringfügig   In Kraft seit 5. 
November 2009 

ja   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 263     Initiative zur Vereinfa-

chung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik 

Abschaffung der Energiepflanzenprämie, 
der Prämie für Eiweißpflanzen und der 
Beihilfe für Schalenfrüchte 

      Umsetzung 
durch VO (EG) 
Nr. 73/2009; 
wirksam ab 
2010, spätes-
tens 2012 

ja   

 264     Viehzäh-
lung/Bestandsdokumen
tation 

Entlastung der Landwirte von Auskunfts-
pflichten durch Nutzung alternativer Daten 
(HIT-Datenbank, Tierseuchenkasse) 

Gesetz über Agrarstatistiken 
(Agrarstatistikgesetz); Gesetz 
über die Verwendung der zur 
Durchführung der Rechtsakte 
der Europäischen Gemein-
schaft über die Kennzeich-
nung und Registrierung von 
Rindern erhobenen Daten 
(Rinderregistrierungsdurch-
führungsgesetz) 

1 Mio. Euro   in Kraft seit 19. 
Juli 2006 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 265     Vereinfachung der 
Agrarstatistik (9 Infor-
mationspflichten) 

Vereinfachung von Erhebungen zu: 1. 
Merkmalen über Beschäftigung des Be-
triebsinhabers 2. Merkmalen über Eigen-
tums- und Pachtverhältnisse 3. Zierpflan-
zen 4. Baumschulen 5. forstliche Erzeu-
gungsbetriebe 6. Betrieben der Holzbear-
beitung 7. Aufhebung zweier Informations-
pflichten über repräsentative Bestanderhe-
bungen im Mai 8. Einkünfte aus bestimm-
ten Erwerbstätigkeiten 

Gesetz über Agrarstatistiken 
(Agrarstatistikgesetz)  

0,13 Mio. Euro. (zu Nr. 1 7.000 Euro; zu Nr. 
2: 24.000 Euro; zu Nr. 3: 8.000 Euro; zu Nr. 
4 9.000 Euro; zu Nr. 5: 20.000 Euro; zu Nr. 
6: 39.000 Euro; zu Nr. 8 27.000 Euro) 

  in Kraft seit 25. 
Juli 2006 (Ziffer 
1 + 2) bzw. 17. 
April 2007 
(Ziffer 3 bis 7); 
Nr. 8 wirksam 
ab 2010 

ja   

 266     Flächenerhebung - 
Erhebung nach Art der 
geplanten Nutzung 

Vereinfachung einer statistischen Erhebung 
der Gemeinden 

Gesetz über Agrarstatistiken 
(Agrarstatistikgesetz)  

 0,8 Mio. 
Euro 

in Kraft seit 25. 
Juli 2006 

ja   

 267     Betriebsprämie Abschaffung der obligatorischen Flächen-
stilllegung durch Artikel 146 der VO (EG) 
Nr. 73/2009 

      Geltung ab 
2009 

ja   

F Andere Maßnahmen  
 268     Ernährungswirt-

schaftsmeldeverord-
nung 

Übertragung der Ermächtigung zum Erlass 
von Rechtsverordnungen auf das Bundes-
ministerium, Verzicht auf Kabinettbefas-
sung 

Ernährungswirtschaftsmelde-
verordnung 

    in Kraft seit 16. 
Oktober 2006 

ja   

 269     Konzentration des 
Berichtswesens des 
BMELV 

Änderung der Periodizität des Agrarberichts 
und des Tierzuchtberichts auf nunmehr 
einmal je Legislaturperiode 

Landwirtschaftsgesetz; Tier-
schutzgesetz 

    in Kraft seit 21. 
Dezember 2007 

ja   

 270     AVV Rindfleischettiket-
tierung 

Verzicht auf Erlass         nein   

 271     Absatzfonds der Land- 
und Ernährungswirt-
schaft 

Wegfall der Beitragserhebung für den 
Absatzfonds 

Absatzfondsgesetz 0,93 Mio. Euro   Einstellung der 
Abgabenerhe-
bung ab Februar 
2009 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 272     Holzabsatzfonds Wegfall der Beitragserhebung Holzabsatzfondsgesetz 0,82 Mio. Euro   Einstellung der 
Abgabenerhe-
bung ab Juni 
2009 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja   

 Geplante Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten  
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 273     Elektronische Verfah-

ren zur Lebensmittel- 
und Futterüberwa-
chung 

Einheitliche Lebensmittelkodierung; zentra-
le Online-Verfahren zur Lebensmittelüber-
wachung 

untergesetzlich (Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift Daten-
übermittlung Lebensmittel-
überwachung) 

    Sommer 2010 nein   

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 274     Meldepflichten über 

Marktordnungswaren: 
Vereinfachung diverser 
Statistikpflichten der 
Getreide-, Futtermittel-, 
Zucker- und Fettwirt-
schaft (19 Informati-
onspflichten) 

Aufhebung bzw. Reduzierung des Erhe-
bungsumfangs 

Marktordnungswaren-
Meldeverordnung 

    Inkrafttreten 
Ende 2010 

nein   

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 275     Kennzeichnung von 

Werbeträgern für kof-
feinhaltige Limonaden 
hinsichtlich des Kof-
feingehaltes dieser 
Erzeugnisse  
 
 
 

Aufhebung Verordnung über koffeinhalti-
ge Erfrischungsgetränke 

Nicht bezifferbar    voraussichtlich 
2. Halbjahr 2010 

nein   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 276     Lebensmittelrecht: 

Zulassung des Inver-
kehrbringens bestimm-
ter koffeinhaltiger 
Erfrischungsgetränke 
(Energy Drinks) 
 

Zulassung bestimmter den Zusatzstoffen 
gleichgestellter Stoffe durch Rechtsverord-
nung und damit Wegfall der Notwendigkeit 
von Anträgen nach §§ 54 bzw. 68 des 
LFGB 

Lebensmittel- und Futtermit-
telgesetzbuch 

    voraussichtlich 
2. Halbjahr 2010 

nein   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 277     Initiative zur Vereinfa-

chung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik 

- Absenkung der Kontrollquote im Rahmen 
des Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-
systems (InVeKoS) '- geringere Erhöhung 
der Kontrollquote bei bedeutenden Unre-
gelmäßigkeiten 

        nein   

 278     Initiative zur Vereinfa-
chung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik 

Einführung einer Mindestbeihilfefläche für 
EG-Direktzahlungen 

        nein   

 279     Initiative zur Vereinfa-
chung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik 

Rinderbestandsregister: Beendigung der 
doppelten Bestandsregisterführung 

Verordnung zum Schutz 
gegen die Verschleppung von 
Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) 

    Weiterverfol-
gung auf EU-
Ebene; Ände-
rung des Fach-
rechts erforder-
lich 

nein   

 280     Initiative zur Vereinfa-
chung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik 

Vereinfachungen bei der Investitionsförde-
rung 

        nein   

 281     Initiative zur Vereinfa-
chung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik 

Verkürzung der Aufbewahrungsfrist für 
Tierarzneimitteldokumentation 

        nein   

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
F Andere Maßnahmen  
 282     Aufhebung der BSE-

Verordnung 
Aufhebung Verordnung über fleischhy-

gienische Schutzmaßnahmen 
gegen die Bovine Spongifor-
me Enzephalopathie (BSE-
Verordnung) 

    in Kraft seit 11. 
Oktober 2006 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige Ent-
lastungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 283     Aufhebung der Verord-
nung über das Verbot 
der Verwendung von 
Erzeugnissen von 
Rindern, Schafen oder 
Ziegen bei der Herstel-
lung von Lebensmitteln 
oder kosmetischen 
Mitteln 

Aufhebung Verordnung über das Verbot 
der Verwendung von Erzeug-
nissen von Rindern, Schafen 
oder Ziegen bei der Herstel-
lung von Lebensmitteln oder 
kosmetischen Mitteln 

    in Kraft seit 11. 
Oktober 2006 

ja   

 284     grundlegende Neu-
strukturierung des 
nationalen Lebensmit-
tel-, Fleisch und Geflü-
gelfleischhygienege-
setzes 

Aufhebung von 13 Verordnungen und 
Beschränkung auf fünf nationale Durchfüh-
rungsverordnungen 

Verordnung zur Durchführung 
von Vorschriften des gemein-
schaftlichen Lebensmittelhy-
gienerechts 

    in Kraft seit 15. 
August 2007 

ja   

 285     Novellierung des Vieh- 
und Fleischgesetzes 

obsolete Regelungen (insb. zur Lebend-
viehvermarktung) streichen - Aufhebung der 
Regelungen über die Zusammensetzung 
von Fleischerzeugnissen 

Vieh- und Fleischgesetz     Inkrafttreten am 
1. November 
2008 

ja Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 32) 

 286     Pflanzenschutzrecht Vereinfachung, Vereinheitlichung und 
Aktualisierung der Abstandsauflagen für 
Pflanzenschutzmittel zu Gewässern 

Verordnung zum Pflanzen-
schutzgesetz 

    2008/2009 nein Eckpunk-
tepapier 
zum MEG 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 29 ) 

 287     EU-Agrarpolitik Einheitliche Gemeinsame Marktorganisati-
on (Vereinheitlichung und Straffung der 
Marktinstrumente; Zusammenführung von 
rund 50 Verordnungen zu einer einzigen 
Verordnung; Reduzierung der Zahl der 
Artikel von über 600 auf nur noch 200) 

      auf EU-Ebene 
verabschiedet 

ja   

 288     Betriebsprämie und 
Cross-Compliance 

Vorankündigung von Vor-Ort-Kontrollen         nein   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der 
Wirtschaft November 2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium der Verteidigung  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 289     Aufhebung der Verord-

nung über die Übertra-
gung von Aufgaben der 
Wehrersatzbehörde bei 
der Wehrüberwachung 
von Wehrpflichtigen auf 
die See-
Berufsgenossenschaft 

Erstellung von Listen und Änderungslis-
ten 

Verordnung über die 
Übertragung von Auf-
gaben der Wehrersatz-
behörde bei der 
Wehrüberwachung von 
Wehrpflichtigen auf die 
See-
Berufsgenossenschaft 

   Geringfügige 
Entlastungen 

Außer Kraft seit 
9. August 2008 

ja   

F Andere Maßnahmen  
 290     konstitutive Neufassung 

der Uniformverordnung 
allgemeine Uniformtragegenehmigung 
anstelle bisheriger einzelfallbezogener 
Anträge und Genehmigungen 

Uniformverordnung     In Kraft seit 14. 
Mai 2008 

ja   

 291     Durchführungsbestim-
mungen zur Anordnung 
des Bundespräsidenten 
über die Ernennung und 
Entlassung von Soldaten 
vom 21. Juni 2007 

Verzicht auf eine gesonderte schriftliche 
Dienstgradübertragung und Reduzierung 
von Planstelleneinweisungsverfügungen 

untergesetzlich   0,2 Mio. Euro in Kraft seit 1. 
August 2007 

ja   

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 292     Implementierung eines 

Hotelportals HRS Bw im 
Intranet der Bundeswehr 

Entlastung der Dienstreisenden von der 
bisher sehr zeitaufwendigen Suche nach 
einer Unterkunft am Dienstreiseort sowie 
Reduzierung des Aufwands für die Bu-
chung von entgeltlichen sowie amtlich 
unentgeltlichen Unterkünften 

untergesetzlich     umgesetzt, 
freigeschaltet 
ab 1. August 
2007; Ab-
schluss der 
Einführung 
Ende 2007 

ja   

 293     Einführung einer persön-
lichen Kreditkarte (corpo-
rate Card) für Dienstrei-
sende 

Reduzierung der Anzahl der an die Rei-
sestelle zwecks Prüfung und Abrechnung 
zu übergebenden Papierbelege, damit 
zeitliche Entlastung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die für die Abrechnung 
der Kosten einer Dienstreise zuständig 
sind. 

untergesetzlich     umgesetzt: 
Corporate Card 
steht ab August 
2007 bundes-
wehrweit auf 
Antrag zur 
Verfügung 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 294     Einführung eines 

elektronischen 
Entgeltnachweises 
ELENA  

Vereinfachung/Änderung von Informations-
pflichten durch elektronische Übermittlung 

Entwurf 
eines 
Gesetzes 
über die 
Einrichtung 
des Verfah-
rens des 
elektroni-
schen 
Entgelt-
nachweises 
(ELENA) 

3,5 Mio. Euro   in Kraft seit 2. 
April 2009; 
Umsetzung 
abgeschlossen 
2012 

ja Gesetz 
über das 
Verfahren 
des elektro-
nischen 
Entgelt-
nachweises 
(ELENA-
Verfahrens-
gesetz) 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Gesundheit  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 295     Vereinfachung der 

strukturierten 
Behandlungspro-
gramme bei chro-
nischen Krankhei-
ten (DMP) 

Umstellung auf elektronische Dokumentation 
einschließlich der Vereinfachung der Dokumenta-
tionsbögen und einer neuen Dokumentationssys-
tematik 

Risikostruktur-
Ausgleichsver-
ordnung 

rund 18 Mio. Euro   Notwendige Vorarbei-
ten der Selbstverwal-
tung (Gemeinsamer 
Bundesausschuss) sind 
erfolgt. Die Umsetzung 
in die RSAV erfolgte 
durch die 17. RSA-
ÄndV. Umstellung zum 
1. Juli 2008. 

ja 17. RSA-
ÄndV 

 296     Schaffung eines 
webbasierten 
Informationssys-
tems für das ge-
samte Anzeige- 
und Meldeverfah-
ren im Medizinpro-
duktewesen 

Umstellung aller Anzeigepflichten nach dem 
Medizinproduktegesetz von der Papierform auf 
eine webbasierte Version. Die Anzeigen werden 
parallel in Datenbanken erfasst. 

Medizinprodukte-
gesetz sowie 
DIMDI-
Verordnung 

nachträglich nicht quantifizierbar   Stufenweise Einführung 
seit Ende 2003 - letzte 
Stufe 30. Juni 2007 

ja   

 297     Vereinfachung der 
Qualitätsberichte 
der Krankenhäuser 

Ausfüllhinweise, Eingabemaske, standardisiertes 
Datensatzformat 

Sozialgesetzbuch 
V sowie unterge-
setzlich 

geringfügige Entlastung   Vereinfachung vorge-
geben im neuen § 137 
Abs. 3 Nr. 4 SGB V mit 
Wirkung zum 1. Juli 
2008 sowie durch 
Beschluss des Ge-
meinsamen Bundes-
ausschusses vom 21. 
Juni 2007. 

ja   

 298     Neufassung des § 
2 Abs. 2 Aufwen-
dungsausgleichs-
gesetz (AAG) 

Erstattungsantrag des Arbeitsgebers kann zu-
künftig auch vollelektronisch der Krankenkasse 
übermittelt werden, so dass im Anschluss eine 
automatisierte Bearbeitung des Antrags möglich 
ist. Damit werden sowohl der Bescheinigungs- 
wie der Bearbeitungsaufwand gesenkt. Ab 2011 
verbindliche Nutzung des elektronischen Erstat-
tungsverfahrens 
 
 
 

Gesetz über den 
Ausgleich der 
Arbeitgeberauf-
wendungen für 
Entgeltfortzah-
lung (Aufwen-
dungsaus-
gleichsgesetz) 

rund 37 Mio. Euro   in Kraft seit 1. Januar 
2009 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 299     Neufassung der 

Vorschriften zum 
Hilfsmittelverzeich-
nis 

CE-Kennzeichnung wird grundsätzlich als Nach-
weis der Funktionstauglichkeit und Sicherheit 
anerkannt. Straffung der Bescheidungsfrist im 
Aufnahmeverfahren 

Sozialgesetzbuch 
V 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 

 300     Verzicht auf Anzei-
gepflichten (Medi-
zinproduktebe-
reich) 

Verzicht auf die Anzeige von Prüfeinrichtungen 
bei klinischen Prüfungen, Reduzierung der Zahl 
der Anzeigepflichtigen im Rahmen der professio-
nellen Aufbereitung, Streichung von Anzeige-
pflichten für Sonderanfertiger von Medizinproduk-
ten 

Medizinprodukte-
gesetz 

nachträglich nicht quantifizierbar   in Kraft seit 30. Juni 
2007 

ja   

 301     Zentralisierung von 
europaweiten 
Meldungen (Medi-
zinproduktebe-
reich) 

Das DIMDI übernimmt zentral für Hersteller, 
benannte Stellen und Behörden alle Meldungen 
im Zusammenhang mit der europäischen Medi-
zinproduktedatenbank (EUDAMED). Die einmal in 
den deutschen Datenbanken erfassten Meldun-
gen können vom DIMDI bei Bedarf an EUDAMED 
(elektronisch) übermittelt werden 

Medizin-
produktegesetz 

nachträglich nicht quantifizierbar   Stufenweise Einführung 
- letzte Stufe 30. Juni 
2007 

ja   

 302     Aufhebung der 
flächendeckenden 
Sammlung der 
Aufzeichnungser-
gebnisse bei Maß-
nahmen zur Früh-
erkennung von 
Krankheiten (Neu-
regelung des § 92 
Abs. 4 Satz 2 und 
3 SGB V) 

Verpflichtung des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses, konkrete Vorgaben für eine sachge-
rechte Auswertung der anfallenden Aufzeichnun-
gen sowie für eine zielgerichtete Evaluation der 
oben genannten Maßnahmen im Hinblick auf ihre 
Qualität, Effektivität und Effizienz festzulegen. 

Sozialgesetzbuch 
V 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007. Umsetzung 
durch den Gemeinsa-
men Bundesausschuss 
(G-BA) mit Beschluss 
vom 19. Juni 2008 

ja GKV-WSG 

 303     Reduzierung des 
Dokumentations-
aufwandes bei der 
Qualitätssicherung 
im ambulanten und 
stationären Bereich 
(§ 137a Abs. 2 Nr. 
2 SGB V neu) 

Dokumentationsaufwand wird auf ein Mindestmaß 
beschränkt 

Sozialgesetzbuch 
V 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007. Umsetzung 
durch den Gemeinsa-
men Bundesausschuss 
(G-BA) ist erfolgt 

ja GKV-WSG 

 304     Vereinfachung der 
Abrechung ärztli-
cher Leistungen 

neuer einheitlicher Bewertungsmaßstab Sozialgesetzbuch 
V 

Entlastung z.Zt noch nicht quantifizierbar   In Kraft seit 1. Januar 
2008 

ja GKV-WSG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 305     Änderung der 
Anlage 1 Abschnitt 
B2 des Kranken-
hausentgeltgeset-
zes (KHEntgG) 

Vereinfachung beim Ausfüllen und Übermittlung 
von Anlage 1 KHEntgG Abschnitte E 1 bis E 3 
und B2 zur Vorbereitung der Verhandlung des 
Krankenhausbudgets und des krankenhausindivi-
duellen Basisfallwertes durch Kürzung der Ver-
handlungsunterlage B2 

Krankenhausent-
geltgesetz 

2,3 Mio. Euro   In Kraft seit 25. März 
2009 

ja KHRG 

 306     Änderung des § 4 
Abs. 1 Nr. 6 BtMG 

Wegfall der betäubungsmittelrechtlichen Erlaub-
nispflicht für Probandinnen und Probanden und 
Patientinnen und Patienten bei klinischen Prüfun-
gen und in Härtefall-Programmen ("Compassio-
nate Use"); dies hat Auswirkungen auf den Antrag 
gemäß § 7 BtMG 

Betäubungsmit-
telgesetz 

1,6 Mio. Euro   in Kraft seit 23. Juli 
2009 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des Arz-
neimittel-
gesetzes 
und ande-
rer Vor-
schriften 

 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 307     Vereinfachung der 

strukturierten 
Behandlungspro-
gramme bei chro-
nischen Krankhei-
ten (DMP) 

Vereinfachung der Einschreibung und der Über-
prüfung der aktiven Teilnahme der Versicherten 
als Kriterium der Ausschreibung 

Risikostruktur-
Ausgleichsver-
ordnung 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 

 308     Vereinfachung der 
strukturierten 
Behandlungspro-
gramme bei chro-
nischen Krankhei-
ten (DMP) 

Vereinfachung der Fortsetzung der Programm-
teilnahme bei Unterbrechungen der Krankenkas-
senzugehörigkeit 

Risikostruktur-
Ausgleichsver-
ordnung 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 

 309     Vereinfachung der 
strukturierten 
Behandlungspro-
gramme bei chro-
nischen Krankhei-
ten (DMP) 

Verlängerung des Zulassungszeitraums der DMP Risikostruktur-
Ausgleichsver-
ordnung 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 310     Vereinfachung im 
Rahmen der Zu-
lassung (§ 21 Abs. 
2 Nr. 1e AMG) 

Wegfall der Zulassungspflicht für Heilwässer, die 
in Gesundheitseinrichtungen hergestellt werden 

Gesetz über den 
Verkehr mit 
Arzneimitteln 

einmalig 11. Mio. Euro   in Kraft seit 23. Juli 
2009 

ja Gesetz zur 
Änderung 
des Arz-
neimittel-
gesetzes 
und ande-
rer Vor-
schriften 

F Andere Maßnahmen  
 311     Vereinfachung der 

strukturierten 
Behandlungspro-
gramme bei chro-
nischen Krankhei-
ten (DMP) 

Ermächtigung der Spitzenverbände zur Beauftra-
gung der Datenstellen zur Umsetzung bundes-
einheitlicher Vorgaben 

Sozialgesetzbuch 
V 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 

 312     Nutzung der DRG-
Daten für die 
Qualitätssicherung 
(Änderung des § 
21 KHEntG) 

Die nach § 21 KHEntgG im Krankenhaus erhobe-
nen Daten können auch für die Zwecke der Quali-
tätssicherung genutzt werden 

Sozialgesetzbuch 
V 

noch nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 

 313     Neufassung des § 
4 der Arzneimittel-
verschreibungs-
verordnung(AMVV) 

Seit 1. Juli 2006 ist es wieder möglich, in Aus-
nahmefällen verschreibungspflichtige Arzneimittel 
auch ohne Vorlage einer formalen Verschreibung 
abzugeben 

Verordnung über 
die Verschrei-
bungspflicht von 
Arzneimitteln 
(Arzneimittelver-
schreibungsver-
ordnung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. Juli 2006 ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 Geplante Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten  
 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 314     Überprüfung und 

Vereinfachung des 
Formularwesens in 
der GKV durch 
KBV und die Spit-
zenverbände der 
Krankenkassen 
sowie den gemein-
samen Bundes-
ausschuss der 
Ärzte und Kran-
kenkassen 

Vereinheitlichung der unterschiedlichen Formula-
re: z.B. bei der Beantragung von Rehabilitations-
vorhaben in der Rentenversicherung und in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 

untergesetzlich (noch) nicht quantifizierbar   Ergebnisse stehen 
noch aus 

nein   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 315     Aufbau einer Te-

lematikinfrastruktur 
für das Gesund-
heitswesen 

Aufbau einer Telematikinfrastruktur mit Einsatz 
einer zu einer elektronischen Prozessorkarte 
erweiterten Krankenversichertenkarte  
• zur Bereitstellung von aktuellen Versichertenda-
ten  
• zum verlässlichen und sicheren Austausch 
behandlungsrelevanter Informationen  
• zur Ablösung aufwändiger papierbasierter Pro-
zesse 

Sozialgesetzbuch 
V 

Einsparvolumen erst nach flächende-
ckendem Aufbau der Telematik-
infrastruktur und anschließender Evalua-
tion bezifferbar. 

  Der Aufbau einer siche-
ren Telematik-
infrastruktur ist Be-
standteil der Koalitions-
vereinbarung. In der 
Startregion Nordrhein 
wurde der Beschaf-
fungsprozess zukunfts-
fähiger Kartenterminals 
durch Ärzte und Kran-
kenhäuser aufgenom-
men. Krankenkassen 
haben mit der Ausgabe 
von zu fälschungssi-
cheren Prozessorkar-
ten erweiterten Kran-
kenversichertenkarten 
begonnen.   

nein   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

        Auf Basis der Koaliti-
onsvereinbarung erfolgt 
eine Bestandsaufnah-
me bzgl. der Organisa-
tionsstruktur der Ge-
sellschaft für Telematik, 
der Zusammenarbeit 
mit Selbstverwaltung 
und BMG unter Über-
prüfung der Erfahru 
ngen in den Testregio-
nen. 

  

 316     Elektronisches 
Betäubungsmittel-
rezept (BtM-
Rezept) 

Realisierung der elektronischen Betäubungsmit-
telverschreibung im Rahmen der Strukturen der 
elektronischen Gesundheitskarte 

Betäubungsmit-
tel-
Verschreibungs-
verordnung 

mindestens 16 Mio. Euro   Die Prüfung des Ein-
satzes für ein elektroni-
sches Betäubungsmit-
telrezept wird im Rah-
men und nach den 
Vorgaben der Telema-
tikinfrastruktur für das 
Gesundheitswesen 
erfolgen.  

nein   

 317     Anpassung der 
Betäubungsmittel-
Binnenhandelsver-
ordnung 

Ergänzung des bisherigen Betäubungsmittel-
Abgabebelegverfahrens um eine elektronische 
Variante 

BtMG i.V.m. 
Betäubungsmit-
tel-
Binnenhandels-
verordnung 

mindestens 140 Mio. Euro   1. Vorentwurf liegt vor, 
Inkrafttreten geplant für 
Ende 2009/Anfang 
2010, Wirksamwerden 
der Entlastung voraus-
sichtlich in 2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nein   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 318     Prüfung von Anträ-

gen auf Vorsorge- 
und Rehamaß-
nahmen durch den 
Medizinischen 
Dienst (MDK) nach 
§ 275 Abs. 2 Nr. 1 
SGB V 

Zur Reduzierung des Prüfaufwands haben die 
Krankenkassen die Notwendigkeit von Vorsorge- 
und Rehamaßnahmen vor deren Bewilligung 
durch den MDK nur noch in Stichproben prüfen 
zu lassen 

Sozialgesetzbuch 
V 

derzeit noch nicht quantifizierbar   Umgesetzt durch GKV-
WSG in Verbindung mit 
der Richtlinie des 
Spitzenverbandes Bund 
vom 2. Juli 2008. Aus-
wirkungen können 
anhand der von den 
Krankenkassen zu 
führenden Statistiken 
voraussichtlich ab Mitte 
2010 quantifiziert wer-
den. 

ja   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 319     Reform der Pflege-

versicherung 
Entbürokratisierung der Pflegedokumentation Sozialgesetzbuch 

XI 
80,9 Mio. Euro.   In Kraft seit 1. Juli 2008 ja Pflege-

Weiterent-
wicklungs-
gesetz 

F Andere Maßnahmen  
 320     Aufhebung von 

Verordnungen 
(Medizinprodukte-
bereich) 

Aufhebung von drei MPG-TSE-Verordnungen und 
der Brustimplantate-Verordnung 

Medizinprodukte-
Änderungs-
verordnung 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 17. Februar 
2007 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirt-
schaft November 2009 

anderwei-
tige 
Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 321     Wirtschaftlich-
keitsprüfungen in 
der vertragsärztli-
chen Versorgung 
nach § 106 SGB V 

Straffung des Prüfungsverfahrens durch: - Ver-
zicht auf Vorprüfungen bei Mängeln der Daten-
grundlage (Abs. 2c Satz 2) - Zusammenlegung 
von Prüfungsausschuss und Geschäftsstelle zu 
einer Prüfungsstelle (Abs. 4f) - Ausschluss eines 
Vorverfahrens vor dem Beschwerdeausschuss 
(Abs. 5 Satz 8) - Verfahrensbeschleunigung bei 
Richtgrößenprüfungen durch pauschale Anerken-
nung bestimmter Arzneimittel als Praxisbeson-
derheiten im Vorwegabzug von prüfungsrelevan-
ten Verordnungskosten - Reduzierung des Prü-
fungsumfangs (Abs. 2 Satz 9)-Beschränkung der 
Zahl der Richtgrößenprüfungen auf i.d.R. 5v.H. 
der Betroffenen und damit auf die besonders 
unwirtschaftlichen Ärztinnen und Ärzte (Abs. 2 
Satz 7,- 1. Halbsatz)-Begrenzung des Zeitraums 
zwischen Verordnung und Abschluss der Prüfung 
(Abs. 2 Satz 7, 2. Halbsatz) 

Sozialgesetzbuch 
V 

nicht quantifizierbar   umgesetzt durch GKV-
WSG mit Wirkung zum 
1. Januar 2008 

ja GKV-WSG 

 322     Aufwandsentschä-
digung und Frist-
vorgabe bei Prü-
fung der Kranken-
hausbehandlung 
durch den Medizi-
nischen Dienst 
(MDK) (Neurege-
lung des § 275 
Abs. 1c Satz 3 
SGB V durch 
Artikel 2 Nr. 8a 
KHRG) 

Festlegung, die Prüfung nach § 275 Abs. 1 Nr. 1 
SGB V bei Krankenhausbehandlung nach § 39 
SGB V zeitnah durchzuführen. Prüfung ist spätes-
tens nach Eingang der Abrechnung bei der Kran-
kenkasse einzuleiten und durch den MDK anzu-
zeigen. Führt die Prüfung nicht zu einer Minde-
rung des Abrechnungsbetrages, haben die Kran-
kenkassen eine Aufwandspauschale in Höhe von 
300 Euro zu zahlen 

Sozialgesetzbuch 
V 

nicht quantifizierbar   in Kraft seit 1. April 
2007 

ja GKV-WSG 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweiti-
ge Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Verwaltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 323     Verbesserung des 

IT-Einsatzes im 
Bereich der Luft-
fahrtverwaltung 

 - Einführung der Möglichkeit der online-Anmeldung zur 
theoretischen Prüfung für fliegendes Personal - Einfüh-
rung des online-Verfahrens zur Verteilung von Rund-
briefen an Herstellungs- und Instandhaltungsbetriebe 

untergesetzlich     Einführung im 
Rahmen von 
Bund-online 
im Sommer 
2006 

ja   

 324     Einführung des 
Internetfragebo-
gens für die Statis-
tik des Güterkraft-
verkehrs 

Angaben können nun dem KBA auch online übermittelt 
werden 

untergesetzlich     Freigabe zur 
Benutzung 
seit Herbst 
2006 

ja   

 325     Vereinfachungen 
bei der Fahrzeug-
zulassung 

Einführung der online-Kommunikation mit Direkteinstel-
lung der Zulassungsdaten im Zentralen Fahrzeugregis-
ter durch die Zulassungsbehörden ab September 2008 
Schaffung eines elektronischen Versicherungsnachwei-
ses seit 1. März 2008. Länder können regeln, dass 
beim Ortswechsel kein neues Kennzeichen mehr bean-
tragt werden muss. Aufhebung von vier bisherigen 
Verordnungen 

Fahrzeugzulassungs-
verordnung 

    in Kraft seit 
26. April 2006 

ja   

 B Anhebung von Erfassungsgrenzen bzw. Schwellenwerten  
 326     Straffung der 

Unternehmenssta-
tistik des Güterver-
kehrs 

 - Verringerung der Periodizität von jährlich auf alle 5 
Jahre - Verringerung der Stichprobe von 15% auf 10% - 
Verzicht auf drei Erhebungsmerkmale 

Verkehrsstatistikge-
setz 

0,6 Mio. Euro   In Kraft seit 
1. Januar 
2008 

ja MEG II 
(Maßnah-
menkatalog 
Nr. 26) 

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 327     Streichung von §§ 

41 und 42 Wohn-
raumförderungs-
gesetz 

Aufhebung der Berichtspflichten der Länder und der 
Förderstatistik im Rahmen der sozialen Wohnungsbau-
förderung 

Wohnraumförde-
rungsgesetz 

    in Kraft seit 1. 
September 
2006 

ja Föderalis-
musreform-
Begleitge-
setz 

 328     Vereinfachungen in 
der Luftverkehrszu-
lassungsordnung 

- Wegfall der Meldepflicht über Ausbildungsbeginn 
eines Bewerbers zum Erwerb einer Flugberechtigung 
- Verlagerung der Entscheidung über Tauglichkeit von 
Luftfahrtpersonal vom LBA auf flugmedizinische Sach-
verständige und flugmedizinische Zentren 
 
 
 
 
 

Luftverkehrszulas-
sungsordnung 

    in Kraft seit 1. 
Juli 2007 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweiti-
ge Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Verwaltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 329     Änderung der 

Heizkostenverord-
nung 

Wegfall des Genehmigungserfordernis durch die nach 
Landesrecht zuständige Behörde in § 11 Abs. 1 Nr. 3 
HeizkV  

Verordnung zur 
Änderung der Ver-
ordnung über Heiz-
kosten (Heizkosten-
verordnung) 

geringfügige Entlastung  in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 330     Präqualifizierung 

im Bauhauptge-
werbe 

Präqualifikation für Teilnahme an öffentlichen Vergaben 
und Wegfall der Pflicht zur Vorlage von Eignungs- und 
Zuverlässigkeitsnachweisen im Einzelfall 

Vergabe- und Ver-
tragsordnung für 
Bauleistungen – Teil 
A  

    eingefügt in 
VOB/A in 
2006 

ja   

 331     2. Stufe der Novel-
lierung des Verga-
berechts 

Vereinfachung und Verschlankung der VOB/A, mit-
telstandsgerechte Ausgestaltung der Vergaberegeln 

Vergabe- und Ver-
tragsordnung für 
Bauleistungen – Teil 
A  

    voraussichtli-
cher Ab-
schluss in 
März 2010 

nein   

 332     Vereinfachung der 
Auskunft aus dem 
Zentralen Fahr-
zeugregister 

Erleichtert die Verfolgung von Rechtsansprüchen Straßenverkehrsge-
setz 

    in Kraft seit 
14. Septem-
ber 2007 

ja MEG II 

 333     Änderung des 
Bauforderungssi-
cherungsgesetzes 

Wegfall der Pflicht zur Führung eines Baubuchs Bauforderungssiche-
rungsgesetz 

1,05 Mio. Euro   in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

 334     Änderung der 
Fahrpersonalver-
ordnung 

Abschaffung der Aufzeichnungspflichten über die Lenk- 
und Ruhezeiten für bestimmte Fahrzeuge zwischen 2,8 
und 3,5 t (betroffen sind insbesondere Fahrzeuge von 
Handwerksbetrieben und Verkaufsfahrzeuge) 

Verordnung zur 
Durchführung des 
Fahrpersonalgeset-
zes (Fahrpersonal-
verordnung 

36,5 Mio. Euro   In Kraft seit 
Januar 2008 

ja   

 335     Neuregelung des 
Wohngeldrechts 

 - Minderung des Vollzugsaufwands (u. a. Reduzierung 
bestimmter Auskunftspflichten bei der Wohngeldbe-
rechnung) - Vereinfachung an den Schnittstellen zu den 
Transferleistungssystemen, die Unterkunftskosten 
gewähren (z.B. ALG II) - Fortentwicklung des Wohn-
geldgesetzes 

Gesetz zur Neurege-
lung des Wohngeld-
rechts und zur Ände-
rung des Sozialge-
setzbuches 

0,3 Mio. Euro    in Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

F Andere Maßnahmen  
 336     Verwaltungsver-

einbarung Städte-
bauförderung 
(jährlich) 

 - Reduzierung des Verwaltungsaufwands durch Zu-
schussgewährung statt Vorauszahlung - Reduzierung 
der Berichtspflichten - Schaffung der Möglichkeit zur IT-
gestützten Dateneingabe 

untergesetzlich     abgeschlos-
sen 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweiti-
ge Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Verwaltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 337     Verlängerung des 
Gültigkeitszeit-
raums und Verein-
fachung des Ge-
nehmigungsverfah-
rens im Omnibus-
Gelegenheitsver-
kehr 

Verlängerung des Genehmigungszeitraums von vier auf 
fünf Jahre (seit 18. August 2006) sowie (seit 1. Sep-
tember 2007) Verzicht auf die jeweilige Einzel-
Genehmigung nach den Verkehrsformen Ausflugsver-
kehr und Mietomnibusverkehr. Es wird nur noch eine 
Genehmigung für den Betrieb des Gelegenheitsver-
kehrs mit Kraftomnibussen erteilt. 

Gesetz zur Änderung 
personenbeförde-
rungsrechtlicher 
Vorschriften und 
arbeitszeitrechtlicher 
Vorschriften für 
Fahrpersonal 

0,08 Mio. Euro   in Kraft seit 
18. August 
2006 bzw. 1. 
September 
2007 

ja   

 338     Möglichkeit zur 
Erleichterung des 
Anhörverfahrens 
durch die Geneh-
migungsbehörde in 
bestimmten Fällen 

Die Genehmigungsbehörde kann von der Durchführung 
des Anhörverfahrens absehen, wenn sie aus eigener 
Kenntnis der Sachlage dem Antrag nicht entsprechen 
will oder - in bestimmten Fällen - die Durchführung des 
Anhörverfahrens nicht zur Sachverhaltsaufklärung 
erforderlich ist. 

Personenbeförde-
rungsgesetz 

    in Kraft seit 
26. August 
2006 

ja MEG I 

 339     Vereinfachung im 
Bereich der Fahr-
plan-Genehmigung 
im Straßenbahn-
Omnibuslinienver-
kehr 

Geringfügige Fahrplanänderungen sind nicht mehr vom 
Verkehrsunternehmen zu beantragen, sondern nur 
noch anzuzeigen. Sie dürfen nach zwei Wochen in Kraft 
treten, wenn die Genehmigungsbehörde nicht wider-
sprochen hat. 

Personenbeförde-
rungsgesetz 

    in Kraft seit 
14. Septem-
ber 2007 

ja MEG II 

 340     Bündelung der 
Aufgaben zur 
Erstellung der 
Güterverkehrssta-
tistik beim KBA 

Die Erfassung der Fragebögen für die Güterkraftver-
kehrsstatistik wird bislang für den Werkverkehr beim 
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) und für den gewerblichen 
Verkehr beim Bundesamt für Güterverkehr (BAG) 
durchgeführt. Durch eine Aufgabenbündelung beim 
KBA sollen Synergien bei der Statistikproduktion er-
schlossen und auch den Unternehmen des gewerbli-
chen Güterkraftverkehrs die Teilnahme am Online-
Erhebungsverfahren ermöglicht werden 

Verkehrsstatistikge-
setz 

    in Kraft seit 6. 
November 
2008 

ja   

 341     Einführung eines 
elektronischen 
Entgeltnachweises 
ELENA 

Ersatz der Verpflichtung der Arbeitgeber zur schriftli-
chen Ausstellung von Einkommensbescheinigungen im 
Wohngeldrecht durch die Verpflichtung zur monatlichen 
Meldung von Einkommensdaten an eine zentrale Da-
tenbank (Ersetzen papiergebundener Entgeltnachweise 
bei der Beantragung von Sozialleistungen) 

Wohngeldgesetz In der ersten Stufe beträgt das Entlastungs-
volumen durch fünf Bescheinigungen 82 Mio. 
Euro, mit jeder weiteren Bescheinigung ist 
mit einer Entlastung in Höhe von 5 Mio. Euro 
zu rechnen. Die durch das federführende 
BMWi geschätzte Aufteilung der Gesamtent-
lastung auf die einzelnen am ELENA teil-
nehmenden Verfahren ergibt eine Entlastung 
von ca. 3,5 Mio. Euro im Wohngeldrecht. 
 
 
 
 

  § 33 Abs. 1a 
WoGG in 
Kraft seit 2. 
April 2009, 
Umsetzung 
bis Ende 
2011, Wirk-
samkeit ab 1. 
Januar 2012 

ja Gesetz 
über das 
Verfahren 
des elekt-
ronischen 
Entgelt-
nachweises 
(ELENA-
Verfah-
rensgesetz) 
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft 
November 2009 

anderweiti-
ge Entlas-
tungen 
(Bürger/ 
Verwaltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 Geplante Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten  
C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 342     Verzicht auf Mel-

depflicht bei Fahr-
zeugveräußerung 

Wegfall der gesetzlich vorgeschriebenen Meldepflicht, 
da der Erwerber ohnehin zur Anmeldung verpflichtet ist 

Straßenverkehrsge-
setz 

0,95 Mio. Euro   2010 nein   

 343     Ausgabe eines 
Kurzzeitkennzei-
chens durch Versi-
cherer 

Wegfall des bisherigen durch die Zulassungsbehörden 
ausgegeben Kurzzeitkennzeichens und Schaffung 
eines Versicherungs-Kurzzeitkennzeichens 

Fahrzeug-
Zulassungsverord-
nung 

    2010/2011 nein   

E Aufhebung / Vereinfachung von Auskunfts- bzw. Nachweispflichten  
 344     Reform des Fahr-

lehrergesetzes 
Vereinfachung des Formularwesens durch Zusammen-
führung und Reduzierung der bestehenden Anzeige- 
und Dokumentationspflichten 

Fahrlehrergesetz   Umsetzung 
voraussicht-
lich in 2010 

nein Eckpunkte-
papier zum 
MEG (Maß-
nahmenka-
talog Nr. 
35) 

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
F Andere Maßnahmen  
 345     Erleichterung von 

Planungsvorhaben 
für die Innenent-
wicklung der Städ-
te 

 - Einführung eines beschleunigten Verfahrens für 
bestimmte Bebauungspläne - Sicherung der Praktikabi-
lität des Vorhaben- und Erschließungsplans - Erhöhung 
der Rechtssicherheit - Erleichterung des Abschlusses 
von Sanierungsverfahren 

Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungs-
vorhaben für die 
Innenentwicklung der 
Städte 

    in Kraft seit 1. 
Januar 2007 

ja Eckpunkte-
papier zum 
MEG (Maß-
nahmenka-
talog Nr. 
25) 

 346     Planungsbe-
schleunigung für 
Infrastrukturvorha-
ben 

ermöglicht bundesweit einheitlich gestraffte, vereinfach-
te und verkürzte Planungsprozesse für den Verkehrs-
wege-, Energie- und Versorgungsleitungsbau 

Infrastrukturpla-
nungsbeschleuni-
gungsgesetz 

  geringfügi-
ge Entlas-
tungen 

in Kraft seit 
17. Dezem-
ber 2006 

ja Eckpunkte-
papier zum 
MEG (Maß-
nahmenka-
talog Nr. 
12) 

 347     Zusammenführung 
von Rechtsvor-
schriften über die 
Sport- und Frei-
zeitschifffahrt im 
Seebereich 

mehr Transparenz und Klarheit durch Zusammenle-
gung von Vorschriften 

Sportbootführer-
scheinverordnung-
See, See-
Sportbootverordnung, 
Sportseeschiffer-
scheinverordnung 

    hat begonnen ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 348     Gesetz und Ver-

ordnung zur Ver-
einfachung der 
abfallrechtlichen 
Überwachung 

Ziele: Formelle und strukturelle Anpassung 
der Überwachung an die Vorgaben des EG-
Rechts, Einführung elektronischer Medien in 
der formalisierten Überwachung und Aus-
schöpfung von Vereinfachungsoptionen in 
Einzelbereichen 

Gesetz und 
Verordnung 
zur Verein-
fachung der 
abfallrecht-
lichen 
Überwa-
chung 

    Rechtsetzung 
ist abgeschlos-
sen. Einführung 
der elektroni-
schen Nach-
weisführung in 
die Vollzugs-
praxis erfolgt 
bis 1. April 
2010. Die 
hierzu erforder-
lichen Daten-
schnittstellen 
hat BMU im 
März 2007 
bekannt gege-
ben. 

ja   

C Aufhebung / Vereinfachung von Melde-, Vorlage- und Kennzeichnungspflichten  
 349     Änderung der 11. 

Verordnung zur 
Durchführung des 
Bundes-
Immissionsschutz-
gesetzes  

a) Freistellung bestimmter Anlagenarten von 
der Pflicht zur Abgabe der Emissionserklä-
rung  
b) Reduktion des Berichtsumfangs für Betrei-
ber und Behörden 

Elfte Ver-
ordnung 
zur Durch-
führung des 
Bundes-
Immissi-
onsschutz-
gesetzes 
(Verord-
nung über 
Emissions-
erklärun-
gen) 

    in Kraft seit 5. 
März 2007 

ja   

F Andere Maßnahmen  
 350     Zuteilungsverord-

nung 2012 
Die Zuteilungsverordnung 2012 (ZuV 2012) 
konkretisiert in erster Linie die Berech-
nungsmethoden der im Zuteilungsgesetz 
2012 geregelten Zuteilungsregeln. Daneben 
bestimmt sie die im Zuteilungsantrag erfor-
derlichen Angaben, Unterlagen und die 
Anforderungen  

Zuteilungs-
verordnung 

5,2 Mio. Euro   in Kraft seit 18. 
August 2007 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 351     Reduzierung und 
Beschleunigung 
von immissions-
schutzrechtlichen 
Genehmigungsver-
fahren 

Reduzierung der Anzahl von immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftigen 
Anlagen sowie Ermessen zur Durchführung 
von Erörterungsterminen in Genehmigungs-
verfahren 

Gesetz zur 
Reduzie-
rung und 
Beschleu-
nigung von 
immissi-
onsschutz-
rechtlichen 
Genehmi-
gungsver-
fahren 

38 Mio. Euro   Verkündung 29. 
Oktober 2007 

ja   

 352     Aufhebung zweier 
Informationspflich-
ten Gesetz über 
die Umweltverträg-
lichkeit von 
Wasch- und Reini-
gungsmitteln 
(WRMG)  

Mit dem neuen Gesetz über die Umweltver-
träglichkeit von Wasch- und Reinigungsmit-
teln (WRMG) vom 29. April 2007 wurden 
zwei Informationspflichten aufgehoben. Die 
diesbezügliche Einsparungen sind unter 
Zugrundelegung des „vereinfachten Verfah-
rens“ im Ergebnis geringfügig. 

Gesetz 
über die 
Umweltver-
träglichkeit 
von 
Wasch- 
und Reini-
gungsmit-
teln 
(WRMG) 

geringfügige Entlastungen   Gesetz vom 29. 
April 2007 

ja   

 353     Recht der Erneu-
erbaren Energien 
im Strombereich – 
EEG - Modifizie-
rung und Abschaf-
fung von Informati-
onspflichten 

mit dem Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der Erneuerbaren Energien im Strombereich 
– EEG - werden im Bereich der Wirtschaft 
weitere Informationspflichten in diesem 
Bereich eingeführt, modifiziert und abge-
schafft.  

Gesetz zur 
Neurege-
lung des 
Rechts der 
Erneuerba-
ren Ener-
gien im 
Strombe-
reich 

0,31 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja Gesetz zur 
Neurege-
lung des 
Rechts der 
Erneuerba-
ren Ener-
gien im 
Strombe-
reich und 
zur Ände-
rung damit 
zusam-
menhän-
gender 
Vorschrif-
ten 

 354     REACH-
Anpassungsgesetz 

Das BMU hat mit dem REACH-
Anpassungsgesetzes insgesamt sechs 
Informationspflichten für Unternehmen abge-
schafft. Zudem werden auf dieser Grundlage 
Gebühren in Höhe von 634.000 Euro einge-
spart. 

REACH-
Anpas-
sungsge-
setz 

1,5 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Juni 2008 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
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anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 355     Gesetz zur Ände-
rung der Rechts-
grundlagen zum 
Emissionshandel 
im Hinblick auf die 
Zuteilungsperiode 
2008 bis 2012 vom 
7. August 2007 

Das BMU hat mit dem Gesetz zur Änderung 
der Rechtsgrundlagen zum Emissionshandel 
für die Zuteilungsperiode 2008-2012 eine 
Vereinfachung des Regelwerks vorgenom-
men, so dass im Ergebnis weniger Anlagen 
vom TEHG erfasst sind als in der Handelspe-
riode 2005-2007. Die Verfahren der Emmis-
sionsberichterstattung wurden zudem verein-
facht. 

Gesetz zur 
Änderung 
der Rechts-
grundlagen 
zum Emis-
sionshan-
del im 
Hinblick auf 
die Zutei-
lungsperio-
de 2008 bis 
2012 vom 
7. August 
2007 

24,5 Mio. Euro   In Kraft seit 11. 
August 2007 

ja   

 356     Integrierte Depo-
nieverordnung 

Zusammenführung von Deponieverordnung 
(DepV), Abfallablagerungsverordnung (Ab-
fAblV), Deponieverwertungsverordnung 
(DepVerwV) und Umsetzung der Bergbauab-
fallRL für die Betriebe, die nicht dem Berg-
recht unterliegen. Harmonisierung und Ent-
flechtung bestehender Anforderungen, 
Schaffung von Gestaltungs- und Entschei-
dungsspielräumen, soweit geboten und 
vertretbar. Impulssetzung zur Weiterentwick-
lung des Standes der Technik. 

Deponie-
verord-
nung, 
Abfallabla-
gerungsve-
rordnung, 
Deponie-
verwer-
tungsve-
rordnung, 
Bergbauab-
fallrichtlinie 

0,57 Mio. Euro   Verkündet am 
29. April 2009 
In Kraft seit 16. 
Juli 2009 

ja   

 357     5. Verordnung zur 
Änderung der 
Verpackungsver-
ordnung 

Ziel: Förderung eines fairen Wettbewerbs bei 
der Verpackungsentsorgung; Eckpunkte: 
Pflicht, sich mit Verkaufsverpackungen, die 
bei privaten Haushalten anfallen, an einem 
haushaltsnahen Sammelsystem zu beteiligen 
Pflicht zur Hinterlegung von Vollständigkeits-
erklärungen 

Verpa-
ckungsve-
rordnung 

204,5 Mio. Euro   In Kraft seit 1. 
Januar 2009 

ja   

 358     Modernisierung 
des Wasserrechts 

Überführung des geltenden Rahmenrechts 
des Bundes in eine Vollregelung mit teilwei-
ser Ablösung von 16 Länderregelungen. 
Systematisierung und Modernisierung des 
Wasserrechts. 

Gesetz zur 
Modernisie-
rung des 
Wasser-
rechts 

geringfügige Entlastungen   Inkrafttreten am 
1. März 2010. 

nein   
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2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 359     Modernisierung 
des Naturschutz-
rechts 

Naturschutzrecht unterliegt nach Föderalis-
musreform der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes, daher Um-
wandlung des bisherigen Rahmenrechts des 
Bundes in Vollregelungen unter Berücksich-
tigung bestimmter Abweichungsmöglichkei-
ten der Länder 

Gesetz zur 
Neurege-
lung des 
Rechts des 
Natur-
schutzes 
und der 
Land-
schaftspfle
ge 

Durch die Ablösung des Bundesnaturschutzgesetzes 
entfällt die bislang § 5 Abs. 4 BNatSchG zugeordnete 
Informationspflicht mit Bürokratiekosten in Höhe von 
108.861.000 Euro. Die Bürokratiekosten fallen daher im 
Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege nicht mehr an und sind, 
soweit im landwirtschaftlichen Fachrecht entsprechende 
Informationspflichten bestehen, dort zu erfassen.  

  Inkrafttreten am 
1. März 2010. 

nein   
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anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

Bundesministerium für Bildung und Forschung  
 Bereits umgesetzte Entlastungsmaßnahmen in Bezug auf Informationspflichten   
 D Aufhebung / Vereinfachung von Antrags- bzw. Genehmigungspflichten  
 360     Erleichterung des 

Antrags auf Eintra-
gung eines Be-
rufsausbildungs-
verhältnisses 

Wegfall der Verpflichtung, mit dem Antrag 
neben dem vollständigen Ausbildungsvertrag 
immer auch den jeweiligen Ausbildungsplan 
vorzulegen. Künftig reicht der Bezug auf eine 
bereits vorliegende Version des Ausbil-
dungsplans, wenn sich gegenüber einem 
vorangehenden Ausbildungsverhältnis keine 
Änderungen ergeben. 

Berufsbil-
dungsge-
setz 

    in Kraft ja   

 361     Wegfall des Kin-
derteilerlasses, 
Pauschalierung bei 
der Reisekostener-
stattung 

Kinderteilerlass entfällt, bei Reisekosten 
künftig Erstattung nach Pauschalen anstelle 
tatsächlicher Kosten 

Bundes-
ausbil-
dungsför-
derungsge-
setz 

    22. BAfö-
GÄndG ist in 
Kraft, 
einschließl. 
Pauschalierung 
Reisekosten; 
Wirkung Kin-
derteilerlass 
zum 1. Januar 
2010 

ja   

 362     Novelle des Auf-
stiegsausbildungs-
förderungsgeset-
zes 

Im Rahmen der am 1. Juli 2009 in Kraft 
getretenen AFBG - Novelle ist eine Informa-
tionspflicht für den Bürger abgeschafft wor-
den. Er/sie muss nicht mehr nachweisen, 
dass Kinderbetreuungskosten entstanden 
sind. Vielmehr wird der Betreuungszuschuss 
pauschal i. H. v. 113 Euro im Monat und 
ohne Nachweis der Kosten für Alleinerzie-
hende gewährt, die mit einem Kind im ge-
meinsamen Haushalt leben, sofern das Kind 
das 10. Lebensjahres noch nicht vollendet 
hat. 

Gesetz zur 
Förderung 
der berufli-
chen Auf-
stiegsfort-
bildung 
(Aufstiegs-
fortbil-
dungsför-
derungsge-
setz) 

    in Kraft ja   

Sonstige Entlastungsmaßnahmen  
A Einführung / Verbesserung von Online-Verfahren  
 363     profi-online Elektronische Unterstützung und Abwicklung 

von Zuwendungsverfahren durch Internet-
Portal (profi online) im Projektförderinforma-
tionssystem profi 

unterge-
setzlich 

    seit September 
2008 für alle 
Zuwendungs-
empfänger 
verfügbar 

ja   
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Ressort Maßnahme Beschreibung Gesetz Quantifizierung der Entlastung der Wirtschaft November 
2009 

anderweitige 
Entlastungen 
(Bürger/ Ver-
waltung) 

Umsetzung in 
Kraft 

enthalten in  

 364     Initiative Wissen-
schaftsfreiheitsge-
setz 

Aufhebung bestehender zusätzlicher Rege-
lungen bei der Projektförderung an institutio-
nell geförderte Forschungseinrichtungen 
Anhebung der Bagatellgrenze für freihändige 
Vergaben im Wettbewerb auf 30 Tausend 
Euro für institutionell geförderte Forschungs-
einrichtung 
Im Rahmen der anstehenden Novellierung 
der VOL/A hat sich die Bundesregierung für 
weitere forschungsspezifische Erleichterun-
gen unterhalb des EU-Schwellenwertes 
eingesetzt 

unterge-
setzlich 

    teilweise be-
reits umge-
setzt; Novellie-
rung VOL/A 
steht bevor  

ja   

F Andere Maßnahmen  
 365     Förderinstrumente Einführung neuer, vereinfachter Förderin-

strumente (z.B. Forschungsprämie, KMU 
innovativ) im Rahmen der Hightech-Strategie 

unterge-
setzlich 

    sukzessive seit 
Februar 2007, 
realisiert 

ja   
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1. Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Der Koalitionsvertrag zwischen  

 CDU, CSU und FDP vom 26. Oktober 2009 (Auszug) 

 

I.1.3. Investitionsbremsen lösen  

Bürokratieabbau 

Der freiheitliche Staat soll nicht bevormunden, sondern den Gestaltungsraum von Bürgern 

und Unternehmen respektieren. Regulierungen sollen nur dort geschaffen werden, wo es 

zum Schutz des Schwächeren und zur Wahrung wichtiger Gemeinschaftsgüter und eines 

Ordnungsrahmens erforderlich ist. Regeln sind kein Selbstzweck, weshalb es nicht mehr 

Regeln geben soll, als erforderlich. Notwendige Regelungen müssen schlank und verläss-

lich, Verwaltungs- und gerichtliche Verfahren zügig sein. 

Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung wirken wie ein Wachstumsprogramm zum 

Nulltarif. Gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise wollen wir dieses Potential nutzen. Alle 

Ressorts werden deshalb bestehende Bürokratielasten fortlaufend und eigenständig reduzie-

ren und neue Belastungen vermeiden. 

Bisher werden die durch die gesetzlichen Informationspflichten der Wirtschaft verursach-

ten Kosten gemessen. Um die Bürokratiekosten weiter einzudämmen, werden wir künftig ·  

� die gesetzlichen Informationspflichten auch für die Bürger und  

� die gesetzlichen Handlungspflichten für Wirtschaft, Bürger und Verwaltung prüfen, 

bevor Gesetze vorgelegt werden. 

Dazu werden wir den Normenkontrollrat (NKR) stärken und seine Kompetenzen ausbauen. 

Wir prüfen, wie das gegenwärtige Mandat des NKR bei der Verabschiedung neuer Rege-

lungen auf die Einhaltung der methodengerechten Durchführung der festgelegten Anforde-

rungen erweitert werden kann. Bei Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-

schriften ist verstärkt von der Möglichkeit der Befristung Gebrauch zu machen. Der Nor-

menkontrollrat wird gebeten, bei seinen Stellungnahmen die Möglichkeiten der Befristung 

ausdrücklich zu untersuchen. 

Insbesondere wollen wir eine Plausibilitätsprüfung der so genannten sonstigen Bürokratie-

kosten in den Aufgabenbereich des NKR übertragen. 

Vor der Verständigung auf Vorschläge der Bundesregierung für eine erneute Berufung des 

NKR werden wir Größe und Zusammensetzung dieses Gremiums vor dem Hintergrund 

seines erweiterten Mandats überprüfen. 
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Wir bekräftigen die bestehende Verpflichtung, die gemessenen Kosten aus bundesrechtli-

chen Informationspflichten der Wirtschaft bis 2011 im Vergleich zu 2006 um netto 

25 Prozent zu reduzieren. Dazu legen die Bundesministerien bis 1. Juli 2010 jeweils ver-

bindliche Umsetzungspläne vor. Über den Zeitraum 2011 hinaus wird die Bundesregierung 

ein weiteres anspruchsvolles Reduktionsziel auch für den gesamten gemessenen Erfül-

lungsaufwand festlegen. 

Wir werden in einem ersten Schritt umgehend konkrete Möglichkeiten aufzeigen, wie in 

den folgenden Bereichen für Wirtschaft, Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung der 

gesamte messbare Erfüllungsaufwand um durchschnittlich 25 Prozent netto reduziert wer-

den kann und bis 2011 entsprechende Änderungen in folgenden Bereichen vornehmen, 

beispielsweise: 

� Planungs- und Baurecht von Infrastrukturvorhaben; 

� Steuererklärungen, steuerliche und zollrechtliche Nachweispflichten; 

� Harmonisierung und Verkürzung der Aufbewahrungs- und Prüfungsfristen nach Han-

dels-, Steuer-, und Sozialrecht; 

� Betriebliche Beauftragte; 

� Antrag auf gesetzliche Leistungen, insbesondere für 

o Existenzgründer und Kleinunternehmen sowie bei drohender Firmeninsolvenz; 

o Menschen, die pflegebedürftig, chronisch krank oder akut schwer krank sind; 

o Familien und Alleinerziehende; 

� Erleichterung der elektronischen Übermittlung der Gewerbeanzeige. 

Wir prüfen, wie die Verpflichtungen und Schwellenwerte des Handels-, Steuer-, Arbeits- 

und Sozialrechts rechtsbereichsübergreifend harmonisiert werden können (z. B. Vereinheit-

lichung des Einkommensbegriffs). Die von Arbeitgebern auszustellenden Bescheinigungen 

und Entgeltnachweise werden bis spätestens 2015 in ein elektronisches Verfahren über-

führt. 

Wir wollen innerhalb der Bundesregierung ein „Frühwarnsystem“ mit einer mittelstands-

orientierten Gesetzesfolgenabschätzung für europäische Regelungen implementieren. 

Wir setzen uns aktiv für die Einsetzung eines unabhängigen Rates für Bürokratieabbau bei 

der EU-Kommission nach dem Vorbild des NKR ein und fordern die EU-Kommission auf, 

weitere Vereinfachungsmaßnahmen auf den Weg zu bringen, insbesondere auf dem Gebiet 

der Landwirtschaft. Die Tätigkeit des NKR und des geplanten unabhängigen Rates für Bü-

rokratieabbau sind miteinander zu vernetzen und aufeinander abzustimmen. Außerdem 
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unterstützen wir die Annahme der Vereinfachungsvorschläge der EU-Kommission aus dem 

Aktionsprogramm zum Abbau von Verwaltungslasten. Wir werden bei den Verhandlungen 

zu neuen Regelungsvorhaben der EU auf einer plausiblen Folgekostenschätzung bestehen 

und eigene Vorschläge zur Vereinfachung einbringen. Wir werden EU-Richtlinien wettbe-

werbsneutral („1 zu 1“) umsetzen, damit Unternehmen am Standort Deutschland kein 

Wettbewerbsnachteil entsteht. 

Das geltende AGG werden wir im Hinblick auf einen möglichen Abbau von Bürokratielas-

ten überprüfen. 

Wir setzen uns aktiv gegen alle Formen von Diskriminierung ein. Den ungeeigneten Ent-

wurf der Europäischen Kommission zur 5. Antidiskriminierungsrichtlinie lehnen wir aller-

dings ab. 
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2. Beschlüsse der Kabinettklausur am 17. und 18. November 2009 (Auszug) 

 

Die Bundesregierung hat folgenden Beschluss gefasst: 

Elemente für neues, nachhaltiges Wachstum, hier: Bürokratieabbau 

(u. a. Normenkontrollrat) 

Die Bundesregierung wird nur dort regulieren, wo es unbedingt erforderlich ist. Freiheit 

zum Handeln für Bürgerinnen, Bürger und die Wirtschaft schafft Wachstum und 

Wohlstand. Wenn Regeln unbedingt erforderlich sind, wird die Bundesregierung den Auf-

wand für ihre Erfüllung so gering wie möglich halten, auch im Bereich des EU-Rechts. Das 

ist das tragende Prinzip des Programms der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung weitet Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung auf die Betrach-

tung des gesamten Aufwandes zur Erfüllung bundesrechtlicher Vorgaben aus.Hierfür wird 

die Bundesregierung auch das Mandat des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) erwei-

tern und eine entsprechende Änderung des NKR-Gesetzes auf den Weg bringen. Die Fest-

legungen hierzu trifft das Kabinett spätestens im Januar 2010. 

Die Bundesregierung untersucht und reduziert die bestehenden Belastungen in den im Koa-

litionsvertrag genannten Lebens- und Rechtsbereichen. Spätestens im April 2010 werden 

dazu erste Vereinfachungsprojekte beginnen. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


